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INLEITUNG. 



VV ährend gegenwärtig das Verfahren in Civilrechts- 
ftreitigkeiten in allen Baltifchen Rechtsgebieten durch pro- 
vinzielle Rechtsnormen und, foweit diefe lückenhaft erscheinen, 
durch die däfelbft als fubfidiäres Recht gelt^de Theorie des 
gemeinen deutfchen CivUproceffes geregelt ift, sollen in allen 
Civilrechtsftreitigkeiten, für welche die künftig in den Oft- 
feeprovinzen in's Leben zxl rufenden Friedensgerichte zu- 
ftändig fein werden, andere Procefsgefetze zur Richtfchnur 
dienen. Diefe Gefetze find : 

1. Die Art i und 19 — 43 der befonderen Beftimmungen 
über die Ausdehnung der Friedensrichterinftitutionen 
auf die Gouvernements Liv-, Eft- und Kurland vom 
28. Mai 1880 — und 

2. Das erfte Buch der Civilproceffordnung des Reiches 
vom 20. November 1864 nebft den zur Ergänzung 
diefes Codex erlaffenen Gefetzen. 

Der erfte Artikel der befonderen Beftimmungen fchreibt 
vor, dafs das erfte Buch der Civilprocefsordnung des Reichs 
und die zur Ergänzung derfdben erlaffenen Gefetze, foweit 
diefe, wie jene fich auf die Verhandlung der den Friedens- 
richtern und den Friedensricl^terverfammlungen competiren- 
den Sachen beziehen, in den Gouvernements Liv-, Eft- und 
•Kurland eingeführt werden, jedoch mit den Ausnahmen, 
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welche in den Art. 19 — 43 der befonderen Beftimmungen 
vorgefehen find. Nach diefem Wortlaute ift zwar nicht der 
ganze Givilprocefs des Reichs, fondem nur das I. Buch des- 
felben, welches über die Ordnung des Verfahrens vor den 
Friedensgerichten handelt, nebft dazu gehörigen Ergänzungen 
auf die Ofbfeeprovinzen ausgedehnt. . Da jedoch in dem 
Art. 80 des erften Buches, (welches ich der Kürze wegen 
immer Friedensrichterprocefs nennen werde) ^ ausgefprochen 
ift, dafs «der Friedensrichter, wenn er in Betreff der Ordnung 
«des Gerichtsverfahrens auf Schwierigkeiten flöfst, diefelben 
«durch Vergleichung der im Friedensrichterproceffe enthal 
«:tenen Beftimmungen mit den ausführlichen Regeln des 
«c zweiten, das Verfahren vor den CoUegialgerichten des 
«Reichs betreffenden Buches der Civilprocefsordnung zu be- 
<feitigen habe»; fo läfst fich nicht in Abrede ftellen, dafs 
auch der provinzielle Friedensrichter durch die Vorfchrift 
des Art» 80 verpflichtet ift und daher das II. Buch vder 
Civilprocefsordnung als Hülfsrecht zu berückfichtigen hat. 
Wie aber, wenn er bei Verhandlung von Civilrechtsftreitig- 
keiten auf Fragen, ftöfst, zu deren Beantwortung er weder 
aus dem Friedensrichterproceffe noch aus dem IL Buche der 
Civilprocefsordnung, noch auch aus den Ergänzungen des einen 
oder des andern etwas zu entnehmen vermag t Ift er dann auf 
analogifche Gefetzanwendung, oder, wenn fich dazu kein 
Anhalt findet, auf fein fubjectives Gutdünken angewiefen? In 
dem Inneren des Reiches vielleicht, in den Oftfeeprovinzen 
nicht und zwar aus den gleich zu entwickelnden Gründen. 

In Betreff der provinziellen T'^ocefsnormeh, unter wel- 
chem Ausdruck ich das gefammte in den Provinzen gegen- 
wärtig geltende Procefsrecht, es beruhe auf einheimifchen 
Rechtsquellen oder auf dem gemeinen deutfchen Givilprocefs, 
zufammenfaffe, läfst fich unterfcheiden : 



1 . zwifchen folchen Procefsgefetzen , welche in dem 
Theil III des Provinzialrechts (Privatrecht) oder in 
einer der örtlichen Bauerverordnungen und deren 
Ergänzungen Aufnahme gefunden haben — und 

2. folchen Procefsnormen, die in keinem diefer Gefetz- 
bücher zum Ausdruck gelangt find. 

Auf die erfteren Procefsgefetze ift in den befonderen 
Beftimmungen vom 28. Mai 1880 Bedacht genommen wor- 
den, denn der Art. 19 derfelben verordnet, dafs der provin- 
zielle Friedensrichter «fich bei Entfcheidung von Civilfachen 
*nach dem provinziellen Privatrechte und d^n Bauerverord- 
<nungen zu richten habe,* mit Ausfchlufo derjenigen Beflim- 

< mungen in diefen Geietzbüchera, welche, die Bedeutung von 

< Procefsregeln haben und durch die Civilprocefeordnung und 
«die gegenwärtigen Ergänzungsregeln (d. h. durch die be- 
«fonderen Beftimmungen vom 28. Mui 1880) erfetzt werden, 

Ausgefchloffen und in Civilflreitigkeiten , für die der 
Friedensrichter zuftändig ift, nicht mehr anwendbar find 
mithin nur diejenigen procefsrechtlichen Normen des Privat- 
rechts und der Bauerverordnungen, die durch entfprechende 
neue Vorfchriften der Civilprocefsordnung ' oder der fpecieP. 
für die Oftfeeprovinzen erlaffenen befonderen Beftimmungen 
erfetzt worden. Soweit das nicht gefchehen, foweit allo im 
provinziellen Privatrechte od6r in den Bauerverordnungen 
Procefsgefetze enthalten find, die einen von der Civilprocefs- 
ordnung oder den befonderen Beftimmungen ganz und gar- 
nicht berührten Gegenftand betreffen oder auch nur über- 
haupt mit keiner Vorfchrift derfdben in Widerfpruch ftehen, 
haben fie auch in der Reclitspflege der Friedensgerichte nach 
wie vor verbindende Kraft, für den Richter fowohl, als für 
die Parteien. 

Ganz daiTelbe mufs von der grofsen Zahl derjenigen 
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in deq Provinzen gleichfalb geltenden Procefsnormen behaup- 
tet werden, velche weder in das provinzielle Privatrecht, noch 
in die Baucrverordungen aufgenomitien find. Da. diefe Pro- 
cefsnormen in den die Einfuhrung der Friedensrichterinftilu- 
tionen anordnenden Gefetzen vom 28. Mai 1880 gänzlich 
mit Stillfchweigen übergangen worden find und da es 
auch fonft an' einer jene Procefsnormen ausdrücklicTi auf- 
hebenden Vorfchrift fehlt-, fo leuchtet von felbft ein, dafs 
diefelben als älteres Gefetz durch das jüngere Gefetz, d. i. hier 
durch die befonderen Beftimmungen vom 28. Mai 1880 und 
den Friedensrichterprocefs, nur in foweit aufser Kraft gefetzt 
werden, alsfie mit den letzteren in Widerfpruch flehen. 

Hiernach ifl gewifs, dafs die provinziellen Friedensge- 
richte, fobald fie in Wirkfamkeit getreten, berechtigt und 
verpflichtet fein werden, die gegenwärtig in den Provinzen 
geltenden Procefsnormen, fie mögen in ein provinzielles 
Gefetzbuch aufgenommen fein oder nicht, überall da zur 
Anwendung zu bringen, wo fie weder mit den allgemeinen 
Prinzipien und der ganzen Anlage des Friedensrichterpro- 
ceffes, noch auch mit einzelnen Beftimmungen deflelben, 
noch auch endlich mit den befonderen Beflimmungen vom 
28 1^"» Mai 1880 in Widerfpnich treten. 

Dies Eegebnifs wird vielleicht denjenigen, die fich mit 
der Rechtspflege bisher weder theoretifch noch praktifch 
befchäftigt haben, die fich aber dennoch zur Uebemahme 
eines friedensrichterlichen Amtes anfchicken, von rein prak- 
tifchem Standpunkte ziemlich bedeutungslos erfcheinen, weil 
fie wahrfcheinlich als felbflverfländlich vorausfetzen, dafs die 
provinziellen Friedensrichter für das von ihnen zu beobach- 
tende Procefsverfahren einen fichem Anhalt in den Beflim- 
mungen des Friedensrichterprocesfes und wenn da nicht, fo 
doch jedenfalls in dem IL Buche der Civilprocefsordnung 



finden und deshalb kaum jemals in die Lage kommen wer- 
den, auf die provinziellen Procefsfalzungen zurückgreifen zu 
müiTen. Gleichwohl bin ich überzeugt, dafs die fo Denken- 
den irren und ihren Irrthum bald erkennen werden, wenn fie 
als Friedensrichter in die Verhandlung anhängiger Civilsachen 
thatfächlich eintreten oder fich die Mühe geben, die ganze 
Civilprocefsordnung des Reichs nebft den fiir die Oilfeepro- 
vinzen erlaffenen befonderen Beftimmungen einer aufmerkfa- 
iiien Durchficht zu unterziehen. Thuen fie das Eine oder 
das Andere oder thuen fie Beides, fo wird ihnen nicht ver- 
borgen bleiben, dafs nicht wenige Beftimmungen des Frie- 
densrichterprocesfes , des II. Buchs der Civilprocefsordnung 
und der befondern Beftimmungen, weil fie ohne Berückfichti- 
gung der Satzungen und Terminologien des provinziellen 
Privatrechts redig^rt find,' der Rechtspflege in den Oftfee 
Provinzen fehr erhebliche Schwierigkeiten in den Weg legen 
muffen, dafs wieder andere Beftimmungen ganzUdazu ange- 
than find, fchwer zu löfende Zweifel und Controverfen her- 
aufzubefchwören — und dafs die Civilprocefsordnung des 
Reichs mit Beftimmungen des materiellen Procefsrechts über- 
haupt fo fpärlich ausgeftattet ift, dafs fie in diefer Hinficht 
in mehreren Abfchnitten grofse Lücken darbietet. Ks kann 
mir natürlich nicht in den Sinn kommen, für diefe Behaup- 
tungen ohne Beweisführung Glauben in Anfpruch zu nehmen 
und werde ich mich daher bemühen, das Behauptete durch 
<jründe zu erhärten. Gleichwohl würde man mir Unrecht 
thun, wenn man annehmen wollte, dafs Freude an der Kri- 
tik und Verftimmung darüber, dafs die den Friedensrichter- 
procefs betreffenden Wünfche der Stände fo völlig unbeach- 
tet geblieben, mir die Feder in die Hand gedrückt und dafs 
ich nur fchreibe, um jener Verftimmung Luft zu machen. 
Das Motiv, welches mich zu diefer kleinen Schrift veraiüafst 
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Verfchiedenheiten würde fehr umftändliche Nachforfchungen 
und Feftftellungen vorausfetzen und zu Erörterungen führen, 
die in . dem Rahmen diefer Schrift keinen Raum haben. 
Dieferhalb werde ich mich auf Angabe derjenigen, neben 
dem Friedensrichterprocefs geltenden provinziellen Procefs- 
normen befchränken, denen ich eine hervorragende praktifche 
Bedeutung beimeffen zu muffen glaube und die in allen bal- 
tifchen Rechtsgebieten oder doch in den meiften bei Ver- 
handlung der den Friedensgerichten zuftandigen Civilfachen 
zur praktifchen Anwendung zu bringen fein dürften. Von 
einer Angabe der Rechlsquellen, auf denen jene provinziellen 
Pi ocefsnormen beruhen, glaube ich aus dem Grunde abfehen 
zu dürfen, weil fie meiften theils in der Theorie des gemeinen 
deutfchen Civilproceffes wurzeln und fich vorzugsweife aus 
dem im Jahr 1867 von dem damaligen Herrn Generalgou- 
verneur zur Allcrhöchften Beftätigung vorgeftellten und von 
den Ständen gut geheifsenen Entwürfe eines Einzelrichterge- 
fetzes für die Oftfeeprovinzen entlehnen lafTen. 



Capitel I. 

Gerichtsbarkeit. 

A. Vorfchriften des Friedeyisrichterproceffes, welche die 
Gerichtsbarkeit in poßtiver Weife beßimmen, 

. § J- 

JL/ie Civilprocefsordiiung des Reichs enthält in den 
Art. I — 28 allgemeine Beftimmung.en, die auf alle Verhand- 
lungen in Civilrechtsftreitigkeiten anzuwenden find, gleichviel 
ob die letzteren in erfter Inftanz vor ein Bezirksgericht oder 
einen Friedensrichter gehören. Demnach hätte ich mit Be- 
leuchtung diefer allgemeinen Artikel zu beginnen. Ich laffe 
fie jedoch vorläufig zur Seite liegen, weil die Bedeutung 
ganz allgemeiner Rechtsfätze meifl:entheils erfl: deutlich her- 
vortritt, nachdem diö fpeciellen Beftimmungen einer einge- 
henden Betrachtung unterzogen worden. 

Die Art. 29—31 des erften Hauptftückes des Friedens, 
richtcrproceffes handeln von der Gerichtsbarkeit der Friedens- 
richter. Der Art. 29 beftimmt die Gerichtsbarkeit in pofi- 
tiver Weife und zerfällt in 5 Punkte. Wie indefs aus dem 
Art. 21 der befonderen Beftimmungen erfichtlich, follen von 
■diefen 5 Punkten nur der erfte und zweite auf die Oftfee- 
provinzen Anwendung finden, die drei letzten Punkte da- 
gegen find für Liv-, Eft- und Kurland durch 5 andere, in 
den befonderen Beftimmungen angegebene, Punkte erfetzt. 
Diefer Abänderung des Art. 29 des Friedensrichterproceffes 
entfprechend, unterliegen der Gerichtsbarkeit der provinziellen 
Friedensrichter : 



»4 

f 

« I . Klagen aus perfönlichen Verbindlichkeiten und Ver- 
«trägen und über bewegliches Vermögen im Werthe 
«von nicht mehr als 500 Rbl. ; 
«2 Schadensftandsklagen , wenn der Betrag derfelben 
«500 Rbl. nicht überfteigt oder zur Zeit der Klage- 
«erhebung nicht genau beftimmt werden kann. 
«3. Klageh auf Wiederherftellung geftörten Befitzes (Art. 

«682 — 699 des Thl. III des Provinzialrechts) ; 
«4. Klagen wegen Störung der Nutzung von Servituten 
«an einem Immobil, wenn feit der Störung nicht 
«mehr als ein Jahr vergangen ift; 
«5. Klagen auf Verweifung einer beweglichen Sache 

«(Art. 4593—4600 des Thl III des iPr.-Rechts); 
«6. -Bitten um Sicherung des Beweifes in Bezug auf 

«Klagen im Belaufe jeder Summe und 
«7. Bitten um vorläufige Sicherftellung von Klagen im 
«Belaufe jeder Summe vor Erhebung derfelben. 
ad Punkte i, 2 und 5. Nach Art. 2907 des Privat- 
rechts find «Forderungsrechte folche ,• vermöge deren eine 
«Perfon — in diefer Beziehung Schuldner genannt — einer 
«anderen Perfon — dem Gläubiger — zu einer Handlung 
«verpflichtet ift, die einen Vermögenswerth hat.» An einem 
folchen Rechte laffen fich bekanntlich immer zwei Seitea 
unterfcheiden , nämlich das Recht des Gläubigers, eine ge- 
wiffe Handlung von dem Schuldner zu fordern, urtd die 
Verbindlichkeit des letzteren, diefe Handlung dem Gläubiger 
zu leiften. Recht und Verbindlichkeit find hier immer per- 
fönlicher Natur. Wenn nun der Punkt i des Art. 29 die 
Friedensrichter für Klagen aus perfönlichen Verbindlichkeiten 
zuftändig erklärt, fo find damit zweifellos Klagen gemeint, 
die auf Geltendmachung eines Forderungsrechts gerichtet 
find. Weshalb aber der Punkt i neben den Klagen aus 
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perfönlichen Verbindlichkeiten, noch der Klagen aus Ver- 
trägen befonders erwähnt, ift nicht erfichtlich, denn die einen 
wie die anderen beruhen auf Forderungsrechten und beide 
find Klagen aus perfönlichen Verbindlichkeiten, wobei gar- 
nichts darauf ankommt, ob die perfönliche Verbindlichkeit 
aus einem Vertrage, oder aus einer unerlaubten Handlung 
oder aus einem -beflimmten Zuftand entfprungen ift, an den 
das Gefetz die Entftehung tfines Forderungsrechts angeknüpft; 
hat. (Vergl. Art. 2908 des Privatrechts). Nicht weniger 
befremdend ift es, dafs in den Punkten 2 und 5 Schadens- 
ftandsklagen und Klagen auf Vorweifung einer beweglichen 
Sache befonders als zur Competenz der Friedensrichter 
gehörig aufgezählt werden, da fie ja gleichfalls Klagen aus 
perfönlichen Verbindlichkeiten find und daher fchon in dem 
erften Punkte einbegriffen erfcheinen. Die hervorgehobene 
fachwidrige Gliederung der den Friedensrichtern zuftändigen 
Klagen th'ut freilich dem richtigen Verftändnifs des Textes 
keinen Eintrag; da fie aber in einer mangelhaften Vor- 
ftellung über einen der wichtigften privatrechtlichen Begriffe, 
nämlich über den Begriff der Forderungen zu wurzeln fcheint, 
fo ift fie fchwerlich geeignet, ein günftigeö Vorurtheil für 
die Redaction des Friedensrichterproceffes zu erwecken. Die 
provinziellen Friedensrichter können jedenfalls die in dem 
erften Punkte enthaltenen Worte «und Verträgen» und dea 
Puqkt 5 ignoriren, ohne deshalb den Umfang ihrer Zuftän- 
digkeit zu vermindern. Ein Gleiches kann von dem zweiten 
Punkte nur infofern nicht behauptet werden, als er zugleich 
beftimmt, dafs Klagen aus perfönlichen 'Verbindlichkeiten^ 
wenn fie auf Schadenserfatz gerichtet find, der Gerichtsbar- 
keit der Friedensrichter ausnahmsweife auch dann unter- 
liegen, wenn fich der Betrag des Schadens zur Zeit der 
Klageerhebung nicht genau beftimmen läfst. Nach dem 
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«nlen Punkte gehören zu der Zufländigkeit der Friedens- 
richter auch Klagen über bewegliches Vermögen. Diefe 
Beftimmung wird fich in den Provinzen für rechtsunkundige 
Friedensrichter wahrfcheinlich als gefährliche Klippe erweifen. 
Wenn z. B. der Käufer eines Immobils, deflen Werth den 
Betrag von 500 Rbl. nicht überfteigt, aus dem Kaufverträge 
wider den Käufer auf Traditioil des Immobils klagt, fo wird 
der rechtsunkundige Friedensrichter vermutlilich geneigt fein, 
die Klage, weil fie fcheinbar unbewegliches Vermögen be 
trifft, zurückzuweifen, wie auch .von den Friedensrichtern im 
Reiche regelmäfsig gefcheheh foU. Dennoch würde die Zu- 
rückweifung nur auf einer unrichtigen Auffaffung der perfön- 
lichen Verbindlichkeiten beruhen, da das Recht des Käufers 
auf Uebergabe des erilandenen Immobils ein Forderungs- 
recht ift und diefes nach Art. 537 des Privatrechts zum 
beweglichen Vermögen des Klägers gehört. 

Während der Einzelrichter in Deutfchland, der immer 
rechtskundig fein mufs,'für vermögensrechtliche Anfprüche 
bis zum Werthe von 300 Mark zuftändig ift, erftreckt fich 
die Zuftändigkeit der ruffifchen Friedensrichter auf Anfprüche 
bis zum Werthe von 500 RbL Dafs diefe Zuftändigkeits- 
grenze für die Oftfeeprovinzen viel zu hoch gegriffen ift, 
wird hier zu Lande kaum Jemand beftreiten. 

ad 3. In dem dritten Punkte ift zwar auf die Art. 
682 — 699 des Privatrechts Bezug genommen; allein weder 
in diefen Artikeln noch fonft wo im Privatrecht ift von einer 
Wiederherftellung geftörten Befitzes die Rede. Es 
kann davon überhaupt nicht die Rede fein, weil ein geftörter 
Befitz nach Art. 684 des Privatrechts noch lange nicht 
einem verlorenen Befitze gleichgeachtet werden kann, eine 
Klage auf Wiederherftellung des Befitzes aber felbftverftänd- 
lich vorausfetzt, dafs der Kläger den. Befitz verioren habe. 
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Die mit dem Citat völlig unvereinbare Faffung des Punkt 
3 läfst fich nur daraus erklären, dafs bei der Redaction des 
dritten Zuftändigkeitspunktes die fehr wefentlichen Unter- 
fchiede zwifchen einer blofsen Störung des Befitzes und dem 
Verluft deffelben ebenfowenig" beachtet worden , wie die 
Unterfchiede, die zwifchen den römifch rechtlichen Inter- 
dicten uti poffidetis und unde vi (fpolium) obwalten. Nach 
Lage der Sache wird dem provinziellen Friedensrichter 
nichts übrig bleiben, als fich ausfchliefslich an die citirten 
Art. 682 — 699 des Privatrechts zu halten und demgemäfe 
anzunehmen, der dritte Zuftändigkeitspunkt laute: 

Klagen, die den Schutz und die Erhaltung beftehenden 
Befitzes oder die Wiedererlangung verlorenen Befitzes zum 
Gegenftande habeh. 

ad 4. Obfchon in diefem Punkte nur von «Störung^ 
der Nutzung von Servituten an einem Immobil» die Rede 
ift, fo kann doch nicht zweifelhaft fein, dafs es fich hier 
abermals um eine Befitzftörung, nämlich um Störung unei- 
gentlichen Befitzes oder, mit anderen Worten, um Störung 
des Befitzes von Rechten (quafi poffeffio) handelt. (Vergl. 
Art. 624 des Privatrechts). Dies erhellt fchon aus dem Art. 
23 der befonderen Beftimmungen, denii indem diefer dem 
Friedensrichter zur Pflicht macht: «in den die Wiederherftel^ 
«lung eines geftörten Befitzes oder der Nutzung von Servi- 
«tujen betreffenden Sachen auch eine Prüfung der Documenta, 
«welche das Eigenthumsrecht an dem Immobil oder das 
«Servitutsrecht an demfelben beurkunden, nicht einzugehen, 
«fondem nur den geftörten Befitz oder die geftörte Nutzung 
«wieder herzuftellen> — erläutert er die Zuftändigkeitspunkte 
3 und 4 offenbar dahin, dafs die Friedensrichter in Befitz- 
und Servitutftreitigkeiten fich, unter Vermeidung alles Peti- 
torifchen, auf das Foffcflorium zu befchränken haben Würde 
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der 4. Zuftändigkeitspunkt fich auch auf petitorifche Servi- 
tutsklagen beziehen, f(/ wäre, wie hier zum Ueberflufe bemerkt 
wird, nicht einzufehen, weshalb er die Zuftändigkeit der 
Friedensrichter für Klagen wegen Störung der Nutzung von 
Servituten, von der Vorausfetzung abhängig macht, dafs 
feit der Störung nicht mehr als ein Jahr verfloffen, was mit 
dem über die Verjährung der Befitzklagen handelnden Art 
698 des Privatrechts übereinflimmt, während fiir die Ver- 
jährung petitorifcher Klagen nach ruffifchem, wie nach pro- 
- vinziellem Privatrechte, meift ganz andere Verjährungsfriften 
gelten. Bezieht fich aber der in Rede flehende Punkt hier- , 
nach nur auf die Störung des uneigentlichen Befitzes von 
Servituten an Immobilien, fo ift auch klar, dafs er überflüffig 
ifl und in der Praxis ganz ignorirt werden kann, denn da 
die in dem dritten Zuftändigkeitspunkte angezogenen Art. 
682 — 699 des Privatrechts nicht blofs über ^t\\ Befitz von 
Sachen, fondern auch über den Befitz von Rechten und 
fomit auch über den Befitz von Seryi tuten handeln und dabei 
die Gerechtfame angeben, welche dem Verletzten zuflehen, 
je nachdem er aus feinem Befitze verdrängt oder in demfd- 
ben nur geftört worden; fo ifl fchon durph den 3. Zuftän- 
digkeitspunkt feftgeflellt, dafs auch Servituten befrefifende 
Befitzklagen zur Zuftändigkeit der provinziellen Friedensrich- 
ter gehören. 

ad 6. Hier mag im Intereffe rechtsunkundiger Frie- 
densrichter nur bemerkt werden, dafs fie, wenn fie fich über 
den fraglichen Gegenftand aus Handbüchern über den gemei- 
nen Civilprocefs in theoretifcher Hinficht näher inftruiren 
wollen, nach dem Beweife zum ewigen Gedächtnifs zu. 
fuchen haben. 

ad 7. Nach Art. 36 der befonderen Beftimmungen ift 
der provinzielle Friedensrichter befugt, auf Antrag des 
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Gläubigers Arreft Verfügungen zu treffen, oder, wie es in 
dem Texte das Art. 36 ausgedrückt ift, die Klage vorläufig 
ficher zu ftellen. Vorausgefetzt wird dabei, dafs «der Schuld- 
ner feinen Wohnort mit der Abfxcht, fich der Erfüllung 
der Verbindlichkeit, für welche der Termin bereits cingetre- 
«ten iü oder binnen kurzer Zeit eintreten wird, zu entziehen, 
«heimlich verläfst oder -aber aus einem gemietheten Befitz- 
«thum.das dafelbft befindliche Mobilinr abführt. Eine folche 
caufa arresti kann felbftverftändlich fchon vor Beginn des 
Proceffes vorhanden fein, fie kann aber auch erft im Laufe 
des Procefies entftehen, wie denn auch die Erfahrung lehrt, 
dafs Schuldner, die fich der Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten 
entziehen wollen, viel häufiger nach Erhebung einer gegen 
fie gerichteten Klage, als vor Erhebung. derfelben, die Flucht 
ergreifen oder ihr Vermögen bei Seite (chaffen. Wenn maii, 
diefes beräckfichtigt und zugleich beachtet, dafs in dem fie- 
beuten Zuftäridigkeitspunkte ausgefprochen ift, der Friedens- 
richter fei zur vorläufigen Sicherftellung von Klagen vor 
deren Erhebung befugt, fo kann man fich zu der 
Annahme verleitet fehen, dals dem Friedensrichter der Erlafs 
von Arreftverfügungen nach erhobener Klage überhaupt 
unterfagt fei, was nicht allein mit der Doctrin und dem- 
provinziellen Procefsrechte in Widerfpruch ftände, fondem 
auch in vielen Fällen eine Preisgebung der des Schutzes 
bedürfenden Intereffen des Arreftimpetranten zur Folge hätte. 
Die Unftatthaftigkeit der obigen Annahme ergiebt fich jedoch 
fogleich, fobald der fiebente Zuftändigkeitspunkt mit dem 
Art. 125 des Friedensrichterproceffes und den Art. 590 und 
^91 des Buch II der Civilprocefsordnung verglichen wird.. 
Nach diefen Artikeln ift der Friedensrichter im Inneren des 
Reiches zum Erlafs von Arreftverfügungen nur bei Erhebung 
der Hauptklage oder im Laufe der weiteren Procefsverhand- 
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lungen berechtigt, alfo nicht vor Erhebung der Klage. Da- 
nun der Siebente Zuftändigkeitspunkt das Fortbeftehen der 
Beftimmungen der allegirten Art. 125, 590 und 591 um 
fo weniger ausfchliefst, als es fich hier um SicherfteUung- 
bereits erhobener Klagen, dort aber um vorläufige Sicher- 
ftellung erft künftig zu erhebender Klagen handelt; da ferner die 
«vorläufige» Sicherilerftellung augenfcheinlich aus dem provin- 
ziellen Procefsrechte gefchöpft ift, indem dalTelbe Arreftverfü- 
gungen fowohl vor Erhebung der Hauptklage, als auch bei Er- 
hebung derfelben, wie während fch webender Procefsverhand- 
lung zuläfst: fo ift die im fiebenten Zuftändigkeitspunkte dem- 
provinziellen Friedensrichter eingeräumte Befugnifs zur Sicher- 
ftellung von Anfprüchen, über welche eine Klage noch nicht er- 
hoben worden, als Ergänzung des Art. 125 des Friedensrichter- 
proceffes und der Art. 590 und 591 des Buch II. der Civil- 
procefsordnung anzufehen, der provinzielle Friedensrichter 
mithin auch zum Erlafs von Arreftverfugungen ermächtigt, 
welche von dem Kläger bei- Erhebung der Hauptklage oder 
während der fchwebenden Procefsverhandlungen beantragt 
worden find. Damit ftimmt auch überein, dafs die Voraus- 
fetzurigen, unter welchen eine vorläufige Sicherftellung^ 
noch nicht erhobener Klagen ftatthaft find, und der Gang 
der betreffenden Verhandlungen (ausweislich der Art. 37 
— 43 der befonderen Beftimmungen) nur für die Oftfeepro- 
vinzen erlaffen find. 

In dem Art. 29 des Friedensrichterproceffes find die 
Friedensrichter zuftändig erklärt auch für Klagen «überper- 
fbnliche Beleidigungen und Kränkungen.» Nach Art. 21 
der befonderen Beftimmungen ift diefe Vorfchrift auf die 
Oftfeeprovinzen nicht ausgedehnt worden, wahrfcheinlich, 
weil man von der Vorausfetzung ausgegangen, dafs in den 
Oftfeeprovinzen Injurien nur ftrafrechtlich verfolgt werden. 



i 



können und dafs daher die Vorfchriften über die Gerichts- 
barkeit der provinziellen Friedensrichter in Straffachen dem 
bezüglichen Bedürfnifs Genüge thun. Dabei ift jedoch über- 
fehen, dafs der Beleidigte eine ihm widerfahrene Beleidigung 
oder Verleumdung nach Art. 4560 des Privatrechts auch 
auf civilproceffualifchem Wege zu verfolgen befugt ift, wenn 
er von den ftrafrechtlichen Folgen der Injurie abfieht und 
nur eine Genugthuung durch Widerruf oder Abbitte verfangt. 
Dieferhalb entfteht die Frage: ob die provinziellen Friedens- 
richter auch für die civilrechtliche Verfolgung von Ehren- 
kränkungen zuftändig feien. Mir fcheint, dals die Frage zu 
bejahen fei, weil die Verpflichtung des Beklagten zur Abbitte 
oder zum Widerruf eine Handlung zum Gegenftande hat 
und daher den perfönlichen Verbindlichkeiten beigezählt 
werden kann und fomit unter den erften Zuftändigkeitspunkt 
fällt. *) 

Etwaige Z>veifel darüber, ob der Streitgegenftand den 
Werth von 500 Rbl. überfteige, find auf Grundlage der Art. 
55 und 56 des Friedensrichterproceffes zu entfcheiden. In 
denfelben ift beftimmt, dafs als Werth des Streitgegenftandes 
diejenige Summe anzufehen fei, welche in der Klage ange- 
geben ift, dafs, wenn ein Capital gefordert wird, die bis zum 
Tage der Klageerhebung geforderten Zinfen zur Beftimmung 
des Werths des Streitgegenftandes hinzuzufchlagen find und 
dafs, wenn der Beklagte den in der Klage angegebenen 
Werth beftreitet, eine Werthfeftftellung durch Sachverftän- 



*) Anmerkang. Ich übersehe hiebe! nicht, daas e? der Verbindlichkeit des 
Beleidigers zur Leistung des Widerrufs oder der Abbitte an einem Yermögenswerthe 
numgelt (Art. 2907 des Priv. Rechts). Da aber der Art 4560 diese Verbindlichkeit 
nichts desto weniger als eine civilrechtliche ausdrücklich anerkennt, so glaube ich. 
dass dem Beleidigten die Verfolgung seines Rechts durch eine Cirilklage nicht ver- 
sagt werden kann. Die abweichende Ansicht des Oberhofgerichtsadvocaten J. Schie- 
mann, (Dorpater Zeitschrift für Rechtwissenschaft Band III S. 257.) vermag ich nicht 
SU theilen. 
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dige erfolgen foll. Da in dem Friedensrichterproceffe auf 
folche Klageanfprüche, deren Werth fich weder angeben 
noch auch durch Schätzung feftilellen läfst, nur in fofern 
Rückficht genommen worden, als die Friedensrichter für 
Schadenftandklagen, ausweislich des zweiten Zuftändigkeits- 
punktes, auch in dem Falle zuftändig fein, foUen, wenn der 
Betrag des Schadens zur Zeit der Klageerhebung nicht 
beftimmt werden kann, fo dürfte feftftehen, dafs alle 
anderen, fich ihrer Natur nach einer Schätzung entziehenden 
Anfprüche auf civilrechtlichem Wege nur bei den CoUegial- 
gerichten verfolgt werden können. Hiebei ift Idar, dafs 
nicht wenige Rechtsftreitigkeiten, die ihrer Natur nach ein 
fummarifches Verfahren und eine möglichft fchleunige Ent- 
fcheidung erheifchen, der Gerichtsbarkeit der Friedensrichter 
entzogen find. Dahin gehören zum Beifpiel: 

1. Klagen, die in dem Familienrechte oder in einem 
Rechte an der Perfon wurzeln, z. B. wenn Eltern 
ihre Kinder zurückfordern ; 

2. Klagen, die darauf gerichtet find, dafs eigenmächtig 
aus deni Dienft gegangene Dienftboten, Lehrlinge 
etc. nach Art. 4223 des Pr^. - Recht$ in den Dienft 
wieder zurückkehren oder dafs Dienftboten, welche 
die Leiftung der fchuldigen Arbeit verweigern, ge- 
richtlich zur Arbeit gezwungen werden lollen; 

3. Klagen auf Einräumung oder Räumung gemietheter 
oder gepachteter Immobilien. 

In den beiden zuletzt erwähnten Fällen handelt es fich 
allerdings um Rechtsverhältniffe, die zum Obligationenrecht 
gehören; allein dafs das InterefTe des Berechtigten da, wo er 
unentbehrliche häusliche Dienfte oder unauffchiebbare Emdte- 
arbeiten fordert oder der Gefahr Preis gegeben ift, mit fei- 
ner Familie, seinem Gefinde, feinem Viehbeftande und fei- 



nen Haus- und Ackergeräthfchaften o,bdachlos zu werden, 
durch Schätzung nicht einmal annähernd feftgeftellt werden 
kann,' möchte fich ebenfofehr von felbft verftehen, als fich 
nicht verkennen läfst, das jenes Interefle Momente in fich 
birgt, die ihrer Natur nach einen Geldwerth überhaupt nioht 
repräfentiren. Aufferdem fehlt es nicht an Rechtsanfprüchen, 
für deren Verfolgung fich, obfchon fie einen Geldwerth haben, 
ein kurzes, fummarifches, wenig koftfpieliges Verfahren auch 
dann dringend empfiehlt, wenn ihr Geldwerth die der friedens- 
richterlichen Gerichtsbarkeit gezogene Grenze überfchreitet. 
Ebendaher hat die Civilprocefsordnung des deutfchen Reiches 
der Gerichtsbarkeit der dortigen Einzelrichter (i. e. der Amts- 
gerichte) eine Reihe von Rechtsanfprüchen ohne Rück- 
ficht aufden Werth des Streitgegenftandes 
unterftelll. 'Dafs ein Gleiches nicht auch in den befonderen 
Beftimmungen vom 28. Mai 1880 gefchehen und dafs die 
hierauf wie auf fo viele andere Sätze des Friedensrichter- 
procefles bezüglichen Bitten und Vorfchlkge der Provinzen 
keine Berückfichtigung gefunden, ift gewifs im hohen Grade 
zu bedauern. 

Schliefslich ift zu bemerken, dafs der Art. 30 des 
Friedensrichterproceffes den Friedensrichtern die Befugnifs 
ertheilt, zu ihrer Cempetenz nicht gehörige Rechtsftreitigkei- 
ten in Verhandlung zu nehmen, wenn beide Parteien bitten, 
die Sache nach Billigkeitsgründen zu entfcheidcn. Gegen 
die Entfcheidung kann das Rechtsmittel der Berufung nicht 
angewandt werden. 



«4 



24 



B, Vorfchriften des FriedensrichterpröCeffes , welche die 
Gerichtsbarkeit in negativer Weife beßimmen, 

§ 2. 

Der Art. 31 des Friedensrichterproceffes lautet: »Der 
Gerichtsbarkeit des Friedensrichters unterliegen nicht: 

1. Klagen, welche das Eigenthum oder Befitzrecht an 
Immobilien betreffen, fofem folches fich auf formelle 
Urkunden gründet; 

2. Klagen, welche mit dem Intereffe der Kronsverwal" 
tungen verbunden find, mit Ausnahme der Klagen 
auf Wiederherftellung geftörten Befitzes; 

3. Streitfachen ^wifchen Landbewohnern, welche der 
Gerichtsbarkeit ihrer eigenen Gerichte unterliegen, 
es fei denn, dafs beide Parteien fich darüber geei- 
nigt, eine derartige Klage der Entfcheidung des 
Friedensrichters anheimzuftellen \ 

4. Streitfachen über Privilegien auf Entdeckungen oder 
Erfindungen. 

Diefer Artikel bewegt fich zum Theil in Ausdrücken, 
die dem provinziellen Privatrecht fremd find und in den 
Provinzen zu Zweifeln und abweichenden Anflehten Anlafs 
geben werden. Nicht erfichtlich ift zunächft, was unter 
»Beflzrecht an Immobilien« zuverftehen fei; denn dingliche 
Rechte an Imiriobilien, die vermuthlich gemeint werden, 
find von dem Befitz des Rechtsinhabers ebenfowenig abhän- 
gig, als das Recht von dem Befitz. Perfönliche Rechte fer- 
ner, welche dem Berechtigten, wie z. B. dem Miether, dem 
Pächter etc. ein Recht zur Detention und Benutzung eines 
Immobils oder eines Theiles deffelben gewähren, find über- 
haupt nicht Rechte an einer Sache. Der Ausdruck ^>for- 



melle Urkunde« ift offenbar den hier unbekannten Termino- 
logien des ruffifchen Rechts entnommen und befagt in den 
Provinzen garnichts, weil es zum Begriff einer jeden Urkunde 
gehört, dafs fie eine Form hat und das provinzielle Recht 
wohl zwifchen öffentlichen und Privaturkunden, Originalen 
und Copien, beglaubigten und nicht beglaubigten, des- 
gleichen zwifchen gefchriebenen oder nicht gefchriebenen Ur- 
kunden etc. etc unterfcheidet, der »formellen Urkunden« aber 
nirgends erwähnt, gefchweige denn eine Definition derfelben 
enthält. 

Zweifelhaft ift auch, was der dritte Punkt des Art. 31 
mit den »Klagen zwifchen Landbewohnern , welche der Ge- 
richtsbarkeit ihrer eigenen Gerichte unterliegen« meine, denn 
die fehr nahe liegende Deutung, dafs hier anftatt Landbe- 
wohner, »Mitglieder von Bauergemeinden« zu lefen fei, wird 
durch den Art. 22 de befonderen Beftimmungen ausgefchlof 
fen. Dafelbft ift gefagt, dafs »unabhängig von den im 
Atn 31 des Friedensrichterproceffes angegebenen Sachen, 
alfo äuffer diefcn Sachen, der Competenz der Friedensrich- 
ter iq den Oftfeeprovinzen« Klagen der Bauergemeindeglie- 
der gegen einander entzogen feien. ,Da nun zu den der 
Competenz der Friedensrichter entzogenen Sachen nach Art. 
31 auch Klagen unter Landbewohnern gehören, nach Art. 
22 der beft. Beftimmungen aber auffer den Klagen der Land- 
bewohner auch Klagen der Bauergemeindeglieder unter ein- 
ander der friedensrichterlichen Jurisdiction nicht unterliegen 
foUen, fo kann mit den Ausdrücken »Landbewohner« und 
Bauergemeindeglieder' unmöglich daffelbe gemeint fein. 
Nichtsdeftoweniger dürfte kaum zweifelhaft fein, dafs man 
es hier wieder mit mangelhafter Redaction zu thun hat und 
jedenfalls möchte aus dem Art. 31 des Friedensrichterpro- 
ceffes und dem Art. 22 der befonderen Beftimmungen immej. 
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foviel hervorgehen, dafs Rechtsftreitigkeiten, die das Eigen- 
thum oder dingliche Rechte an Immobilien zum Gegenftande 
haben, femer Rechtsflreitigkeiten, an denen der Fiscus als 
Partei betheiligt ift, mit Ausnahme jedoch der Befitzftreitig- 
keiten, fodann Rechtsflreitigkeiten auf dem flachen Lande 
wohnender Bauern unter einander, Streitfachen über Privi- 

« 

legien und Erfindungen und endlich die dem Dorpater Uni- 
verfitätsgerichte competirenden Civilfachen zur Gerichtsbar- 
keit der Friedensrichter in den Oftfeeprovinzen nicht 
gehören. 
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Capitel II. 

Gerichtsftände. 

A. Allgemeiner Gericktsßand, 

§3- 

Die hierher gehörigen Artikel des Friedensrichter-Pro- 

ceffes find": 

Art 32. Die Klage wird bei demjenigen Friedensrichter an- 
gebracht, in deffen Districte der Beklagte wohnhaft 
ift oder fich zeitweilig aufhält. 

Art. 33. Eine Klage, welche mehrere in verfchiedenen Frie- 
dens - Districten wohnhafte Beklagte betrifft, wird 
nach Wahl des Klägers bei einem der Friedensrichter 
diefer Districte anhängig gemacht. 

Art. 35. Klagen gegen Compagnien, Vereine und Gefellfchaf- 
ten werden bei dem Friedensrichter angebracht, in 
deffen District fich ihre Verwaltung oder Firma 
befindet: 

Art. 36. Klagen gegen Compagnien, Vereine und Gefellfchaf- 
ten, welche aus Verträgen mit ihren örtlichen Comp- 
toiren oder Agenten entfpringen, werden entweder 
an dem Orte angebracht, wo fich diefe Comptoire 
oder Agenten befinden, oder an dem Orte, wo die 
Verwaltung oder Firma ihren Sitz hat. 
Während der allgemeine Gerichtsftand einer Perfon 

nach gemeinem, wie nach provinziellem Rechte durchs den 

Wohnfitz derfelben (vergl. Art. 3066 des Privat -Rechts) 

beftimmt wird, macht der Art. 32 des Friedensrichterproceffes 
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den allgemeinen Gerich tsftand des Beklagten von dem Wohn- 
fitz oder von dem zeitweiligen Aufenthaltsorte deffel- 
ben abhängig. Ein kurzer Aufenthalt während einer Durch- 
reife ift zwar, ausweislich des Art. 206 des Buchs II der 
Civilprocefs-Ordnung nicht als zeitweiliger Aufenthalt anzu- 
fehen, begründet alfo überhaupt gar keinen Gerichtsftand. 
Allein auch in diefer Befchränkung dürfte die Einfuhrung 
des Gerichtsftandes des Aufenthaltsortes als Rückfehritt und 
Unbilligkeit gegen den Beklagten zu bezeichnen fein. Die 
Erhebung der Klage ift eine That nicht des Beklagten,- fon- 
dern des Klägers, nur diefer erwartet von der Durchführung 
des Proceffes Vortheil Eben darum widerftreitet es dem 
natürlichen Rechtsgefühl, dafs der Beklagte zur Begünftigung 
feines Gegners gezwungen fein foU, an einem ihm fremden 
Orte einen Rechtsbeiftand zu gewinnen, feine Vertheidigungs- 
mittel aus der vielleicht fernen Heimat herbeizuholen oder 
gar feine vielleicht dringend gebotene Abreife zu verzögern 
und dabei einem Koftenajufwande zu unterliegen, der ihn, 
wenn er vor das Gericht feines Wohnfitzes belanget wäre, 
nicht getroffen hätte. Die >darin enthaltene Bevorzugung 
des Klägers fcheint auch dem Buche II der Civilprocefs- 
Ordnung nicht entgangen zu fein, denn im Art. 207 i^ es 
dem Ermeffen des Richters anheimgeftellt , eine Klage, die 
wider einen am Aufenthaltsorte belangten Beklagten erhoben 
worden ift, auf Antrag des letzteren an denjenigen Richter 
zu verweifen, in deffen Gerichtsbezirk der Beklagte feinen 
Wohnfitz hat. Jedenfalls werden die provinziellen Friedens- 
richter gut thun, einem Antrag der gedachten Art in der 
Regel zu entfiprechen und den Gerichtsftand des Aufenthalts- 
ortes, in Uebereinftimmung mit dem gemeinen- Procefs- 
rechte, nur unter der Vorausfetzung gelten zu laffen, wenn 
der Beklagte eines Wohnfitzes überhaupt erma'ngelt. 
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Der Artikel 33 hat eine fubjective Klagehäufung vor 
Augen. Unter welchen Vorausfetzungen eine folche geftattet 
fei, ift weder im Friedensrichter- Procefs, noch im Buche II 
der Civilprocefs- Ordnung angegeben und mufs daher nach 

■ 

Provinzialrecht beurtheilt werden. Da nun letzteres jeden 
Gfalls in den meiften Rechtsgebieten eine fubjective Klag 
häufung nur in dem Falle zuläfst, wenn die mehreren Be- 
klagten als paffive Streitgenoffen zu betrachten find, fo kann 
der Art. 33 des Friedensrichter-Procefles nur zur Anwendung 
kommen, fofern die mehreren Beklagten in Anfehung des 
Streitgegenftandes in Rechtsgemeinfchaft flehen oder aus einem 
und demfelben thatfächlichen oder rechtlichen Grunde dem Klä- 
ger gegenüber verpflichtet find. Haben in einem folchen Falle 
die mehreren Beklagten ihren allgemeinen Gerichtsftand bei 
einem und demfelben Gerichte, fo ift der Kläger nicht ge- 
zwungen, gegen jeden Beklagten eine befondere Klage zu 
erheben, die Beklagten muffen vielmehr der einen gegen 
fie alle gerichteten Klage Rede ftehen. Ift der allgemeine 
Gerichtsftand der einzelnen Beklagten dagegen bei verfchie- 
denen Gerichten übegrndet. wie der Art. 33. des Friedens- 
richter -Proceffes vorausfetzt, fo ift der Kläger genöthigt, 
die , Beklagten efjzclii vor die. betreffenden Gerichte des 
Wohnfitzes derfci.:en zu belangen oder, wie wenigftens in 
einigen baltifchen Rechtsgebieten üblich, die dir die einzelnen 
Beklagten in erfter Inftanz zuftändigen Gerichte zu überfprin- 
gen und feine Klage bei dem diefen Gerichten gemeinfamen 
Obergerichte gegen alle Beklagte anzubringen. Diefe Beftim- 
mungen des provinziellen Rechts find nun in Bezug auf die vor 
die Friedensgerichte gehörigen Rechtsftreitigkeiten durch den 
Art. 33 des Friedensrichter-Procefles dahin abgeändert, dafs 
mehrere in verfchiedenen Friedensrichterdistricten wohnhafte 
Streitgenoflen fich auf eine gegen fie gerichtete Klage bei 
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demjenigen Friedensrichter eines diefer Diftricte einlaffen 
muffen, bei welchem der Kläger feine Klage angebracht hat. 
Die Art. 35 und 36 enthalten nur den in den Provinzen 
fchon geltenden Satz-, dafs Gefellfchaften und Vereine ihren 
allgemeinen Gerichtsftand bei demjenigen Gerichte haben, 
in deffen Gerichtsbezirke fich ihre Verwaltung befindet. 
Als neu ift dagegen die Beftimmung anzufehen, dafs Klagen, 
welche fich auf Vertrage gründen, die mit den örtlichen 
Comptoiren und Agenten der Gefellfchaften oder Vereine 
• abgefchloffen worden, nach Wahl des Klägers entweder an 
dem Orte, wo fich die Comptoire oder Agenten befinden, 
oder an dem Orte, angebracht werden können, wo die Ver- 
waltung der Gefellfcha,ften oder Vereine ihren Sitz hat. . 

Bei Vergleichung der vorftehend befprochenen Art. 32, 
33; 35 und 36 des Friedensrichterproceffes mit den gleich- 
falls den allgemeinen Gerichtsftand angehenden provinziellen 
Satzungen ergiebt fich, dafs die letzteren einige fchlechter- 
dings unentbehrliche Beftimmungcn enthalten, über welche 
der Friedensrichter-Procefs und die Civilprocefsordnung über- 
haupt Stillfchweigen beobachten. Dahin gehören die Feft- 
fetzung des Gerich tsftandes der juriftifchen Perfonen, die 
unmöglich mit Gefellfchaften und Vereinen identificirt werden 
können, ferner der Gerichtsftand der Ehefrauen, der ehelichen 
und unehelichen Kinder etc. Die hierüber handelnden Be- 
ftimmungcn des provinziellen Rechts find demnach, was oben 
in der Einleitung dargelegt wurde, als unverändert geltendes 
Recht zu betrachten und von den provinziellen Friedens- 
richtern in vorkommenden Fällen anzuwenden. Die wefent- 
lichften von ihnen laffen fich durch die folgenden Sätze zum 
Ausdruck bringen: 

a) Ehefrauen haben den allgemeinen Gerichtsftand ihrer 
Männer. Eheliche und diefen gleichgeachtete, (vergl. die 
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Art. 143, 147 — 149 und 139 des Privat-Rechts) namentlich 
auch Adoptivkinder/ folgen bis zur Beendigung der elterlichen 
Gewalt dem allgemeinen Gerichtsftande ihrer Eltern. Für 
auffereheliche Kinder gilt während ihrer Minderjährigkeit der 
allgemeine Gerich tsftand ihrer Mütter, falls fie aber Pflege- 
eltern (vergl. Art. 193 fgg. des Prv. - Rechts.) übergeben 
find, der allgemeine Gerichtsftand der letzteren. 

b) Perfonen, welche fich zwar in elterlicher Gewalt 
befinden, jedoch entfernt von dem elterlichen Haufe als 
Schüler, Gewerbegehülfen, Lehrlinge oder in anderen diefen 
ähnlichen Verhältniflen leben, können auch bei dem Gerichts- 
ftande ihres Aufenthaltsortes wegen folcher Anfprüche be- 
langt werden, welche durch Handlungen derfelben während 
der Zeit ihres Aufenthalts an ,dem bezüglichen Orte ent- 
ftanden find. 

.Anmerkung: Diefe Beftimmung beruht auf lang- 
jährigem Gerichtsgebrauch und kann von den provinziellen 
Friedensrichtern um fo eher beobacl^tet werden, als der 
Friedensrichter -Procefs ja ein forum des Aufenthaltsortes 
anerkennt. 

c) Der allgemeine Gerichtsftand juriftifcher Perfonen 
wird, wenn er nicht obrigkeitlich in anderer .Weife geregelt 
ift, durclv den Sitz ihrer Verwaltung und in Ermangelung 
eines folchen, durch den regelmäfsigen Verfammlungsort ihrer 
Vertreter beftimmt. 

B. Gerichtsßand der belegenen Sache, 

§4. 

Art. 34 des Friedensrichter Proceffes fchreibt vor, dafs 
Klagen über die Wiederherftellung geftörten Befitzes, über 
Nutzungsrechte an fremdem Grundeigenthum , über Abwei- 
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düngen, Ueberfchwemmungen, fo wie überhaupt Schadens- 
erfatzklagen wegen Befchädigung von Immobilien »dort anzu- 
» bringen feien, wo diefe Immobilien belegen. Desgleichen feien 
»Klagen der Eifenbahn- Verwaltungen wider die Befitzer längs 
»der Eifenbahnlinie belegener Grundftücke auf Abbruch, Be- 
»feitigung oder Verfetzung von Gebäuden, Stapehi, Gruben 
»und Anpflanzungen an den Orten zu erheben, wo fich die 
»zu befeitigende oder zu verfetzende Sache befindet. 

Dafs hier mit dem Ausdrucke, — «Klagen, betreffend 
die Wiederherftellung geftörten Befitzes» — wiederum nur 
Immobilien betreffende Befitzklagen aller Art gemeint find, 
braucht nicht bemerkt zu werden. Kaum weniger felbflver- 
ftändlich ift, dafs der Art. 34, wenn er von Klagen fpricht, 
welche Nutzungsrechte an fremdem Grundeigenthume zum 
Gegenfl:ande haben, nur Klagen meinen kann, welche geftör- 
ten oder aufgehobenen Befitz von Servituten an Immobilien 
anlangen, denn, »über die Zurechtbeftändigkeit der Servituten 
felbft haben ja die Friedensrichter nach Art. 23 der befon- 
deren Beftimmungen und nach den Art. 29 Pct. i und 31 
Pct. I des Friedensrichter-Proceffes überhaupt nicht zu ent- 
fcheiden. 

Was die Klagen der Eifenbahnverwaltungen angeht, fo 
wird im einzelnen Falle zu prüfen fein, ob folche Klagen 
etwa das Kronsintereffe berühren, da, wenn folches der Fall 
ift, der bezügliche Rechtsftreit der Gerichtsbarkeit der Frie- 
densrichter nicht unterliegt. (Vergl. Art. 31 Pct. 2 des 
Friedensrichter-Proceffes). 

Auf Klagen wegen Zahlungen und Leiftungen, welche 
Folge unbeftrittener Reallaften find, hat der Friedens- 
richter- Procefs garkeine Rückficht genommen. Dieferhalb 
und weil das Privatrecht die Reallaften den dinglichen Rechten 
beizählt, erfcheint ftir Klagen der oben erwähnten Art das 



3i 

CoUegialgericht des Orts zuftändig, in deffen Gerichtsbezifk 
fich das Pflichtige Grundftück befindet. Dafs dem Real- 
berechtigten hiedurch unter Umftänden mit der durchzufetzen- 
den Leiftung in Mifsverhältnifs ftehende Weiterungen er- 
' wachlen können, leuchtet von felbft ein. Um diefem Uebel- 
ftande vorzubeugen, war von den Provinzen vorgefchlagen, 
für die in Rede flehenden Klagen den Friedensrichter des 
Orts- zuftändig zu erklären, in deffen Gerichtsbezirk das 
Pflichtige Grundflück belegen. Nachdem diefer Vorfchlag 
unberückfichtigt geblieben, wäre zu erwägen, ob es nicht 
möglich, die Verpflichtung des Immobilienbefitzers zu Lei- 
ftungen, welche Folge unbeftrittener Reallaft find, der 
neueren Theorie gemäfs, als obligatorifche Verpflichtungen 
anzufehen, denn dann könnte der Verpflichtete zur Vollzie- 
hung der fchuldigen Leiflungen wenigftens durch den Frie- 
densrichter feines Wohnorts angehalten werden. 

C Gericfitsßand der Widerklage, 

% 5- 

Die diefen Gerichtsftand betreffenden Beftimmungen 

des Friedensrichter-Procefles lauten: 

Art. 38. Eine vor den Friedensrichter gehörige Widerklage 
wird von demfelben Richter verhandelt, bei welchem 
die Hauptklage angebracht ift — und 

Art. 39. Unterliegt eine mit der Hauptklage unzertrennlich 
verbundene Widerklage ihrem Werthe nach nicht 
der Gerichtsbarkeit des Friedensrichters, fo ftellt der 
Richter die Verhandlung der Sache ein und über- 
läfst es den Parteien, fie beim Bezirksgerichte aus- 
zutragen. 
Dafs die Widerklage hier der Hauptklage entgegen- 
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gefetzt worden, anftatt der Klage oder Vorklage entgegen- 
gefetzt zu werden, ift fachlich ohne Belang und vielleicht 
nur den von mir benutzten Ueberfetzungen zuzufchreiben. 
Die Unterfcheidung dagegen zwifchen Widerklagen, die mit 
der Vorklage in garkeinem oder doch in trennbarem Zufam- 
menhange ftehen, und Widerklagen, die mit der Vorklage 
unzertrennlich verbunden find, läuft auf eine petitio 
principii hinaus. Da es nämlich zu dem Begriffe der Wider- 
klage, wie jeder Klage, gehört, dafs der mit ihr verfolgte 
Rechtsanfpruch aus einem für fich beftehenden thatfachlichen 
und rechtlichen Grunde abgeleitet wird und daher immer 
eine felbftftändige , von den etwaigen Gegenanfprüchen des 
Widerbeklagten unabhängige Verfolgung zuläfst; fo ift 
eine mit der Vorklage unzertrennlich verbundene 
Widerklage eine rechtliche Unmöglichkeit. Da hiernach der 
Wortverftand und der Sinn des Artikels fich nicht decken, 
fo wäre es keineswegs ein Act der Willkür, wenn man in 
dem Ausdruck „unzertrennlich verbunden'' eine Bezeichnung 
materieller Connexität erblicken würde. Eine folche Deutung 
ift aber bei Würdigung des Zufammenhanges , in welchem 
die Art. 38, und 39 mit einander ftehen, ausgefchloflen. 
Indem der erilere Artikel die Erhebung einer Widerklage 
nur zuläfst, wenn fie dem Werthe ihres Gegenftandes nach 
die friedensrichterliche Zuftändigkeit nicht überfchreitet , 
fpricht er implicite aus, dafs der Friedensrichter über feine 
Zuftändigkeit hinaus gehende Widerklagen an das competente 
CoUegialgericht zu verweifen, die Verhandlung über die Vor- 
klage aber fortzufetzen habe. Wären nun unter den mit 
der Vorklage unzertrennlich verbundenen Widerklagen , von 
denen der Art. 39 fpricht, materiell connexe Widerklagen 
zu verftehen, fo müfste für folche Klagen, wenn fie des 
Werthes ihres Gegenftandes wegen der friedensrichterlichen 



Gerichtsbarkeit nicht unteriiegen, dasfelbe gelten, was im 
Art. 38 angeordnet ift, d. h. der Friedensrichter müfste die 
Verhandlung für die Vorklage fortfetzen, die Widerklage 
aber an das competente CoUegialgericht weifen. Wenn aber 
der Art. 39 nichts defto weniger die Verweifung beider 
von ihm in's Auge 'gefafster Klagen an das CoUegialgericht 
vorfchreibt, fo ift: daraus erfichtlich, dafs er den Ausdruck 
»unzertrennlich verbunden« im buchftäblichen Sinne genom- 
men,, mithin das Vorhandenfein von Widerklagen, ftatuirt 
hat, welche fchlechterdings nicht anders als in Verbindung 
mit der Vorklage verhandelt werden können. Ein derartiges 
Verhältnifs zwifchen Vorklage und Widerklage ift, wie fchon 
oben bemerkt wurde, überhaupt nicht möglich uiid findet 
auch nicht bei materiell connexen Klagen ftatt, die, wenn 
fie auch aus einem und demfelben Rechtsgefchäfte (z. B. 
Pacht, Kauf etc.) abgeleitet werden oder zu^ einander in 
folchem Verhältniffe ftehen, dafs der Gegenanfpruch des 
Widerklägers zugleich eine Einrede gegen die Vorklage 
begründet, doch keineswegs auf einer Identität des Klage- 
grundes beruhen und daher immer Gegenftand abgefonder- 
ter Rechtsverfolgung fein können. Hiernach vermag ich 
dem Art. 39 garkeine practifche Bedeutung beizumeffen. — 



C Von dem Friedensrichter-Procefs mit Stillfchweigen 
übergange7i€, nach provinziellem Rechte aber nichts 
deßoweniger geltende Gerichtsßände. 

§6. 

Aufser den oberwähnten Gerichtsftänden des Wohnorts, 
der belegenen Sache und der Widerklage find in dem Frie- 
densrichter - Procefs keine fonftigen Gerichtsftände erwähnt. 
Dem Provinzialrechte find dagegen, auffer den drei genann- 



ten, noch mehrere andere Gerichtsftände eigen. Durchmuftert 
man die Satzungen, auf welchen fie beruhen, fo nimmt man 
fogleich wahr, dafs diefelben weder mit concreten Beftim- 
mungen des Friedensrichterproceffes oder der Civilprocefs- 
ordnung, noch auch mit dem Geifte diefer Gefetze irgend 
in Widerfpruch flehen. Ebendeshalb kann es keinem Zwei- 
fel unterliegen, dafs jene provinziellen Satzungen nach wie 
vor zu Recht beflehen. Die Gerichtsflände aber,, die hier- 
nach für die provinziellen Friedensgerichte, wie für die bei 
denfelben procedirenden Parteien auf Grund des Provinzial- 
rechts (neben den in dem Friedensrichterprocefs erwähnten 
Gerichtbfländen) Geltung haben, find in dem Nachfolgenden 
kurz zufammen gefafst: 

I. Gerichtsfland des Erfüllungsortes, 

a) Klagen auf Erfüllung oder Authebung eines Vertra- 
ges oder auf Entfchädigung wegen Nichterfüllung deffelben, 
können bei dem Richter desjenigen Orts erhoben werden, 
an welchem der Vertrag nach ausdrücklicher od^r flillfchwei- 
gender Uebereinkunft der Parteien , nach der Natur der 
Sache oder nach gefetzlicher Beflimmung zu erfüllen ifl. 

Anmerkung: Diefes Forum ifl übrigens in dem Art. 209 
des Buch II der Civil-Procefsordnung für die CoUegialgerichte 
anerkannt, wenn auch in unvoUfländiger Weife. 

2. Gerichtsfland der Vereinbarung. 

b) Ein an fich unzufländiger Richter wird, durch 
ausdrückliche oder flillfchweigende Vereinbarung der Parteien 
(Prorogation) zufländig. Bei einem Obergerichte kann keine 
Streitfache durch Prorogationen anhängig gemacht werden. 
(Vergl. Art. 228 der Civilprocefsordnung.) 

c) Als flillfchweigende Vereinbarung ifl ^s anzufehen. 
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Wenn der Beklagte fich durch directe Antwort oder Einrede 
auf die Verhandlung einläfst, ohne einen Widerfpruch gegen 
die Zuftändigkeit des durch Anbringung der Klage gewähl- 
ten Richters zu verlautbaren. 

d) Die Provocation ift unzuläfflig: 

.1. wenn die Sache, ausfchliefslich vor ein beftimmtes 

Gericht gewiefen ift; 
2. wenn diefelbe der Gattung nach der Gerichtsbarkeit 
des Richters entzogen ift, an welchen fie gebracht 
werden foU. 
Die Unzuftändigkeit ift in diefen Fällen von Amtswe- 
gen oder auf Antrag auszufprechen. Ift dies nicht gleich 
von Anfang gefchehen, fo kann es in. jeder Lage der Sache 
nachgeholt werden. Die bis zu folchem Ausfpruch gefloge- 
nen Verhandlungen find nichtig. , 

e) Die durch Provocation begründete Zuftändigkeit 
des Richters kann in jeder Lage der Sache wiieder aufgeho- 
ben werden, wenn beide Parteien übereinftimmend darauf 
antragen.^ Der provocirte Richter hat nicht das Recht ge- 
richtliche Handlungen in fremden Gerichtsbezirken felbft vor- 
zunehnien. 

3. Gerichtsftand der Nebenfache. 

f) Der Gerichtsftand in der Hauptfache, erftreckt fich 
auch auf die Nebenfache, insbefondere auf Streitigkeiten 
über die Procefskoften,. die' Gebühren und Auslagen der 
Bevollmächtigten, der Sachverftändigen und der Zeugen» 

4. Gerichtsftand der Verwaltung. 

g) Für Klagen, welche aus einer Vermögensverwaltung 
von dem Gefchäftsherrn gegen den Venvalter oder von 
dieiem gegen jenen auf Rechnungsablagen oder auf Berichti- 
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gung beftrittener Rechnungsverhältnifle erhoben werden, ift 
das Gericht zuftändig, wo die Verwaltung geiührt ift. 

$. Gerichtsftand der Gewerbsniederlaffung, 

1%) Hat Jemand zum- Betriebe einer Handlung, einer 
Fabrik oder einer anderen Gewerbs-Untemehmung eine Nie- 
derlaffung, von welcher aus unmittelbar Gefchäfte abgefchlos- 
fen werden, fo können alle Klagen, welche Anfprüche an 
die Gewerbsniederlaffung betreffen, bei dem Richter des 
Ortes der letzteren angebracht werden. 

i) Der Gerichtsftand der Niederlaffung ift auch für 
Klagen gegen Perfonen begründet, welche ein mit Wohn- 
und Wirthfchaftsgebäuden verfehenes Gut als Eigenthümer, 
Grundzinsner, Emphyteuten, Tfandbefitzer, Nutzniefser oder 
Pächter bewirthfchaften oder bewirthfchaften laden, foweit 
folche Klagen die auf die Bewirthfchaftung des Gutes fich 
beziehenden Rechtsverhältniffe betreffen. 

Hinfichtlich aller diefer Gerichtsftände verfteht es fich 
von felbft, dafs fie für die provinziellen Friedensgerichte nur 
innerhalb der Schranken der Gerichtsbarkeit derfelben be- 
gründet, alfo z. B. bei Klagen, die einen Gegenftand im 
Werthe von mehr als 500 Rbl. betreffen, ausgefchloffen find. 
Auch bei dem Gerichtsftände der Vereinbarung • dürfte in 
diefer Hinficht keine Ausnahme ftattfinden, denn die Civil" 
procefsordnung'hat wie es fcheint, die Verhandlung über 
alle Forderungen von mehr als 500 Rbl. ausfchliefslich den 
CoUegialgerichten zugewiefen. 

Dafs die Fora der Vereinbarung, des Erfüllungsortes, 
der Haupt- und Nebenfache und der Verwaltung fich theils aus 
den einheimifchen Rechtsquellen der Oftfeeprovinzen, theils 
aus dem gemeinen Civilprocefs unfchwer flachweifen laffen, 
wird Niemand beftreiten. Für den Gerichtsftand der Gewerbs- 
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niederlaftung findet fich dagegen. Hn dem gemeinen Civilpro- 
cefs keine Grundlage und auch die einheimifchen Rechts- 
quellen enthalten nichts Ausdrückliches über diefen Gerichts- 
ftand. Wenn feine Geltung in den Provinzen dennoch oben 
behauptet worden, fo ift das aus folgenden Gründen gefche- 
hen. Sehr häufig wohnt der Eigenthümer einer Fabrik oder 
der Eigenthümer, Pfandbefitzer etc. eines Landguts nicht 
am Orte der Fabrik resp. des Landguts, fondem weit ent- 
fernt davon im Innern des Reiches oder gar im Auslande 
und läfst feine Fabrik resp. fein Gut durch einen Bevoll-: 
mächtigten bewirthfchaften. Schliefst der Bevollmächtigte 
als folcher zum Zweck des Fabrikbetriebes resp. im Intereffe 
der Landwirthfchaft mit dritten Perfonen Verträge ab, wie 
ja täglich zu gefchehen pflegt, *4b können diefe Perfonen aus 
den abgefchloffenen Verträgen felbftverfländlich nur gegen 
den Fabrik- resp. Gutsbefitzer klagen, müfsten denfelben 
mithin, wenn ein Forum der Gewerbsniederlaffung nicht be- 
ftände, regelmäfsig an feinem fernen WohnTitz belangen. 
Um nun die Kläger aus der fchlimmen Lage zu befreien, 
ihre meifl: aus Mieth-, Pacht-, Dienft-, Gefinde- etc. Ver- 
trägen herrührenden, febr- häufig geringfügigen Forderun- , 
gen an einem fernen, für fie in der Regel unerreichbaren. 
Orte geltend zu machen, ift in Deutfchland in neuerer Zeit 
auf dem Wege der Gefetzgebung, in den Provinzen auf dem 
Wege der Praxis und wohl auch auf Grund der Bauerver- 
ordnungeh und der Erlaffe der Einführungscommiffion das 
Forum der gewerblichen Niederlaflung in's Leben gerufen 
worden. Dasfelbe kann meines Eraphtens auch durch Be- 
rufung auf die gemeinrechtlichen Beftimmungen über das 
forum contractus seu solutionis begründet werden, denn 
dafs bei Abfchlufs der Rechtsgefchäfte, welche auf den 
Fabrikbetrieb resp. auf die Bewirthfchaftung eines Landguts 

- 3* 
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Bezug haben, von den Contrahenten wenigftens in der Regel 
ftillfchweigend als ganz, felbftverftändlich vorausgefetzt wird, 
dafs der Vertrag am Orte der Niederlaffung zu erfüllen fei, 
dürfte ebenfofehr von felbft einleuchten, als es in der Natur 
der Sache liegt, dafs die Erfüllung der hier in Betracht 
kommenden Leiftungen, meift nur an diefem Ort erfolgen kann. 
Des forum arresti habe ich nicht gedacht , weil über 
daffelbe, foweit es das zur Anlegung des Arreftes zuftändige 
Gericht betrifft , weiter unten bei Erörterung des Arreflpro- 
cefTes zu handeln fein wird, und die Frage, ob dasjenige 
Gericht, welches den Anfpruch des Gläubigers durch eine 
Arreflverfiigung fichergeflellt hat, auch zur Verhandlung und 
Entfcheidung der Hauptfache zufländig fei, fchon durch die 
Art. 32, 206 und 207 der Civilprocefsordnung infofern erle- 
digt ifl, als das Gericht, welches den Arrefl angelegt hat, 
für die Hauptfache gemeinrechtlich doch nur dann zufländig 
ifl, wenn der Schuldner entweder zur Zeit kein ordentliches 
Forum hat, oder wenn von demfelben keine Rechtshülfe 
erwartet werden kann, die angeführten Artikel der Civilpro- 
cefs-Ordnung aber jedenfalls auch in diefen Fällen ein Forum 
des Aufenthaltsortes anerkennen (Ubi te reperio, ibi te judico). 



D. Concurrenz der Gerichtsßände. 

§7. 

Auf den Fall einer Concurrenz mehrerer Gerichtsflände 
ifl in dem Friedensrichterprocefs nicht Bedacht genommen 
worden. Dieferhalb greifen die bezüglichen Beflimmungen 
des provinziellen Procefsrechts Platz. Sie laffen fich, wie 
folgt, kurz zufammenfaffen: 

a) Der durch Vereinbarung begründete Gerichtsfland 
geht im Falle der Concurrenz dem allgemeinen Gerichts- 
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ftande und /den befonderen Gerichtsftänden des Erfüllungs- 
ortes, der Verwaltung, der Gewerbsniederlaflung, der Wider- 
klage, der Haupt- und Nebenfache und des Aufenthalts- 
ortes vor. 

h) Die eben bezeichneten befonderen tjrerichtsftände, 
jedoch mit Ausnahme des Gerichtsftandes der Haupt- und 
Nebenfache, concurriren mit dem allgemeinen Gerichtsftande 
in der Weife, dafs dem Kläger die Wahl zufteht. 

c) Der Gerichtsftand der belegenen Sache unterliegt 
keiner Concurrenz mit anderen Gerichtsftänden. 

Anmerkung: Dafs diefe Beftimmung auch für die 
friedensrichterliche Rechtspflege praktifche Bedeutung hat, 
geht aus dem fchon oben bele.uchteten Art. 34 des Friedens- 
richterproceffes hervor. 

d) Der Richter durch den -die Mittheilung der Klage 
zuerft bewirkt war, bleibt für den Rechtsftreit bis zu deflen 
Beendigung zuftändig, auch wenn der Beklagtfe einen anderen 
Gerichtsftand erwirbt, oder fein Nachfolger im Rechtsftreite 
einen anderen Gerichtsftand hat. 



E. Zußiindigkeitsßreitigkeiten. 

^^- 

Während ^die Art. 40 — 42 des Friedensrichterproceffes 
angeben, von welchem Gerichte Zuftändigkeitsftreitigkeiten : , 
i) zwifchen Friedensrichtern eines Bezirks, 

2) zwifchen Friedensrichtern verfchiedener Bezirke, 

3) zwifchen Friedensrichtefverfammlungen und 

4) zwifchen einem Friedensrichter oder einer Friedens- 
richterverfammlung einerfeits und einem Collegial- 
gerichte erfter Inftanz andererfeits 

entfchieden werden, beftimmd der Art. 43 1. c.,tafs und wo 
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ein Gefüch wegen Bezeichnung des ziiftändigen Gerichts 
einzureichen fei. Wodurch aber ein Zuftändigkeitsftreit 
begründet wird oder was zu feinem Begriffe gehört, ift in 



der Civilprocefsordnung nirgends ausdrücklich ausgefprochen. 
Da der Friedensrichter, wie jedes Gericht, über feine Zu- 
ftändigkeit felbft zu entfcheiden hat, ohne bei der ihm über- 
geordneten Inftanz auf Entfcheidung feiner Zweifel antragen 
zu dürfen -^ (Art. 229 des Buch II der Civilprocefsordnung) 
und da der mit ihrer Competenzeinrede abgewiefenen Partei 
das Recht der Berufung an die zuftändige Friedensrichter- 
verfamn^lung offenfteht (Art. 69 und 162 des Friedensrichter- 
proceffes); fo fcheint von einem Zuftändigkeitsftreite zwifchen 
zweien oder mehreren Gerichten die Rede nicht fein zu 
können, folange die befchwerte Partei noch die Möglichkeit 
hat, durch Anwendung eines ordentlichen Rechtsmittels da- 
gegen Abhilfe zu erlangen, dafs zwei oder mehr Friedens- 
richter ihre Klag^ wegen Iiicompetenz zurückgewiefen oder 
die Klage des Gegners öhngeachtet gegen diefelbe einge- 
wandter Competenzeinrede in Verhandlung gezogen. * Wäre 
dies richtig, fo wären Zuftändigkeitsftreitigkeiten zwifchen 
Friedensrichtern deffelben oder vedchiedener Bezirke und 
ebenfo zwifchen einem Friedensrichter oder einer Friedens- 
richterverfammlung einer- und einem CoUegialgerichte erfter 
Inftanz andererfeits überhaupt nicht möglich, fondern könn- 
ten nur zwifchen zweien oder mehreren Friedensrichterver- 
fammlungen öder zwifchen eiiter Friedensrichterverfammlung 
und einem CoUegialgerichte oberfter Inftanz ftattfinden, ja 
wären in den Fällen, in denen der befch werten Partei die 
Caffationsbefch werde an den Senat offen fteht, überhaupt 
undenkbar, wie denn auch die Theorie des gemeinen Civil- 
proceffes wohl von Competenz'conflicten zwifchen Juftiz- und 
Adminiftrativbehörden, keineswegs jedoch von Zuftändigkeits- 
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ftreitigkeiten zwifchen Juftizbel^örden handelt. Wenn aber 
die Art. 40 — 43 des Friedensrichter-Proceflfi^s ausfchliefslich 
Zuftändigkeitsftreitigkeiten zwifchen Juftizbehörden im Auge 
haben, fo gehört zum Begriffe derfi^lben offenbar nichts 
anders, als dafs zwei oder mehr Friedensrichter, (gleichviel 
ob deffelben oder verfchiedener Bezirke,) oder zwei oder 
mehr Friedensrichterverfammlungen oder endlich ein Friedens- 
richter oder eine Friedensrichterverfammlung einer- und ein 
CoUegialgericht erfter Inftanz andererfeits fich in einer und 
derfelben Civilfache, fei es fufcceffive, fei es gleichzeitig für 
zuftändig oder für unzuftändig erklärt haben. Ob das Er- 
kenntnifs, in welchem diefe Erklärung abgegeben worden, 
bereits in Rechtskraft übergegangen oder nicht, ob für die 
befchwerte Partei noch die Möglichkeit vorhanden, gegen 
das betreffende Erkenntnifs durch Anwendung eines ordent- 
, liehen Rechtsmittels Abhilfe zu erlangen, auf das Alles kommt 
nichts an, es genügt vielmehr zur Begründung des im Art. 43 
erwähnten Gefuchs wegen Bezeichnung des zuftändigen Ge- 
richts einfach die Thatfache, dafs zwei der oberwähnten 
Gerichte fich, wie gefagt, in einer und derfelben Sache für 
zuftändig, refp. unzuftändig erklärt haben. 
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Capitel II. 

Von den Parteien. 

A. Allgememes. 

Während das provinzielle Procefsrecht fehr viele, meift 
der gemeinrechtlichen Procefstheorie entlehnte Beftimmungen 
über die Parteien, insbefondere über die gerichtliche Hand- 
lungsfähigkeit derfelben (jus ftandi in judicio), über die Streit- 
genoffenfchaft, über die Haupt- und Nebenintervention, über 
die Streitverkündigung und über die Benennung des Autors 
enthält und in Anbetracht der Satzungen des Privatrechts 
nothwendig enthalten mufs, beobachtet der Friedensrichter- 
procefs, wenn man von den augenfcheinlich unzulänglichen 
Vorfchriften der Art. i8, 19 und 20 der Civilprocefsordnung 
abfieht, hinfichtlich der Parteien voUftändiges Stillfchweigen 
und geht von den Beftimmungen über Competenzconflicte 
ohne Weiteres zu den Beftimmungen über die Bevollmäch- 
tigten über. In die dadurch entftandene Lücke fällt zwar 
durch das Fenfter des Art. 80 der Civilprocefs- Ordnung 
einiges Streiflicht aus dem Buch II der Civilprocefsordnung; 
allein diefes aus den Art. 653 — 6^ der Civilprocefsordn^jng 
,ausftrahlende Streiflicht genügt nicht, um das vorwaltende 
Dunkel auch nur einigermafsen zu erhellen. Vor allem 
kommen die Art. 653 — 661 des Buch II der Civilprocefs- 
ordnung in Betracht, Sie tragen die Ueberfchrift : »Hinzu- 
ziehung eines Dritten zur Sache« und fcheinen fchon diefer- 
halb über das Inftitut der Adcitation %\x handeln. Nach 
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provinziellem Procefsrechte kommt die Adcitation nur im 
Konkursproceffe zur Anwendung. Künftig wird fie nun nach 
Mafsgabe der Art. 653 — 661 der Civilprocefsordnung auch 
in den Oftfeeprovinzen in denjenigen Rechtsftreitigkeiten zu- 
läffig fein, fiir welche friedensrichterliche Behörden zuftändig 
find. Ob fie aber jemals zur Anwendung kommen wird; 
erfcheint aus mehrfachen Gründen zweifelhaft. 

Nachdem in den 'Art. 653 und 654 der Zeitpunkt an- 
gegeben worden, wann der Beklagte, beziehungsweife der ' 
Kläger um richterliche Vorladung (Adcitation) eines Dritten 
bitten könne, fpricht der Art. 655 aus, dafs der Bittfteller 
in feiner Bittfchrift die Gründe anzugeben habe, aus welchem 
er die Hinzuziehung des Dritten für erforderlich erachtet. 
Welche Gründe als triftige anzufehen feien, giebt die Civil- 
procefsordnung nicht an, wahrfcheinlich weil fie im ruflifchen 
Privatrechte enthalten find. Da nun in den Oftfeeprovinzen 
nur das dafelbft geltende Privatrecht über die Triftigkeit der 
Gründe zur Adcitation entfcheiden kann, das provinzielle 
Privatrecht aber, foviel mir bekamt , keine Beftimmungen 
enthält, welche die Adcitation eines Dritten zu rechtfertigen 
geeignet erfcheinen, fo werden bei den provinziellen Friedens- 
richtern Fälle, in denen das Intereffe des Klägers oder des 
Beklagten die Adcitation eines Dritten erheifcht, kaum vor- 
kommen und umfoweniger, als in den Provinzen das Inftitut 
der Streitverkündigung .durch die Partei (Litis denuntia- 
tion) heimifch und nach vielen Beftimmungen des Privat- 
rechts fchlechterdings unentbehrlich ift Dafs aber die 
Streitverkündigung durch die richterliche »Hinzuziehung 
eines Dritten« nicht verdrängt wird, folgt fchon daraus, 
dafs von einer Identität der beiden in Frage flehenden In- 
ftitute nicht die Rede" lein kann, wie fich aus einer Ver- 
gleichung derfelben fofort ergiebt und wie in dem zweiten 
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Hefte des dritten Jahrganges der Dorpater Zeitfchrift für 
HR.echtswiffenfchaft (Seite 141 — 147) ausführlich dargethan ift. 
Was dagegen die über »die Betheiligung Dritter an der 
Sache« handelnden Art. 662 666 betrifft, fo haben fie aller- 
dings die Intervention zum Gegenftande und zwar die Art. 
663 und 664 die Nebenintervention, die Art. 665 und 666 
die Hauptintervention. Die dafelbft enthaltenen Beftimmun- 
gen ftehen mit den die Haupt- und Nebenintervention be- * 
treffenden Satzungen des provinziellen Procefsrechts keines- 
wegs in Widerfpruch ; fie find aber fo über alle Mafsen 
dürftig und laffen fo viele ^er wichtigften Fragen gänzlich 
unbeantwortet, dafs der provinzielle Friedensrichter in allen 
Fällen ftattfindender Intervention nothwendig zu den ein- 
fchlägigen Satzungen des provinziellen Procefsrechts zu grei- 
fen genöthigt fein wird. 

Die oben bezogenen Art. 18 — 20 der C. R- Ordnung 
beftimmen, dafs Perfonen, welche aller Standesrechte ver- 
luftig erklärt find, die ihnen rechtskräftig aberkannten Rechte 
vor Gericht weder geltend machen, noch vertheidigen kön- 
nen, dafs die Rechte Minderjähriger oder wegen körperlicher 
oder geiftiger Gebrechen unter Vprmundfchaft ftehender Per- 
fonen von ihren Eltern oder Vormündern vor Gericht vertreten 
werden und dafs unter Vormundfchaft ftehende Verfchwender 
zwar das Recht haben, vor Gericht als Kläger oder Beklagte 
aufzutreten, das zuftändige Waifengericht aber über jede fie 
betreffende Procefsfache in Kenntnifs fetzen muffen. Aufser- 
dem find fie nach Art. 20 nicht befugt, ohne Einwilligung 
ihres Vormundes (Curators) einen Bevollmächtigten zu wäh- 
len, Vergleiche abzufchliefsen, gerichtliche Zugeftän4niffe zu 
. machen, einen Streit wegen Fälfchung einer Urkunde einzu- 
leiten, und in folchem Streite die Rolle des Beklagten zu 
{ibernehmen. 
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Aufeer diefen Vorfchriften und den fich nur in allge 
meinen Andeutungen ergehenden Artikeln 653 — 666 des 
Buch II der Civilprocefsordnung findet fich in deni letzteren- 
nichts über die im Eingange diefes Capitels erwähnten 
Procefsinftitute. Es find daher in diefer Beziehung die ein- 
fchlägigen Beftimmungen des provinziellen Procefsrechts 
durchweg in Kraft verblieben und werden deshalb auch von 
den friedensrichterlichen Inftanzen angewandt werden muffen. 

Die Rechtsfätze, die dabei vornehmlich in Betracht 
kommen dürfen, find in dem nächften Paragraph angegeben. 



B. Den Friedensrichterprocefs ergänzende provinzielle 
Beßimmungen über die Parteien. 

§ 10. 

l) Gerichtliche Handlungslähigkeitr 

a) Die perfönliche Fähigkeit vor Gericht zu handeln, 
beftimmt fich im Allgemeinen nach den Vorfchriften der 
Art. 17 - 20 der Civilprocefsordnung und des dritten Theils 
des Provinzialrechts (Vergl. den ordentlichen Civilprocefs 
nach livl. Landrechte von O. Schmidt). Für phyfifche Per- 
fonen, denen die Fähigkeit vor Gericht zu handeln abgeht, 
muffen, gleich wie für alle juriftifchen Perfonen, deren Ver- 
treter handeln. Diefelben haben ihre Befugnifs zur Stellver- 
tretung, wenn fie nicht gerichtskundig ift, nachzuweifen. 
Der Mangel der perfönlichen Fähigkeit vor Gericht zu 
Jiandeln, fo wie der Mangel des Nachweifcs der Vertretungs- 
l)efugniffe ift von dem Gerichte von Amtswegen zu beachten 
und kann von den Parteien* in jeder Lage der Verhandlung 
gerügt werden. 
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b) Eine Partei, welcher die perfönliche Fähigkeit vor 
Gericht zu handeln fehlt., kann zum felbftftändigen Handeln 
vor Gericht 7-ugelaflen werden, wenn mit dem Verzuge 
Gefahr für fie verbunden ift. Das Gericht hat indefs von 
Amtswegen dafür zu forgen, dafs die Genehmigung ihrer 
Vertreter vorbehalten und die Erklärung derfelben unverzüg- 
lich eingefordert werde. Der Mangel gerichtlicher Hand- 
lungsfähigkeit und der Mangel der Befugnifs, als Vertreter 
einer Partei zu handeln, haben Nichtigkeit des Verhandelten 
zur Folge, fofern daffelbe nicht von der betreffenden Partei 
nach der Hebung des Mangels anerkannt worden ift. 

2) S trei tgeno f f enf c h af t. 

c) Mehrere Perfonen können als Streitgenoffen gemein- 
fchaftlich klagen oder verklagt werden, wenn fie in Anfehung 
des Streitgegenftandes in . Rechtsgemeinfchaft ftehen oder 
aus demfelben thätfächlichen und rechtlichen Grunde berech- 
tigt oder verpflichtet find. 

d) Die gemeinfchaftliche Rechtsverfolgung und Ver- 
theidigung durch mehrere Kläger oder Beklagte als Streit- 
genoffen ift auch dann zuläffig, wenn folche gleichartige An- 
fprüche oder Verbindlichkeiten den Gegenftaod des Rechts- 
ftreits bilden, welche auf einem im Wefen gleichartigen thät- 
fächlichen und rechtlichen Grunde beruhen. Ergeben fich 
jedoch aus einer folchen Gemeinfchaft irgend welche Nach- 
theile für das Verfahren, fo kann der Richter jederzeit eine 
Trennung eintreten laffen. 

Anmerkung: Die Beftimmung fub a würde z. B. 
Platz greifen, wenn mehrere Erben oder mehrere Miteigen- 
thümer als folche klagen oder verklagt werden. Ein Fall, 
in welchem die Beftimmung fub b zur Anwendung käme, 
läge vor, wenn z. B. eine Anzahl Tagelöhner einzeln zur 
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ßewerkftelligung einer Feldarbeit gedungen worden und aus 
den betreffenden Verträgen- klagen oder verklagt werden) 
denn obfchon fie weder in Rechtsgemeinfchaft ftehai, noch 
aus demfelben thatfächlichen und rechtlichen Grunde ver- 
pflichtet oder berechtigt find, fo ift doch der Verpflichtungs- 
refp. Berechtigungsgrund ein wefentlich gleichartiger — 
und wird daher die, gemeinfchaftliche Rechtsverfolgung refp. 
Vertheidigung von der Praxis aus Gründen der Opportunität 
zugelaffen. 

e) Streitgenoffen flehen der Gegenpartei dergeftalt als 
Einzelne gegenüber, dafs die Angriffs- und Vertheidigungs- 
mittel des einen Streitgenoffen dem anderen ebenfowenig 
nützen, als die nachtheiligen Handlungen oder Unterlaffungen 
deffelben dem anderen zum Schaden gereichen. • 

' 3) Hauptintervention. 

f) Wer auf eine Sache oder ein Recht, worüber zwifchen 
dritten Perfonen ein Rechtsftreit anhängig ift, einen beide 
Streittheile ganz oder theilweife ausfchliefsenden klagbaren 
Anfpruch zu haben behauptet, kann in jeder Lage des Pro- 
ceffes — felbft noch im Voüftreckungsverfahren — gegen 
diefelben bei demjenigen Richter Klage erheben; bei welchem 
der Rechtsftreit in erfter Inftanz geführt wird oder wurde. 
(Hauptintervention). ^ 

g) Beftreiten beide Parteiert das Recht des Hauptinter- 
venienten, fo können fie fich als Streitgenoffen gegen den- 
felben verbinden. 

h) Der Hauptprocefs felbft wird, wenn die Lage der 
Sache es zweckmäfsig erfcheinen läfst, auf Antrag oder von 
Amtswegen bis zur rechtskräftigen Entfcheidung über die 
Hauptintervention oder bis auf Weiteres ausgefetzt. 
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i) Wenn der Hauptintervenient befcheinigt, dafs durch 
die VoUftreckung des im Hauptproceffe gefällten Urtheils 
fein Anfpruch dem Verlufte ausgefetzt oder eine erhebliche 
Erfchwerung der Rechtsverfolgung herbeigeführt werde, fo 
hat der Richter zu verfügen, dafs die VoUttreckung nur ge- 
gen Sicherheitsleiftung ftattfinde und nöthigenfalls die Aus- 
fetzung des VoUftreckungsverfahrens anzuordnen. 

4) Nebeninterventibn. 

k) Ein Dritter, welcher behauptet und nöthigenfalls be- 
fcheinigt, dafs ein ihm zuftändiges Recht von dem Siege 
einer in einem Procefle befangenen Partei abhänge oder durch 
das Unterliegen derfelben gefährdet werde, oder dafs der 
Sieg ihres Gegners ihn einer Gewährleiftung ~ oder Ent- 
fchädigungsklage ausfetze, kann diefer Partei in jeder Lage • 
des Rechtsftreits beitreten, um il^r zum Siege zu verhelfen. 

l) Der Nebenintervenient mufs den Rechtsftreit in der 
Lage annehmen und fortfetzen, in welcher fich derfelbe zur 
Zeit der Intervention befindet. 

m) Der Nebenintervenient darf in jeder Lage des Pro- 
ceffes feinem Intereffe entfprechende Handlungen vornehmen, 
namentlich auch von allen Rechtsmitteln Gebrauch machen, 

n) Die Procefshandlungen des Nebenintervenienten 
äufsern ihre Wirkung auch auf die Hauptpartei, der er bei- 
getreten, infofern fie liicht den früheren oder fpäteren Er- , 
klärungen derfelben widerfprechen. 

0) Die rechtskräftige Entfcheidung der Sache verbindet 
in jedem Falle den Nebenintervenienten in gleicher Weife, 
wie die Hauptpartei. 

5) Streitverkündigung. 

p) Jede Partei, die fich befugt erachtet, im Falle des 
Unterliegens in dem Rechtsftreite von einem dritten Gewähr- 
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leiftung oder Schadloshaltung zu fordern, kann diefem Dritten 
den Rechtsftreit zu dem Ende verkündigen, dafs er ihr in 
demfelben Beiftand leifte. 

q) Glaubt der Dritte gleichfalls einen Regrefsanfpruch 
an eine andere Perfon zu haben, fo kann er auch diefer von 
feiner Seite den Rechtsftreit verkündigen. 

r) Die Streitverkündigung kann während des ganzen 
Laufes des Rechtsftreites fo lange gefchehen, als es dem 
Aufgeforderten nach Lage der Sache noch möglich ift, Bei- 
ftand zu leiften. 

s) Tritt der Aufgeforderte dem Rechtsftreite bei, fo ift 
fein Verhältnifs zu' den Hauptparteien nach den Grundfätzen 
über die Nebenintervention zu beurtheilen. 

t) Erklärt er dagegen nicht beitreten zu wollen oder 
unterläfst er es eine Erklärung abzugeben, fo wird der Rechts- 
ftreit fortgefetzt, ohne dafs ein Verfäumungsverfahren gegen 
den Aufgeforderten ftattfindet. 

u) Die Streitverkündigung erfolgt gerichtlich. ' 

v) Die Gegenpartei ift nicht befugt, gegen die Streit- 
verkündigung Widerfpruch zu erheben. 

w) Ueber den von dem Aufgeforderten gegen die Zu- 
läffigkeit der Streitverkündigung verlautbarten Widerfpruch 
findet keine Verhandlung ftatt. 

x) Der Beitritt des Aufgeforderten gilt nicht als Aner- 
kennung, dafs der Streitverkündiger Regrefs gegen ihn habe. 

6. Benennung des Autors. 

y) Der mit einer dinglichen Klage als Befitzer einer be- 
weglichen Sache belangte Beklagte kann die Einlaffung auf 
die Klage verweigern, wenn er behauptet, die Sache im 
fremden Namen zu befitzen und zugleich denjenigen, in 
deffen Namen er befitzt, benennt. 
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z) Das Gericht hat den Benannten über die erfolgte 
Benennung zu benachrichtigen und ihm zugleich eine Frift 
zum Erfcheinen zur Erklärung über die Behauptung des 
Beklagten zu beftimmen. . 

aa) Leugnet der Benannte die Behauptung des Beklagten 
oder erfcheint er in der anberaumten Frift nicht, fo darf der 

■ 

Beklagte, wenn er den Rechtsftreit nicht' allein fortfetzen will, 
durch Ueberlaffung des Befitzes an den Kläger fich von der 
Klage beffeien (Vergl. Art. 899 des Theil III des Pr. Rechts). 

h})) Wird die Richtigkeit der Behauptung des Beklagten 
von dem Benannten zugegeben, fo kann der Kläger ungeachtet 
diefes Zugeftändniffes den Rechtsftreit gegen den Beklagten 
fortfetzen. In diefem Falle ift dem Benannten unbenommen, 
fich dem Beklagten als Nebenintervenient anzufchliefsen. 

cc) Ein Verfaumungsverfahren findet gegen den Benami- 
ten nicht ftatt. 

« 

dd) Erkennt der Kläger die Behauptung des Beklagten 
fofort oder nach erfolgter Erklärung des Benannten als 
richtig an, fo ift der Beklagte von der Klage zu entbinden. 

ee) Kann fich der Kläger mit dem Benannten über 
deffen Eintritt in die Stelle des Beklagten nicht vereinigen, 
fo bleibt es ihm unbenommen, feine Rechte nach Beendi- 
gung des Proceffes wider den Beklagten gegen den Be- 
nannten* mittelft neuer Klage geltend zu machen. 

ff) Die Rechte des Benannten bleiben, wenn er nicht 
in den Rechtsftreit eintritt, unverändert. Er kann diefelben, . 
nachdem der Beklagte die Sache herausgegeben hat, durch 
eine Klage gegen den Inhaber der letzteren, geltend machen. 

gg) Wider den Beklagten sfeht ihm dagegen, wenn 
diefer die Sache herausgegeben hat, weder ein Anspruch auf 
Schadenserfatz, noch auch, wenn er felbft auf Schadens- 
erfatz belangt wird, eine Einrede zu. 
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Capitel III. 

Von den Bevollmächtigten. 

/. Beleuchtung der Art; ^^ — ^o dey Civilprocefsordnung, 

§ II. 

Nach der brfprünglichen Faflung des Art. 44 der Civil- 
procefsordnung konnten in Rechtsftreitigkeiten, die vor Frie- 
densrichtern zur Verhandlung kommen, aufser vereideten 
Anwälten auch andere Perfonen als Bevollmächtigte der Par- 
teien, auftreten, mit Ausnahme jedoch derjenigen Perfonen, 
welche in den 12 Punkten des Art. 45 der Civilprocefsord- 
nung theils als abfolut, theils als relativ unfähig zur Ueber- 
nahme einer Procefsvollmacht bezeichnet find. Der Art. 44 
ift jedoch fpäter abgeändert worden und hat jetzt nach der 
von Oettingen-ZwingmannTch^n Ueberfetzung folgen- 
den Wortlaut: 

»Als Bevollmächtigte können in den Friedensrichter- 
»Inftitutionen auffer vereidigten Rechtsanwälten auch Privat- 
»perfonen auftreten, fremde (nocTöpoHnia j[Hi;a) Perfonen 
»jedoch nicht anders, als in den Fällen und unter den Vor- 
)!>ausfetzungen, welche in der allgemeinen Gouvernements- 
»Verfaffung angegeben find.« 

Dafs die Ueberfetzer hier, wie fie es in dem Vorwort 
ihrer Arbeit ausgefprochen, zu einer rein wörtlichen Ueber- 
fetzung gefchritten, weil fie über den Sinn des zu übertra- 
genden ruffifchen Textes in Zweifel ge'wefen find, folgt nicht 
blofs aus der Hinzufügung des ruffifchen Ausdrucks »nocTO- 
pOHBifl JEima,« fondem ergiebt fich auch daraus, dafs es 

4 



54 

nichtsfagend ift, fremde Perfonen den Rechtsanwälten und 
Privatperfonen entgegenzufetzeh, während doch fremde Per- 
fonen zugleich Rechtsanwälte und Privatperfonen fein können/ 
Wie aber auch der Art. 44 zu verftehen fei — jedenfalls 
gelangt man bei Berückfichtigung der als Relatum bezeich- 
neten allgemeinen Gouvernements- Verfaffung und namentlich 
bei Vergleichung der Art. 1083, 1102 und 11 19 derfelben, 
zu dem Refultate, dafs in den Friedensgerichten 'als Bevoll- 
mächtigte auftreten können: 

1. Beeidigte Rechtsanwälte; 

2. Eltern für ihre Kinder und umgekehrt, desgleichen 
Ehegatten für einander ; 

3. Perfonen, welche mit dem Vollmachtgeber denfelben 
Procefs gemeinfam (alfo wohl als Streitgenoffen oder 
Nebenintervenienten) führen oder feine Güter oder 
Gefchäfte in Vollmacht verwalten; 

4. Commurialbeamte folcher Städte, für welche die 
Städteordnung von 1870 Geltung hat, wenn es fich 
um Vermögensftreitigkeiten der Stadt handelt und 
dem Stadtamte die Rolle des Klägers oder die des 
Beklagten zugefallen ifl; 

5. Perfonen, denen von der örtlichen Friedensrichter- 
verfammlung befondere Atteftate zur Uebernahme 
von Procefsvollmachten in vorgefchriebener Ordnung 
ertheilt worden — und 

6. Perfonen, die noch garnicht oder doch weniger als 
drei Mal vor Friedensgerichten als ProcefsbevoU- 
mächtigte aufgetreten find. 

Dafs auch die folchergeftalt zur Uebernahme von Pro- 
cefsvollmachten zugelaffenen Perfonen diefe Befugnifs wieder 
einbüfsen, wenn rückfichtlich ihrer eines derjenigen Verbote 
zutrifft, welche in den 12 Punkten des Art. 45 aufgeführt 
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find, verfteht fich von felbft. Auch ift zu beachten, dafs 
nach einer An\nerkung zum Art. 1102 der Gouvernements- 
Verordnung Frauen von der Uebernahme von Procefsvoll- 
machten überhaupt ausgefchloffen find. 

■ 

Was mit dem Ausdrucke : nocTopoHiilÄ jiHi;a — zu 
verftehen fei, läfst fich aus den obigen 6 Punkten nicht 
erfehen, wohl aber aus dem Art. 44 des Friedensrichter- 
proceffes und dem Art. 245 des IL Buches der Civilprocefs- 
Ordnung. Dafelbft wird der Ausdruck »nocTopoiiHlÄ Jinua« 

* 

im Gegenfatze zu vereideten Anwälten und zwar, in einem 
Zufammenh^nge gebraucht, aus dem fich deutlich ergiebt, 
dafs unter jenem Ausdruck Perfonen gemeint feien, die zu 
der Kategorie der beeideten Anwälte nicht gehören. Da- 
nach hat der Art. 44 in feiner gegenwärtigen, oben ange- 
gebenen Faffung einfach den Sinn, dafs aufser beeideten 
Sachwaltern auch andere Perfonen, letztere jedoch nur unter 
den in der Gouvernements- Verfaffung angegebenen Bedin- 
gungen (flehe oben Ziff. 1 — 6) Bevollmächtigte fein können. 
Die fonftigen Artikel des Friedensrichterproceffes über 
die Bevollmächtigten lauten: 

Art. 46. Die Parteien zeigen dem Friedensrichter die von ihnen 
getroffene Wahl ihrer Bevollmächtigten fchriftlich 
oder mündlich an. Auch können fie ihrem Bevoll- 
mächtigten eine .in der vorgeschriebenen Ordnung 
beglaubigte Vollmacht ertheilen. ' 
Art. 47. Eine mündliche Anzeige der Wahl eines Bevollmäch- 
tigten trägt der Friedensrichter in fein Journal ein, 
welches auch von der Partei, wenn fie des Schrei- 
bens kundig, unterfchrieben wird. Die fchriftliche 
Anzeige kann entweder auf der Bittfchrift lelbft, oder 
aber in einer befonderen, auf gewöhlicnhem Papier 
gefchriebenen Vollmacht gemacht werden. In einer 

4* 
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folchen Anzeige mufs die Unterfchrift des Vollmacht- 
\ gebers von einem Friedensrichter, eirfem Notar, der 
Polizei oder der örtlichen Gemeindeobrigkeit beglau- 
bigt fein. 

Art. 48. Der Bevollmächtigte, welcher die Partei mit der Füh- 
rung der Sache beim Friedensrichter beauftn^ hat, 
kann diefelbe durch Vergleich beendigen, wenn fol- 
ches in der Vollmacht auch nicht erwähnt ift. 

Art. 49. Ein Bevollmächtigter kann die ihm ertheilte Voll- 
macht kündigen, darf aber hernach nicht als Bevoll- 
mächtigter der Gegenpartei auftreten. Uebrigens ift 
er, im Falle der Abwefenheit feines Vollmachtgebers, 
verpflichtet, denfelben von der Kündigung To zeitig 
zu benachritigen , dafs dem Vollmachtgeber Zeit 
bleibe, vor Ablauf der Frift perfönlich zu erfcheinen 
oder einen anderen Bevollmächtigten zu fenden. 

Art. 50. Der Vollmachtgeber kann die dem Bevollmächtigten 
ertheilte Vollmächt zu jeder Zeit widerrufen, wovon 
er den Friedensrichter fchriftlich oder mündlich zu 
benachrichtigen hat; der Richter- ift aber weder ver- 
pflichtet, die Verhandlung aus diefem Grunde zu 
vertagen, noch die Ernennung -und das Erfcheinen 
eines neuen Bevollmächtigten abzuwarten. Alle Hand-* 
lungen, welche der Anwalt bis zu der Zeit, wo der 
Friedensrichter die bezeichnete Benachrichtigung 
erhalten, gefetzlich vollzogen, bleiben in Kraft. 
Endlich ift in den zu den allgemeinen Beftimmungen 
der Civilprocelsordnung gehörigen Art. 26 und 27 
verordnet, dafs durch Gefellfchaftsvertrag zur unmit- 
telbaren Verwaltung der Geschäfte eines unter *be- 
ftimmter Firma handelnden Handlungshaufes bevoll- 
mächtigte .Perfonen in Gefchäften diefes Handlungs- 
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haufes auch ohne Vollmacht vor Gericht als Kläger 
und Beklagte auftreten können, wenn im Vertrage 
nicht das Gegentheil feftgeftellt jft, dafs daffelbe 
Recht einem in Univerfalfocietät befindlichen Gefell- 
fchafter zuftehe, wenn er kraft Gefellfchaftsvertfages 
zur Leitung der Societätsgefchäfte bevollmächtigt ifl:, 
dafs aber alle übrigen Vereine, Gefellfchaften und 
Compagnien nicht anders Klage erheben und fich 
vertheidigen können, als. in der Perfon , eines befon- 
deren. Bevollmächtigten. 
Dafs diefe Beftimmungen, foweit fie mit den bezügli- 
chen Satzungen des provinziellen Procefsrechts in Wider- 
fpruch flehen, denßlben derogiren, verlieht fich von felbfl:. 
Dennoch ifl die Zahl der durch die Art. 44 - 50 des Frie- 
densrichterproceffes nicht berührten, alfo in Geltung verblie- 
benen Beftimmungen des provinziellen Procefsrechts auch 
hier keine geringe, denn der Friedensrichterprocefs fchweigt 
über die Procefslegitimation ' gerichtlich beftellter Bevoll- 
mächtigter, über die Wirkung in beglaubigter Abfchrift bei- 
gebrachter Vollmachten, über die Fälle, in denen eine Partei 
vorläufig und unter Vorbehalt der Ratihabition vertreten 
werden kann, über die Perfonen, denen ein mandatum prae- 
fumtum zuzufchreiben ift, über die Wirkung, die der Tod 
der Partei oder des Bevollmächtigten derfelben auf den Voll- 
machtsvertrag ausübt und über andere die Bevollmächtigung 
zur Procefsführung angehende Fragen. 

Zu zweifeln kann wohl nur die Frage veranlafTen, zu 
welchen Handlungen ein Bevollmächtigter, der mit der Durch- 
führung eines beflimmten Rechtsftreits oder aller Rechts- 
ftreitigkeiten des Vollmachtgebers beauftragt ift, eines Spe- 
cialmandats bedürfe. Nach provinziellem Rechte ift: er ohne 
ein ihm dazu ertheiltes Specialmandat nicht berechtigt: 
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1. Gelder in Empfang zu nehmen, 

2. einen Vergleich abzufchliefsen oder auf den Streit- 
gegenftand ganz oder zum THeil zu verzichten, 

3. Schiedsrichter zu wählen, 

4. Eide zuzufchieben und zu- und zurückgefc]iobene 
Eide zu acceptiren und 

5. fich einen anderen Bevollmächtigten zu fubftituiren, 
es fei denn unter den im Art. 4379 des Privatrechts 
bezeichneten besonderen VerhältnifTen. 

Der zweite Punkt wird für Bevollmächtigte, welche 
in Friedensgerichten auftreten, durcli den Art. 48 des Frie- 
densrichterproceffes zwar infoweit modificirt, als er feftftellt, 
dafs Bevollmächtigte die Sache durch Vergleich fogar dann 
beendigen können, wenn fie dazu in der Vollmacht nicht 
ausdrücklich ermächtigt find. Da ein Vergleich fich in der 
Regel ijicht zu Stande bringen läfst, wenn der Kläger auf 
die unverkürzte Anerkennung der von ihm eingeklagten 
Forderung befteht, fo folgt aus dem Art. 48 allerdings auch, 
dafs der Bevollmächtigte auch ohne Specialmandat einen 
Theil der Forderung des Vollmachtgebers zur Zuftandebrin- 
gung eines Vergleiches erlaflen könne ^ auf die ganze For- 
derung verzichten darf er aber ohne fpecielle Ermächtigung 
des Vollmachtgebers nicht, weil ein Verzicht auf das Ganze 
als eine Beilegung des Rechtsftreits durch Vergleich felbft- 
verftändlich nicht angefehen werden kann. 

Nachdem die Eidesdelation theoretifch und praktifch 
den Charakter eines Beweismittels angenommen , , ift über- 
haupt nicht mehr einzufehen, warum der Bevollmächtigte, 
um von diefem Beweismittel Gebrauch machen zu körnten, 
eines Specialmandats bedürfen foll, während er eines folchen 
zum Gebrauch anderer Beweismittel anerkanntermafsen nicht 
bedarf. Aber felbft wenn man für die Eidesdelation den 
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Standpunkt des Vergleichs geltend machen wollte , würde 
die Nothwendigkeit eines dem Bevollmächtigten zu erthei- 
lenden Specialmandats in Rechtsftreitigkeiten vor Friedens- 
gerichten fchon wegen der Beftimmung des Art. 48 hinweg- 
fallen muffen. 

Unter Brückfichtigung des Obigen laffen fich die durch 
den Friedensrichter - Procefs nicht auffer Kraft gefetzten pro- 
vinci eilen Beftimmungen über die ProcefsbevoUmächtigung , 
wie folgt, angegeben : 

a) Vormündern und Curatoren, ferner Advocaten, wenn 
fie für eine Partei gerichtlich beftellt find, desgleichen Tes- 
-tamentsexecutoren dient die Beftellungsurkunde als Procefs- 
voUmacht. 

b) Die gefetzlichen oder flatutmäfsigen Vertreter juris- 
tifcher Perfonen können für die letztern im Proceffe auftreten, 
ohne einer Vollmacht zu bedürfen. 

c) Eltern in Rechtsftreitigkeiten ihrer unmündigen 
Kinder, desgleichen Ehemänner in Rechtsftreitigkeiten, welche 
das von der Frau in die Ehe gebrachte oder ihr während 
der Ehe zugefallene Vermögen betreffen oder die in Güter- 
gemeinfchaft befindliche Vermögensmaffe zum Gegenftande 
haben, bedürfen keiner Vollmacht. 

d) Die beglaubigte Abfchrift einer Vollmacht ift nur 
dann genügend, wenn zugleich ein Zeugnifs beigebracht 
wird, wo das Orginal fich befindet und dafs der Auftrag 
nicht zurückgenommen worden. 

e) Eine Vollmacht zur Führung fämmtlicher Gefchäfte 
des Vollmachtgebers berechtigt den Bevollmächtigten zur 
Führung von Proceffen des erfteren nur, wenn folche Berechti- 
gung in der Vollmacht ausdrücklich ausgefprochen ift oder die 
in dem Art. 4384 des Privatrechts bezeichneten Vorausfetzun- 
gen vorliegen. 
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f) Die ProcefsvoUmacht gilt, wenn fie nicht eine Ein- 
fchränkung enthält, für alle zur Durchführung des Rechts- 
Ureits erforderlichen Handlungen namentlich auch für die 
Zufchiebung von Eiden, für den Gebrauch von Rechtsmitteln, 
für das VoUftreckungsverfahren^ für das Verfahren im Falle 
einer Widerklage und — unter der im Art. 4379 des Privat- 
rechts angegebenen Vorausfetzung — auch für die Subftitu- 
tion eines anderen Bevollmächtigten. 

g) Ohne befondere ausdrückliche Ermächtigung ift der 
Bevollmächtigte nicht befugt : 

1. Geld und Geldeswerth (mit Ausnahm.e jedoch der 
Procefskoften) für den Vollmachtgeber zu empfangen ; 

2. Die Entfcheidung der Sache Schiedsrichtern zu über- 
tragen ; 

3. fich einen anderen Bevollmächtigten zu fubftituiren, 
auffer im Falle des Art. 4374 des Privatrechts; 

4. auf den Anfpruch des Vollmachtgebers zu verzichten, 
wodurch jedoch ein theilweifer Erlafs zur Zuftande- 
bringung eines Vergleichs nicht ausgefchloffen ift. 

h) Tritt Jemand als Bevollmächtigter einer Partei auf, 
ohne fich über feine Bevollmächtigung ausweifen zu können, fo 
ift das fo anzufehen, als ob die Partei gamicht erfchienen^wäre. 

Wenn jedoch die beigebrachte Vollmacht an einem 
Mangel leidet, der verbeffert werden kann, der ertheilte Auf- 
trag durch ein Schreiben des angeblichen Vollmachtgebers 
befcheinigt wifd oder auf die Sache bezügliche Urkunden 
vorgelegt werden, fo ift der angebliche Bevollmächtigte, fo- 
fern er auf Verlangen der Gegenpartei für die Procefskoften 
cavirt, einftweilen als zur Procefsführung berechtigt anzufehen. 

i) Perfonen, welche mit der Partei in gerader Linie 
oder bis zum zweiten Grade der Seitenlinie verwandt oder 
verfchwägert find (Art 243 und 265 des Privatrechts) femer 



6i 



der Ehemann in den das Sondergut der Ehefrau betreffen- 
den Rechtsfachen und Streitgenoffen der Partei können für 
diefelben einftweilen Kraft vermutheten Auftrages (mandatum 
praesumtum) auftreten. 

k) In den Lit. h und i angegebenen Fällen hat der 
Richter dem angeblichen Bevollmächtigten eine Frift zum 
Nachweis der gefchehenen Bevollmächtigung anzuberaumen. 

Erft nach unbenutztem Ablauf derfelben kann die Gegen- 

« 

. partei ein Verfäumungserkenntnifs verlangen. 

1) Stirbt die Partei oder deren Bevollmächtigter oder 
verliert die Partei oder deren gefetzlichpr Vertreter die per-^ 
fbnliche Fähigkeit vor Gericht zu handeln, fo erlifcht die 
Vollmacht. Der Bevollmächtigte ift jedoch berechtigt und 
verpflichtet, folange die Partei nicht durch einen anderen 
vertreten ift, folche Handlungen vorzunehmen, die ohne 
Nachtheil für die Partei nicht unterbleiben können. 

. m) Ift die Vollmacht mit der Klaufel verfehen, dafs fie 
auch für die Erben des Vollmachtgebers Geltung habe 
(clausula heredum) ; fo ift der Bevollmächtigte auch nach 
dem Tode des Vollmachtgebers zur Fortführung des Pro- 
ceffes befugt, folange ihm die Vollmacht durch die Erben 
nicht gekündigt wird. 

n) Hat Jemand, ohne Bevollmächtigter einer Partei zu 
fein, als folcher für fie gehandelt, fo find die betreffenden 
Handlungnn nichtig, wenn fie von der Partei hinterher nicht 
anerkannt werden. 
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Capitel IV. 

Von dem Klagegefuche und 

der Ladung. 

§ 12. 

I. Beftimmungen des Frieden^richterproceffes. 

Art. 5 1 . Die Klage kann beim Friedensrichter fchriftlich oder 
mündlich angebracht werden 

Art 52. Die mündliche Klage wird, nachdem fie der Frie- 
densrichter in das Buch eingetragen hat, dem Kläger 
vorgelefen und, falls 'er fchriftkundig ift, von ihm 
unterfchrieben. 

Art. 53. Eine Klagefchrift, welche der Cognition des Friedens- 
richters nichf unterliegt, wird unter bezüglicher Er- 
öflfnung darüber dem Kläger zurückgegeben^ über 
die Nichtannahme einer mündlich angebrachten Klage 
aber wird dem Kläger auf feinen Wunfeh eine fchrift-' 
liehe Befcheinigung ertheilt. 

Art. 54. Sowohl in der fchriftlichen, als bei der mündlichen 
Klage ift der Kläger verpflichtet : 

1. fowohl feinen und der etwa von ihm aufgeführten 
Zeugen, als auch des Beklagten Beruf, Vor-, Vaters , 
Familien- oder Beinamen und Wohnort anzugeben; 

2. die Beweismittel, auf welche er feine Klage ftützt, 
zu benennen; 

3. den Werth des Klageanfpruchs anzugeben, mit Aus- 
nahme derjenigen Sachen, die eine Schätzung nicht 
jzulaffen ; 

^. zu erklären: worum er bittet oder was er fordert. 
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Art. 55. Als Klagewerth gilt die in dem Klageantrage ange- 
gebene Summe zuzüglich der bis zum Tage der 
Klageerhebung eingeklagten Zinfen. 

Art. 56. Wird der in der Klage angegebene Werth. des Streit- 
gegenftandes beftritten, fo erfolgt feine Feftftellung 
durch Sachverftändige in dem dazu von dem Frie- 
densrichter anberaumten Termin. 

Art. 57. Gründet der Kläger feine Forderung auf Urkunden, 
fo reicht er diefelben gegen Empfangsbefcheinigung 
beim Friedensrichter ein, und zwar zugleich mit der 
Klage, oder jedenfalls nicht fpäter als um zwei Uhr 
Nachmittags vor dem Tage, welcher zur gerichtlichen 
Verhandlung (/^JIff äbkh na cy^i») beftimmt ift. 

Art. 58. Auf Grund der Klage ladet der Friedensrichter den 
Beklagten vor Gericht und fetzt fowohl diefen, als 
auch den Kläger von dem Termin, wann fie erfchei- 
nen foUen, in Kenntnifs. 

Art. 59. Bei der Anberaumung des Termins zum Erfcheinen 
des Beklagten wird, gerechnet vom Tage der-Behän- 
digung des Ladungszettels, mindeftens ein Tag für 
je fünfzehn Werft der Entfernung feines Wohn- 
ortes von dem des Friedensrichters in Anfchlag 
gebracht. 

Art. 60. Falls beidS Parteien perfönlich vor- dem Friedens- 
richter erfcheinen, fo kann er ihre Streitfache fogleich 
in Verhandlung nehmen, ohne jedoch die Verhand- 
lung der auf diefen Tag angefetzten Sachen aufzu- ^ 
fchieben, 

Art. 61. Die Vorladung der Parteien, Zeugen und anderer 
Perfonen vor Gericht gefchieht mittelft Ladung^-, 
zetteis (iiOBtCTKa), in welchem anzugeben find; - 
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1. Der Gegenftand der Klage. 

2. Wer vorgeladen wird und auf weffen Gefuch. 

3. Der Ort, wo der Vorgeladene erfcheinen foll. 

4. Der Tag und, falls erforderlich, auch die Stunde des 
Erfcheinens. 

5. Die Folgen, welchen fich der Vorgeladene ausfetzt, 
wenn er ausbleibt. 

Am Schluffe des Ladungszettels mufs fich die Unter- 
fchrift des Friedensrichters befinden. 

Art. 62. Der Ladungszett^el wird den vorgeladenen Perfonen 
durch den beim Friedensrichter angeftellten Boten 
oder durch die Polizei, oder endlich durch die Ge- 
meinde bzw. Dorfobrigkeit zugeftellt. 

Von einer wörtlichen Anführung der Art. 63 — 6^ die 
fämmtlich über die Behändigung der Ladungszettel handeln, 
fehe ich ab, weil ich nicht genöthigt fein werße, auf diefelben 
Bezug zu nehmen. 

II. Bemerkungen au den aufgeführten Artikeln. 

Wie aus dem, die Gerichtsfprache in den provinziellen 
Friedensgerichten regelnden Art. 14 der besonderen Bestim- 
mungen vom 28. Mai 1880 hervorgeht, kann das Klagegefuch, 
je nach der Bequemlichkeit des Klägers in deutfcher oder 
in lettifcher oder in eflnifcher oder in ruffifcher Sprache an- 
gebracht werden. 

Ausweislich des Art. 53 des FriedensrichterproceflTes 
hat der Friedensrichter ein feiner Beurtheilung nicht unter- 
liegendes Klagegefuch von Amtswegen ^und ohne dem Be- 
klagten vorher Gehör zu gewähren, zurückzuweisen. Dies 
kann unbedenklich gefchehen, wenn das Klagegefuch fchon 
in Anbetracht feines Gegenfliandes der friedensrichterlichen 
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Jurisdiction überhaupt entzogen ift. Dagegen glaube ich ver- 
neinen zu muffen, dafs dem provinziellen Friedensrichter eine 
gleiche Befugnifs auch dann zuftehe, wenn aus dem Klage- 
gefuche erfichtlich, dafs für die darin geltend gemachte For- 
derung ein Gerichtsfland bei einem anderen Friedensrichter 
begründet fei, denn da nach provinziellem Procefsrechte Pro- 
rogation zuläffig ift: und die darüber handelnden Beftimmungen 
mit den Friedensrichterproceffe , wie fchon oben erwähnt 
wurde, nicht in Widerfpruch fliehen, fo wird der provinzielle 
Friedensrichter ~ unter der angegebenen Verausfetzung die 
Erklärung des Beklagten abzuwarten haben. 

Während eine Klage nach gemeinem, wie nach provin- 
ciellem Procefsrechte einer Gefchichtserzählung nicht erman- 
geln darf, gehört eine folche nach dem Art. 54 des Friedens- 
richterpoceffes nicht zu den wefentlichften Erforderniflen des 
Klagegefuches, denn wenn der Kläger, entfprechend dem 
vierten Punkte diefes Artikels anzugeben hat: „worum er 
bittet oder was er fordert" — fo läfst fich aus folcher An- 
gabe doch noch garnicht erfehen, auf welche Thatfachen 
und thatfächlichen Verhältnifle der Kläger feinen Anfpruch 
gründet. Hieraus ergiebt fich, dafs die Anbringung eines 
Klagegefuchs der provincialrechtlichen Klageanftellung nicht 
gleich gefetzt werden kann. Ebenfowenig läfst fich behaup- 
ten, dafs die Vorladung des Beklagten mittelft Behändigung 
des im Art." 61 befchriebenen Ladungszettels der Klagemit- 
theilung des provinciellen Rechts gleich geachtet werden 
dürfe , denn der Ladungszettel ift nur ein Referens und zwar 
ein durchaus unvoUftändiges Referens des Klagegefuchs und 
vermag den Beklagten durchaus nicht von den Thatfachen 
und thatfä chlichen Verhältniflen in Kenntnife zu fetzen, auf 
v^lche der Kläger feinen Anfpruch ftützt. Diefe Incongruenz 
zwifchen dem Friedensrichterprocefs und dem provinciellen 
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Procefsrecht ift aus dem gleich hervorzuhebenden Grunde 
von nicht geringer Wichtigkeit. 

Das auch von den Friedensgerichten anzuwendende 
provinzielle Privatrecht unterfcheidet zwifchen Rechtsfolgen, 
welche an die Anftellung der Klage, und Rechtsfolgen, welche 
an die Mittheilung der Klage geknüpft find. Zu den erfte- 
ren gehört vornehmlich die Unterbrechung der Klageverjäh- 
rung (Art. 3818 des Privatrechts). Die wichtigften - Folgen 
der Klagenmittheilung find: 

1. Die Unterbrechung der erwerbenden Verjährung 
(Erfitzung) ; 

2. die Haftung des Beklagten gleich einen Befitzer in 
böfem fjlauben, wenn er die mit einer actio in rem 
in Anfpruch genommene Sache während des Proceffes 
veräuffert *, 

3. die Verwandlung der bona fides des Befitzers in 
mala fides und die Verfetzung des zu einer Leiftung 
Verpflichteten in mora; 

4. der Eintritt der Regel: ut lite pendente nihil inno- 
vetur ; 

5. die Befugnifs des Beklagten, fich mit der exceptio 
litis pendei;tis zu fchützen, und der Ausfchlufs ande- 
rer gleich zufländiger Gerichte; 

6. das Recht des Beklagten zur Erhebung einer Wider- 
klage. 

Vergl. die Art. 847, 902, 909, 911, 912, 3306, 3307 
des Privatrechts. Siehe auch § 37 des Livl. Civil, 
procefles von O. Schmidt und Bayerns Vorträge 
über den gemeinen Civilprocefs § 174. 
Da diefe Rechtsfolgen an die Anftellung resp. Mitthei- 
lung einer Klage im Sinne des provinciellSn 
Rechts, alfo einer mit einem hiftorifchen Fundamente ausge- 
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ftatteten Klage, geknüpft find, obeii aber gezeigt wurde, 
dafs das Klagegefuch des Friedensrichterproceffes und die 
Behändigung des dafelbft befchriebenen Ladungszettels der 
Klageanftellung und Klagemittheilung des provinciellen Rechts 
keineswegs entfprechen, fo ift klar, dafs der Eintritt der in 
Rede fliehenden Rechtsfolgen jedenfalls durch die Anbringung 
des Klagegefuchs resp. die Behändigung des Ladungszettels 
nicht bewirkt werden kann -- und dafs daher die Frage 
entfleht, von wann ab denn der Eintritt jener Rechtsfolgen 
in Rechtsftreitigkeiten, die den Friedensgerichten unterftehen, 
zu datiren fei. Um diefe Frage zu beantworten, bin ich 
genöthigt, auf einen erfl: fpäter näher, in Betracht zu ziehen- 
Abfchnitt des Friedensrichterproceffes hinüberzugreifen und 
auf den Art. 72 hinzuweifen. Derfelbe ^ beftimmt unter 
Anderem, dafs der in die mündliche Verhandlung der Sache 
eintretende Friedensrichter zunächft den Kläger aufzufordern 
habe, »den Sachverhalt zu erzählen und feine Forderung zu 
begründen,« — und dafs er fodann die mündliche Erklärung 
des Beklagten auf die Klage anzuhören habe. Diefe Vorgänge 
entfprechen augenfcheinlich den Anforderungen , die das 
Privatrecht an die Anflellung resp. Mittheilung einer Klage 
macht, denn das Erzählen des den Anfpruch begründenden 
Sachverhalts ftellt fich als Angabe" des hiflorifchen Kla- 
gefundaments dar und. der Umftand, dafs der Beklagte den 
mündlichen Klagevortrag des Klägers anhört, kann als Mit- 
theilung der Klage angefehen werden, fo dafs die Rechts- 
folgen der Klageanflellung erft mit Beendigung des münd- 
lichen Klagevortrages und die Rechtsfolgen der Klagemit- 
theilung erfl: dadurch eintreten, dafs der Beklagte den Klage- 
vortrag in Perfon oder Vollmacht anhört. Ift der Beklagte 
in dem Termin zur mündlichen Verhandlung in Perfon und 
in Vollmacht ausgeblieben, fo wird die Mittheilung der Klage 
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durch Behändigüng einer Abfchrift des dann ergehenden 
Verfäumungserkenntniffes bewirkt, weil letzteres eine Relation 
des in Abwefenheit des Beklagten vorgebrachten Klagevor- 
trages^ enthalten mufs (Vergl. . Art. i 50 des Friedensrichter- 
proceffes). 

Hiernach ift in dem Klagegefuche des Friedensrichter- 
proceffes eigentlich nur ein fehr umftändliches Gefuch um 
Vorladung des Beklagten und in dem Ladungszettel nicht 
eine Klagemittheilung, fondern nur ein Mittel zur Vorladung 
des Beklagten zu erblicken. Die Richtigkeit diefer Anfchau- 
ung wird übrigens von dem Art. 145 des Friedensrichter- 
proceffes unverkennbar beftätigt, denn da der Friedensrichter 
nach Vorfchrift deffelben in dem Falle,, wenn der Kläger in 
dem zur mündlichen Verhandlung anberaumten Termin aus- 
bleibt, alfo keine Gelegenheit zur Darlegung der feinen An- 
fpruch begründenden Sachumftände hat, die Verhandlung 
einftellen mufs, ohne dafs dadurch der Lauf der Ver- 
jährung unterbrochen wird, fo erkennt der Friedens- 
richterprocefs felbft an, dafs nicht die Anbringung des Kla- 
gegefuchs, fondern der mündliche Klagevortrag des Klägers 
als Klageerhebung anzufehen fei*). • 



•) Anmerkung. Als vorlDereitender Schriftsatz — im Sinne der neueren 
deutschen Processordnungen — lässt sich das Klagegesuch nicht auflfassen, denn eines 
Theils hat der Beklagte (nach dem Fricdensriehterprocess) vor der mündlichen Ver- 
handlung weder eine scliriftliche Klagebeantwortung einzureichen, noch auch seine 
Beantwortung" der Klage zu ProtocoU verschreiben zu lassen — und anderen Theils 
ist das Klagegesuch, weil es ihm an einer den Anspruch begründenden Geschichtserzäh- 
lung mangelt, schlechterdings ungeeignet, den Beklagten und den Richter auf den 
bevorstehenden mündlichen Rechtsstreit vorzubereiten. 
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Capiiel V. 

Von der Parteiverhandlung vor dem 

Friedensrichter. 

A. Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, ' 

§ 13- 

Der Art. 68 des Friedensrichterproceffes beftimmt: 
»Die Verhandlung der Streitfachen bei dem Friedensrichter 
»erfolgt mündlich und öffentlich; übrigens kann die Sitzung 
»auch unter Ausfchlufs der Oeffentlichkeit ftattfinden, falls 
»beide Parteien darum nachfuchen und der Friedensrichter 
»ihre Bitte beachtenswerth findet. 

Unter den wirklichen oder vermeintlichen Vorzügen des 
Friedensrichterproceffes pflegt nicht feiten die in dem oben 
aufgeführten Artikel vorgefchriebene Oeffentlichkeit der Ver- 
handlung mit Wärme betont zu werden. Ich vermag mich 
derfelben gegenüber nur fehr kühl zu verhalten. Nutzen 
wird fie wohl nur denjenigen gewähren, die fich, nach Abfol- 
virung des Rechtsfludiums, auf ihren künftigen Beruf als 
Richter, Sachwalter etc. vorbereiten wollen. Andere Per- 
fönen werden den Verhandlungen der Friedensrichter in Civil- 
rechtsflreitigkeiten vorausfichtlich fem bleiben, weil fie, von 
gewohnheitsmäffigen Müffiggängem abgefehen, bald erkennen 
werden, dafs fie ihre Zeit in anderer Weife nützlicher und 
angenehmer verbringen können. 

Wenn aber das Prinzip de/ Oeffentlichkeit nun einmal 
auch für Verhandlungen der Friedensrichter gelten foll, fo mufs 
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es jedenfalls auffallen, dafs die Oeffentlichkeit nur unter det 
Vorausfetzung ausgefchloffen werden kann, wenn beide Par- 
teien darum bitten und der Friedensrichter die Bitte beach- 
tenswerth findet. Nach der deutfchen Procefsordnung und 
ebenfo nach dem Buche II. der Civilprocefsordnung des Reichs 
(Vergl. Art. 325) darf das Gericht die Oeffentiichkeit nach 
eigenem Ermeffen , ^ alfo doch ohne dazu der Zuftimmung 
beider Parteien zu bedürfen, ausfchliefsen, wenn die Oeffent- 
• lichkeit der Verhandlung der Religion, der öffentlichen Ord- 
nung oder der Sittlichkeit nachtheilig fein kann. In den Ver- 
handlungen vor den Friedensgerichten können gewifs unter 
Umftänden gerade diefelben Motive zur Ausfchliefsung der 
Oeffentlichkeit obwalten — z. B. bei Verhandlung von Ali- 
mentenklagen. Dieferhalb ifl: nicht einzufehen, weshalb die 
Friedensgerichte vorkommenden Falls genöthigt fein follen, 
die Religion und Sittlichkeit den fchamlofen Erörterungen 
der Parteien preiszugeben, wenn auch nur eine derfelben 
dem Ausfchlufs der Oeffentlichkeit nicht zuftimmt. 

Von viel gröfserer Bedeutung als die Oeffentlichkeit 
ift die Mündlichkeit oder Unmittelbarkeit der Verhandlung, 
wenn fie fo aufgefafst wird, wie fie nach der gegenwärtig 
herrfchenden Theorie aufzufaffen ift und von dem Friedens- 
richterprocefs aufgefafst zu fein fcheint. Sie' fchliefst im All- 
gemeinen die fchriftlichen Parteiverhandlungen aus und nöthigt 
die Parteien, wie aus dem Art. 72 erfichtlich, das Streitver- 
hältnifs in thatfächlicher und rechtlicher Beziehung mündlich 
darzulegen und dadurch in dem Richter eine frifche und un- 
mittelbare Vorftellung von der zu beurtheilenden Sachlage 
hervorzubringen. 

Ob und wie weit die Friedensgerichte zur Aufnahme 
von ProtocoUen über die Verhandlungen der Parteien verbun- 
den find, ift in dem Friedensrichterprocefs nirgends durch 



AuffteÜung einer allgeme^men Regel beftii^mt worden. Wenn 
derfeibe indefa. in. den Art. 53, 70, loi und 124 gelegentlich 
bemerkt, dafs mündlich angebrachte Klagegefuqhe in ein Buch 
einzutrageiVi . ein zwifchei) den Parteien während der Procefs- 
verhandlyng zu Stande gekojjimener Vergleich f<;teiftlich auf- 
zuzeichnen, der wefentliche Inhalt der Zeugenauslagen zu Pro- 
tocoU zu verfchreiben und über das Ergebnife vorgenomme- 
nen Augenfcheines, desgleichen über das Gutachten adhibir- 
ter Sachverftändiger ein Protokoll aufzunehmen fei , fo mufs 
daraus gefolgert werden, dafs über alle fonftigen Parteiver- 
haodlungen ein ProtocoU nicht zu führen fei. Ob und welche 
Schwierigkeiten daraus der Sachverhandlung und. Urtheils- 
fällung erwachsen; darauf werde ich weiter unten zurück- 
kommen; jedenfalls aber werden die Friedensgerichte fich 
der Führung eines ^ fogenannten Sitzungsprotocolls nicht ent- 
ziehen können, in welchem aufler dem Orte und dem Tage 
der Verhandlung die Namen des Richters, der Parteien und 
der gefetzlichen Vertreter und Bevollmächtigten derfelben 
zu bemerken, der Rechtsftreit zu bezeichnen und der Gang 
der Verhandlung ganz im Allgemeinen anzugeben wäre. 

B, Proce/s hindernde Einreden, 

§ 14. , 

Der Art. 69 des Friedensrichterprocefles lautet: 
Der Beklagte kaan, ohne fich in der Hauptfache (no 
cymecTBy) zu erklären, in nachfolgenden Fällen Einreden 
vorfchützen: 

I. Wenn für die Sache ein anderer Friedensrichter oder 

ein. andf;r^s Gericht zuftändig ift ; 
z. wenn vor demfelben oder einem anderen Friedens- 
richter,^ oder auch bei einem anderen Gerichte eine 
Sache über denfejben Gegenftand und zwifchen den- 
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fdben Perfonen, oder alich eine Sadie, welche mit 
der eiiiobefien Klage in engem Zuüunmenhange fteht, 
▼erfaanddt wird; 

3. wenn die Foidening des Klägefs in ihrem ganzen 
Beftande einen anderen Beklagten betrifit; 

4. wenn die Klage v<mi einer Perfon erhoben ift, welcher 
das Recht, vor Gericht als EJäger oder Beklagter 
aufzutreten« al^ehet. . 

Der zweite und dritte Punkt erheifchen einige Er- 
örterungen 

ad P. 2. Nach diefem Punkte fteht dem Beklagten 
eine procefshindemde Einrede nicht allein in dem Falle zu, 
wenn die gegen ihn gerichtete Klage von dem Kläger fchon 
früher bei demfelben oder einem anderen Riditer anhängig 
gemacht ift, fondem kann von ihm auch dann mit Erfolg 
vorgefchützt werden, wenn die angebrachte Klage mit einer 
anderen Rechtsfache, welche fchon früher bei demfelben oder 
einem anderen Richter anhängig geworden, in engem Zu- 
fammenhange fteht. 

Dafs in der mit der Klage connexen Rechtsfaehe die- 
felben Perfonen einander als Parteien gegenüberftehen muffen, 
ift zwar in der Zwingmann von Oettingen'fchen Ueberfetzung 
zu lefen, im Texte aber keineswegs ausgefprqchen, denn die 
dafelbft vorfindlichen Worte: »zwifchen denfelben Perfonen« 
beziehen fich nur auf die fich einfach als exceptio litis jam 
pendentis darftellende Einrede, betreffen jedoch die auf Sach- 
connexität gegründete Einrede nicht. Unter welchen Vor- 
ausfetzungen zwifchen einer Klage und einer anderen, bereits 
anhängigen Rechtsfache ein ?nger Zufammenhang ftattfinde, 
ift, wie fchon in der Erörterung über den Art. 33 des Frie- 
densrichterproceffes bemerkt worden, in der Civilprocefsord- 
nung nirgends ausgefprochen Dieferhalb mufs die Frage, 
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ob in einem vorliegenden Falle Connexität (felbftverftändlich 
innere) vorliege oder nicht, nach provinziellem Rechte beur- 
theilt werden. Da letzteres nun, von einigen hier nicht in 
Betracht kommenden Fällen abgefehen, in Betreff felbftftän- 
dig^r Klagen einen inneren Zufammenhang nur zwifchen 
Klagen, die auf einem und demfelben Klagegrunde beruhen, 
femer zwifchen der Principalintervention und der Klage, welche 
zur Intervention Veranlaffung gegeben, und endlich itwilchen 
der Defervitenklage eines Adyocaten und der Rechtsfache, 
für deren Führung die Deferviten gefordert werden — aner- 
kannt; fo zeigt fich, dafs ein vor einen Friedensrichter be- 
langter Beklagter fich in den Oftfeeprovinzen auf die Con- 
nexität einer gegen ihn angeftellten Klage mit einer ^bereits 
anderweitig anhängigen*Rechtsfache nur unter den oben ange. 
deuteten Vorausfetzungen mit Erfolg berufen und ebendaher 
auch die Einlaffung auf eine gegen ihn erhobene Klage ex 
capite connexitatis nur unter jenen Vorausfetzungen wirkfam 
verweigern kann. In dem Obigen ift keine Rücklicht darauf 
genomnien , dafs das Livl. Landrecht die Erhebung einer 
Widerklage nicht anders zuläfst, als wenn fie auf demfelben 
Fundamente, auf welches die Klage gegründet ift, beruht 
oder doch aus demfelben Rechtsgefchäfte abgeleitet wird. 
Diefer Beftimmung des Livl. Landrechts wegen kann die 
Frage entftehen, ob der Widerbeklagte fich von der Ein- 
laffung auf die Widerklage befreien könne, wenn er ein- 
wendet, dafs diefelbe mit der Klage nicht connex fei. Unter die 
Beftimmung des Art. 69 P. 2, kann diefer FaH freilich nicht 
fubfimirt werden, weil die bezeichnete Einrede des Wider- 
beklagten nicht, wie in jenem Punkte gefordert wird, auf das 
Vorhandenfein einer Connexität zweier Rechtsfachen, fondem 
gerade auf den Mangel einer folchen gegründet ift. Nichts- 
deftoweniger dürfte die Einrede des Widerbeklagten auch in 
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der friedensrichterlichen Rechtspflege ftatthaft fein, denn im 
entgegengefetztert Falle würde es dem Widerbeklagten an 
einem Mittel fehlen, die fragliche Beftimmung des Livl. Lahd- 
rechts wirkfam zur Geltung zu bringen. 

ad P. 3. Der dritte Punkt des Art. 69 be^seichnet 
eine Erklärung des Beklagten als procefshindemde Einrede, 
welche überhaupt keine Einrede ift. Gewifs Niemand wird 
beftreiten, dafs eine Klage ihrem Wefen nach begründet fei, 
wenn ihre Gefchichtserzählung der Wahrheit entfpricht und 
fich aus der Gefchichtserzählung und den beftehenden Satzun- 
gen des Privatrechts ergiebt, dafs dem Kläger der im Kla- 
gepetitum angegebene Rechtsanipruch gegen den Beklagten 
zufteht. Behauptet der Beklagte, dafs die Forderung des 
Klägers, wie es in dem Punkte 3 fieif$t, in ihrem ganzen 
Umfange gegen einen Anderen gerichtet werden muffe, fo 
ift das felbftverftändlich nur foweit relevant , als der Beklagte 
dadurch implicite verneint, dafs die Forderung gegen ihn 
begründet fei, fei es, weil er einen wefentlichen Theil der 
Gefchichtserzählung für unwahr erachtet, fei es, weil er das 
Vorhandenfein eines den erhobenen Anfpruch rechtfertigen- 
den Rechtsfatzes leugnet. In dem einen, wie in dem ande- 
ren Falle ift die Erklärung des Beklagten gegen das Vor- 
handenfein des A<nfprachs, alfo gegen das Wefen der Sache 
felbft^ nicht aber gegen das Vorhandenfein eines den Procds 
hindernden Umftandes gerichtet, ftellt fich daher als nega- 
tive Litisconteftation resp. rechtliche Gegendeduction dar und 
kann deshalb den . procefshindemden Einreden nicht beige- 
zählt werden. Während letztere, ^fofern fie fich als begrün- 
det erweifen, nie eine definitive Befreiung des Beklagten von 
dem Anfpruche des Beklagten, fondern nur eine temporäre 
Abweifung der Klage zur Folge haben können, hat der Ein- 
wand des Beklagten, dafs er nicht der rechte Beklagte fei 
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(exceptio deficientis legitimationis ac causam passivae) im 
Falle feiner Begründung immer die definitive Befreiung des 
Beklagten von dem Anfpruche des Gegners zur Folge. Man 
fingire beifpi^lsweife : es' habe Jemand einen Anderen auf 
Bezahlung eines Darlehns von looo Rbl. belangt, der Be- 
klagte aber habe eingewandt, dafs das fragliche Darlehn nicht 
ihm, fondern feinem Bruder vom Kläger gereicht worden 
fei. Beweift dann der Kläger, dafs er die looo Rbl. in der 
That dem Beklagten dargeliehen habe, fo wird der letztere 
felbftverftändlich zur Bezahlung der lOOO Rbl. verurtheilt 
und der Procefs ift definitiv beendigt. Vermag der Kläger 
dagegen nicht zu beweifen, dafs er die lOOO Rbl. gerade 
dem Beklagten geliehen, fo mufs letzterer ein für alle Male, 
von der Verpflichtung zur Bezahlung der lOOO Rbl. losge- 
fprochen werden und' der Rechtsftreit ift wieder nicht über 
eine blofse Vorfrage, fondern über das Wefen der Sache 
definitiv entfchieden. 

Auch wenn im Procefle präjudicielle Incidentftreitpunkte 
auftauchen (zum Beifpiel wenn der Beklagte leugnet, dafs 
der Kläger Erbe des urfprünglichen Forderungsberechtigten 
geworden fei) kann der Beweis über den präjudiciellen Streit- 
punkt fehr wohl mit dem Beweife über das Forderungs- 
recht als folches verbunden werden. Höchftens könnte dem 
Ermeflen des Richters überlaffen werden, im -concreten 
Falle anzuordnen, dafs die Verhandlung über die Forde- 
rung bis zur Erledigung des präjudiciellen Incidentftreit- 
punktes zu fuspendiren fei. So wie er lautet, ift der Punkt 
3 ganz geeignet, a\is einem Procefs ohne Grund zwei 
Procefle zu machen. Er wird daher mit gröfster Vorficht 
anzuwenden" fein. 

ad P. 4. Der vierte Punkt ftimmt mit dem provin- 
ziellen Rechte überein. 
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Auf die vorftehend erörterten procefshindemden Ein- 
reden zurückblickend, drängt fich die Bemerkung von felbft 
auf, dafs unter den aufgeführten Einreden die Einrede der 
Unzuläfllgkeit des Rechtsweges und die Einrede des dun- 
kelen Libells fehlen, da den Beklagten, der diefe Einreden 
vorschützt , unmöglich die Einlaffung auf die Hauptfache zu- 
gemuthet werden kann — femer dafs in dem Friedensrich- 
terproceffe keine Vorkehrung gegen den nahe liegenden 
Mifsbrauch getroffen worden, dafs der Beklagte, wenn er 
mehrere, ihn von der Einlaffung befreiende Einreden vor* 
fchützen zu können glaubt, diefelben fucceffive d.h. nach 
richterlicher Verwerfung der einen procefshindemden Einrede 
' wieder eine andere vorfchützt und dadurch , bevor er fich 
auf das Wefen der Sache einläfst, mehrere auf einander fol- 
gende Urtheilsfprüche nöthig macht. Das Provinzialrecht 
leidet nicht an diefen Mängeln und wird daher auch hifer 
in fubsidium zur Anwendung gelangen muffen. 

C. Verhandlung über den Klageanfpruch felbß, oder, wie 
es im Friedensrichterprocefs keifst, über das Wefen 
der Sache, 

I. Beftimmungen des Friedensrichterproceffes. 

§ 15. ' . 

Art. 70. Nach vorläufiger Vernehmung beider Parteien fchlägt 
der Friedensrichter ihaen vor, fich zu vergleichen, 
indem er ihnen die nach feinem Dafürhalten dazu 
geeigneten Mittel an die Hand giebt. Auch während 
des Proceffes felbft hat der Friedensrichter auf einen 
Vergleich der Parteien hinzuwirken und nur, wenn 
ein folcher nicht gelingt, zur Fällung des Urtheils 
zu fchreiten. 
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Art. 71. Der zu Stande gekommene Vergleich wird niederge- 
fchrieben und nach vorgängiger Verlefung von den 
Parteien oder von einer ihrerfeits damit betrauten 
Person unterzeichnet. Die durch Vergleich ^erledigte 
Sache kann nicht wieder auigenommen werden. . 

Art. 72. Wenn der Friedensrichter in die Verhandlung der 
Sache eintritt, fo fordert er zunächft den Kläger auf, 
den Sachverhalt zu erzählen und feine Forderung 
zu begründen; darauf hört er die Erklärung des Be- 
klagten an. Ebenfo geftattet er auch fernerhin bei- 
den Parteien , der Reihe nach ihre Behauptungen zu 
ergänzen und richtet von fich aus an fle die zur 
Klarftellung der Sache erforderlichen Fragen. Wenn 
der Friedensrichter die Sache für genügend aufge- 
klärt erachtet, fo fchliefst er die Parteiverhandlungen. 

Art. 73. Bei Klagen wegen Befitzflörung läfst fich der Frie- 
densrichter auf eine Prüfung der das Eigenthumsrecht 
an dem Immobil nachweifenden Urkunden nicht ein, 
fondern ftellt lediglich den geftörten Befitz wieder her. 

Art. 74. Bei Klagen auf Erfüllung von Contrakten und Obli- 
gationen, die in gehöriger Form vollzogen oder 
beglaubigt find , wird der Beklagte auf einen möglichft 
nahen Termin vorgeladen und, wenn der Friedens- 
richter feine Einwendungen für verwerflich erachtet, 
fo erkennt er auf fofortige Erfüllung der Verbindlich- 
keit und fertigt gleichzeitig dem Kläger auf Grund 
diefes ErkenntnifTes einen VoUflreckungsbefehl aus. 

Art. 75. Die Vertagung der Verhandlung wird auf Antrag 
einer Partei nur aus befonders triftigen Gründen 
bewilligt und nicht anders, als nachikm beide Theile 
erfchienen find und fich mündlich geäufsert haben. 
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Art. ^6. Behufs der Eriangung einer zur Autklärung der Sache 
nothwendigen Auskunft oder Urkundenabfchrift von 
einer Behörde oder amtlicben Perfon, ertheilt der 
Friedensrichter einer Partei auf ihr Anfachen eine 
Befcheinigung darüber, dais die Auskunft oder Urkun- 
denabfchrift in der That erforderlich ift und zu 
welchem Tennine. 

Art. ^^. Das Verfahren bei dem Friedensrichter wird bean- 
flandet: 

1. wenn alle ftreitenden Theile dahin übereinkommen, 

2. wenn eine der Parteien oder deren Bevollmächtigter 
ftirbt, wahnfmnig wird oder alle Standesrechte verliert. 

Art. 78. Die Verhandlung des Rechtsftreites wird auf Antrag 
beider Parteien oder auch nur einer derfelben wieder 
aufgenommen. 

Art. 79. Ueberzeug^ Geh der Friedensrichter während der 
Verhandlung einer Sache davon, dafs diefelbe feiner 
Gerichtsbarkeit nicht unterliegt (Art. 29—32), fo ftellt 
er die weitere Verhandlung derfelben ein. 

IL Bemerkungen über vorftehende Beftimmungen. 

V 

§ 16. ' 

Nach Ausweis des Art. 72 kann nicht zweifelhaft fein, dafs 
jede Partei über alle Anträge, factifcheji Behauptungen, Rechts- 
ausführungen und Beweismittel der anderen Partei mündlich zu 
hören ifl , dafs femer jede Partei bis zum Schlufs der Verhand- 
lung neue thatfächliche Umftände zur Unterftützung der Klage, 
wie zur Vertheidigung vorbringen und bis zum Schlufs der Ver- 
handlung Beweismittel vorftellen kann, ohne dabei durch die I 
feften Abfchnitte , in die das gemeinrechtliche Procefsverfahren 
verfällt, beengt zu werden. Wer aber annimmt, dafs eine 
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Vertagung der Verhalhdlüng enffprechend <lem Art. 75 nur 
ausnahmsweife ftattfinden Iverde, giebt fich offenbar einer 
Illufion hin, denn an befonders triftigen^ründen zur Ver- 
tagung der Verhandlung wird es (b feiten fehlen, dafs wieder- 
holte Vertagungen in jedfem Proceflfe durchaus die Regel 
bilden werden. Freilich , wenn der Richter * die im Klage- 
gefuch angegebenen Zeugen des Klägers, obfchon es im 
Friedensrichterprocefs nirgends vorgefchrieben ifl", zum münd- 
liehen Termin vorbefchieden hat und die Parteien Ihre fon- 
ftigen Beweisthümer gleich zu produciren in der Lage und 
nicht genöthigt find, zu ihrer Rechtswahmehmung mehr oder 
weniger zeitraubende Nachforfchungen anzuftellen und Aus- 
künfte einzuziehen; fo vermag der Richter allerdings die 
Procefsverhandlung in einem Zuge und ohne Unterbrechung 
durchzufuhren, die erfchienenen Zeugen zu vernehmen, die 
vorgelegten Urkunden, nachdem die Parteien fich über die- 
felben erklärt haben, zu prüfen, die Verhandlung definitiv 
zu fchliefsen und unter dem frifchen Eindruck der gepflogenen 
Verhandlung fofort- das Urtheil zu fällen und es den Par- 
teien zu eröffnen. In fo günfliger Lage wird aber der 
Friedensrichter fich kaum jemals befinden. Erwägt man, 
dafs der Beklagte demnach, wie der Ladungszettel nach 
Art. 61 lautet, aus demfelben weder die Gefchichtserzählung, 
auf welche die K läge gegründet wird, noch auch die Beweis- 
mittel, auf welche der Kläger fich in dem Klagegefuche 
berufen hat, zu entnehmen vermag, dafs er von diefen für 
feine Vertheidigung fo wefentlichen Momenten vielmehr eHl 
durch den Klageantrag des Klägers in der mündlichen Ver- 
handlung Kenntnifs erlangt, fö wird er gewifs häufig auf 
Vertagung der Verhandlung antragen, um* über die von dem 
Kläger behaupteten Umflände und über die Habilität der 
etwa von dettifelben aufgegebenen Zeugen Erkundigungen 
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emzuziehen, um überhaupt feine Vertheidigung vorzubereiten 
und fich namentlich hinfichtlich der Beweismittel zu ver- 
gewiffem, die ihm etwa zur Erhärtung feiner Einreden resp. 
zur Führung directen Gegenbeweifes zuilehen. Aber felbft 
wenn fein Vertagungsantrag vom Richter verworfen und er 
genöthigt wird, in continenti feine Einreden yorzufchützen, 
den etwaigen Repliken des Klägers zu begegnen resp. ihnen 
DupUken entgegenzufetzen und feinen Be- und Gegenbeweis 
durch Angabe der ihm zu Gebote flehenden Beweismittel 
anzutreten-f fo wird doch eine Vertagung jedenfalls in den 
täglich vorkommenden Fällen bewilligt werden muffen, wenn 
der Beklagte Urkunden herbeizufchaffen und der Richter vom 
Beklagten aufgegebene Zeugen vorzuladen hat oder auf An- 
trag einer Partei zur Einnahme gerichtlichen Augenfcheines 
oder zur Einziehung des Gutachtens Sachverftändiger ge- 
nöthigt ift. Wie der Beklagte wegen feines directen Gegen- 
beweifes und wegen des Beweifes feiner Einreden und Dup- 
liken, fo wird der Kläger wegen Beweifes feiner Repliken 
und wegen feiner Befugnifs zqr Führung eines direkten 
Gegenbeweifes gegen die Einreden und Dupliken des Be- 
klagten häufig triftigen Grund zu Yertagrungsanträgen haben. 
Auch wäre es gewifs fanguinifch, wenn man hoffen wollte, 
däfs eine einmalige Vertagung der Verhandlung bis zum 
Schlufs derfelben in der Regel genügen werde, denn eines 
Theils ifl der Zeugenbeweis gerade in Bagatellfachen ein 
fehr häufig vorkommendes Beweismittel und jeder praktifche 
Jurifl weifs, wie oft beugen bald aus Ungehorfam, bald ohne 
ihr Verfchulden im Vernehmungstermine ausbleiben, ja wie 
oft die Ladung an diefelben nicht einmal gelangt — . und 
anderen Theib wird der UmflaiKl, dafs die Parteien bei 
Fortfetzung? einer vertagten Verhandlung, neue Thatum- 
flände, Einreden und Beweismittel vorbringen können, aus 
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naheliegenden Gründen Anlafs zu wiederhpiten Vertagungen 
geben. Ift dem fo, fo ift auch gewifs, dafs die Vertagung 
lieh mit dem Grundfatze der Mündlichkeit und Unmittelbar- 
keit fchwer vereinigen läfst. Da nämlich über das Vorbringen 
der Parteien während der mündlichen Verhandlui^en ein 
Protocoll nicht aufzunehmen ift, und da von der Vertagung 
oder den Vertagungen bis zur vollendeten Beweisaufnahme, 
namentlich wenn es fich dabei um Vernehmung von Zeugen 
und Einholung von Gutachten Sachverftändiger handelt, 
Wochen, unter Umftähden vielleicht Monate verfliefsen kön- 
nen, fo leuchtet von felbft ein, dafs die Friedensrichter oft 
auffer Stande fein werden , während «fo langer Zeit alle von 
den Parteien in den verfchiedenen mündlichen Verhandlungen 
Verlautbarten Antrage und vorgebrachten thatlächlichen und 
rechtlichen Momente in der erforderlichen VoUftändigkeit und 
Frifche im Gedächtniffe zu bewahren. Um nun über diefe 
Schwierigkeiten hinwegzukommen, ohne den Grundfatz der 
Mündlichkeit und Unmittdbafkeit Preis zu geben, und ohne 
den Friedensrichter in die peinliche Lage zu verfetzen, das 
Urtheil trotzdem fällen zu muffen, dafs vielleicht mehr oder 
weniger Einzelnheiten des zu beurtheilenden Thiätbeftandes 
feinem Gedächtniffe entfchwunden find oder demfelben doch 
nur in verfchwommenen Umriffen vorfchweben, bleibt fchwer- 
lich ein anderes Ankunftsmittel übrig, als die Parteien bei 
Fortfetzung der Verhandlung alles dasjenige wiederholen zu 
laffen, was fie bis zur Vertagung der Verhandlung in Rede 
und Gegenrede vorgetragen haben. Dafs diefes Auskunfts- 
mittd vielerlei Mifsftände im Gefolge hat, liegt auf der 
Hand, denn ganz abgefehen von dem mit einer ein- oder 
melu'maligen Wiederholung verbundenen Zeitverlufte, abge- 
fehen femer davon, dafs Wiederholungen leicht unvoUftändig 
und farblos ausfallen ift zu befürchten, dafs die Parteien 
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bei der Wiederholung, bereit? Zugeftandenps in Abrede 
ftellen uod den Recht3ftreit in thatfächlicher ui)d rechtlicher 
llinficht nicht feiten in ganz andere, der Beweisaufnahme 
vielleicht 'gamicht mehr entfprecheude, Bahnen lenken und 
dadurch die früher g^flpgenen Verhandlv^ngen ihrer Bedeu- 
tung ganz oder doch 2um Theil entkleiden werden. 

In der Procefsordnung des deutfchen Reichs ift diefen 
UebeUländen dadurch vorgebeugt, dafs, auffer iuftandege- 
kommenen Vergleichen, Zeugenausfagen und dem ßrgebnifs 
eing^non^menen Augenfcheins, welche ja auch nach dem 
Friedensrichterprocefs zu Protokoll zu verfchreiben fmd, auch 
gewiffe Anträge und Erklärungen der Parteien, namentlich 
Anerkenntniffe und Verzieh tleiftungen — und .in dem Ver- 
fahren vor Amtsgerichte , welches nicht durch Einreichung 
vorbereitender Schriftfätze eingeleitet zu werden braucht, 
überhaupt die Anträge und Erklärungen der Parteien info- 
weit, als das Gericht bei dem Schlufs derjenigen mündlichen 
Verhandlung, auf welche das Urtheil-oder ein Beweisbefchlufs 
ergeht, für angemeffen erachtet, durch das Sitzungsprotocoll 
feftzuftellen fmd und dafs Geftändniffe, fowie Erklärungen 
über Annahme oder Zurückfchiebung . zugefchobener Eide 
fogar auf Antrag , unabhängig von dem Ermeffen des Ge- 
richts, z^i ProtocoU verfchrieben werden naüffen (Vergl. die 
Art. 261 und 261, 146 nnd 470 der Civilprocefsordnung des 
deutfchen Reichs). 

Ein die Beweisaufnahme regelnder Beweisbefchlufs, der 
in der Civilprcfcefeor<Jnung des deutfchen Reichs eine nicht 
zu unterfchätzende Rolle Ipielt, ift in dem Friedensrichter- 
proceffe nicht vprgefehen ; umfQmehr werden die provinziellen 
Friedensrichter bei Verhandlung verwickelter Rechtsfälle gut 
thun, ii> das Sitzungsprotqcoll , von . Amtswegen oder auf 
Antrag die wefentlichften Stücke der Parteiverhandlung und 
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tiamentlich alle ausdrücklichen oder ftillfchweigendea Zuge- 
ftändniffe, die Einreden, Repliken und Dupliken, fowie Eides- 
anträge und die darauf erfolgenden Erklärungen der Gegen- 
partei kurz zu ProtocoU zu verfchreiben. Dafs folches, obfchon 
von den Provinzen erbeten, weder in dem Friedensrichter- 
proceffe noch in den besonderen Beftimmungen angeordnet 
ift, vermag der Glaubwürdigkeit der bezüglichen Protocoll- 
verfchreibungen umfoweniger Eintrag zu thun, als ja das 
SitzungsprotocoU von den Parteien zu unterzeichnen ift. 

Der Art. 74 fchreibt ein von dem ordentlichen Ver- 
fahren in vielfacher Hinficht abweichendes Verfahren vor, 
welches befondere Beachtung verdient. 

• Man kann diefen Artikel nicht lefen, ohne in ihm unver- 
kennbare Anklänge an den Executivprocefs zu finden. Dafs 
er letzteren erfetzen foU, kann um fo weniger zweifelhaft 
fein, als in der Civilprocefsordnung des Reichs kein über 
den Executivprocefs befonders handelnder Abfchnitt vor- 
banden ift. 

Die Klagen, auf welche der in Rede ftehende Artikel 
Anwendung finden foU, muffen, gerade wie es in dem Execu- 
tivprocefs des provinziellen Rechts der Fall ifl, tiur aus öffent- 
lichen oder, von wem gehörig, beglaubigten Urkunden über 
Verträge erhoben werden. 

M 

Eine unter diefer Vorausfetzung bei dem Friedensrichter 
angebrachte Klage hat nach dem Texte des Art. 74 dreierlei 
Abweichungen von dem ordentlichen Verfahren zur Folge: 

1. ift zur Verhandlung eine möglichft kurze Ladungs- 
frift anzuberaumen; 

2. ift dem Friedensrichter die Entfcheidung darüber 
überlafTen, ob die etwa von dem Beklagten erhobe- 
nen Einwendungen beachtenswerth feien oder nicht 
— und 
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3. hat der Friedensrichter, falls er die Einwendungen 

der Beachtung nicht würdigt, auf fofortige Erfüllung 

der Verbindlichkeit zu erkennen und einen Voll- 

ftreckungsbefehl auszufertigen. 

ad P. I. Die erile Abweichuurg entfpricht ganz den 

im provinziellen Executivprocefs herrfchenden Maximen. 

ad P, 2^ Was die zweite Abweichung betrifft, fo kann 
es auf den erften Blicke fcheinen, dafs die Befugnifs des Frie- 
densrichters zur Verwerfung vorgefchützter Einreden nichts 
Befonderes fei, da er ja in allen Proceffen über vorgebrachte 
Einwendungen zu erkennen hat. Wenn aber in Erwägung 
gezogen wird, dafs fchon die Hervorhebung diefer fonfk felbft- 
verftänd liehen Befugnifs auf etwas von dem gewöhnlichen 
Verfahren Abweichendes hinweift und dafs ferner die hier 
offenbar beabfichtigte Befchleunigung des Verfahrens auf ein 
kaum beachtenswerthes Minimum einfchrumpfen würde , wenn 
dem Beklagten die Befugnifs zur beweislichen Erhärtung 
feiner Einwendungen, wie im gewöhnlichen Verfahren, unter 
allen Umftänden zuftände, fo darf wohl angenommen werden, 
dafs die, Verwerfung der Einwendungen- hier in gewHTen 
Fällen von anderen Vorausfetzungen abhängen müflfe, als 
regelihäfsig der Fall ift. Da nun diefe Vorausfetzungen weder 
in dem Friedensrichterprocefs , noch in der Civilprocefsord- 
nung. überhaupt angegeben find , fo haben die Satzungen 
des provinziellen Executivproceffes ergänzend Platz zu greifen. 
Sie beftimmen, dafs im Executivprocefs nur Einreden und 
Einwendungen berückfichtigt werden dürfen, welche ent- 
weder unverzüglich durch voUbeweifende Urkunden liquid 
geflellt werden können oder aber nur Rechtsfragen zum 
Gegenftande haben. Dieferhalb wird der provinzielle Frie- 
densrichter alle anderen Einreden, und Behelfe bei Kla- 
gen unberückfichtigt laffen muffen, welche auf von vorn 
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herein liquiden Beweis herftellende Vertrags -Urkunden ge- 
gründet find. 

ad. P. 3. Die Beftimmung endlich, dafs der Friedens- 
richter auf fofortige Erfüllung der eingeklagten Verbindlich- 
keit zu erkennen und einen VoUftreckungsbefehl auszuferti- 
gen hat, darf nicht dahin gedeutet werden, als fei es unzu- 
läffig, auf Grund des Art. 74 erlaffene condemnirende Er- 
kenntniffe auf dem Wege der Appellation oder Belchwerde 
anzufechten, denn aus dem Art. 138 P. i. des Friedensrich? 
terproceffes geht hervor, dafs nicht endgiltige (d. h. eine 
Forderung von mehr als 30 Rbl. betreffende) Efkenntniffe 
diefer Art zu den vorläufig voUflreckbaren Urtheilen gehören, 
mithin von der verurtheilten Partei bei Vermeidung der Exe- 
cution auch dann erfüllt werden muffen, wenn diefe Partei 
von einem gefetzlichen Rechtsmittel rechtzeitigen Gebrauch 
gemacht hat. Von felbfl verfleht fich dabei, dafs die unter- 
legene Partei, wenn fie mit dem von ihr ergriffenen Rechts- 
mittel in der Oberinflanz durchdringt, letztere mithin aner- 
kennt, dafs ein vorläufig voUflreckbares Urtheil nach Lage 
der Sache nicht zu erlaffen war, von dem urfprünglichen Sie- 
ger die Reflitution alles deffen, was fie ihm in Folge des 
erften Urtheils geleiflet hat,- fordern kann. Hierbei braucht 
kaum bemerkt zu werden, dafs die vorläufige VoUflreckbar- 
keit in liquiden Schuldfachen ergangener Urtheile der pro- 
vinziellen Satzung entfpricht, wonach die Appellation gegen 
im Executiwerfahren erlaffene Erkenntniffe mit dem Suspen- 
fiveffect nicht verbunden ifl:. Völlig unentfchieden läfst der 
Friedensrichterprocefs die Frage : ob der Beklagte feiner von 
dem Friedensrichter wegen Illiquidität unberückfichtigt gelaf- 
fenen Einreden und Dupliken gänzlich verluftig gehe, oder 
etwa berechtigt fei, diefelben im ordentlichen Proceffe, (felbfl- 
verftändlich ohne dadurch den Erlafs und die vorläufige VoU- 
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ftreckung des ohngeachtet diefer Behelfe gefällten Erkennt- 
niffes zu hindern), auszuführen, um dadurch fchon in erfter 
Inftanz das Aberkannte zurückzugewinnen. Man fetze z. B. 
den Fall: der auf Grund einer beglaubigten und ingroffirten 
Obligation über 4Q0 Rbl. belangte Beklagte habe die Schuld 
von 400 Rbl. fchon vor Erhebung der Klage dem Kläger 
zurückgezahlt, habe aber die über die Rückzahlung handelnde 
Quittung verlegt oder habe die Zahlung in Gegenwart von 
Zeugen geleiftet,- den Rückempfang der Obligation aber aus 
Nachläffigkeit unterlaffen. In folchem Falle hat der Friedens- 
richter, entfprechend dem Sinne des Art. 74 des Friedens- 
richterproceffes, auf die Zahlungseinrede des Beklagten offen- 
bar keine Rückficht zu nehmen, vielmehr ohne Verzug ein 
vorläufig voUflreckbares Urtheil zu erlalTen. Der Beklagte 
darf aber deshalb doch nicht feine Befugnifs einbüfsen, die 
von ihm wirklich geleiftete Zahlung der 400 Rbl. durch 
andere, als in continenti liquide Beweismittel darzuthun und 
die Wiedererftattung des auf Grund des erften ErkenntnifTes 
indebite Geleifleten herbeizuführen. Dafs er ein Gleiches durch 
Appellation an die zuftändige Friedensrichter -Verfammlung 
erreichen könne, läfst fich nicht behaupten, einmal weil das 
erfte Urtheil nach Lage der Sache durchaus gerechtfertigt 
erfcheint; fodann weil der Beklagte, fe!bfl wenn die Friedens- 
richter -Verfammlung ihn hinfichtlich feiner illiquiden Ein- 
reden und Dupliken zum Beweife zuliefse, in Anfehung der 
materiellen Beurtheilung derfelben eine Inftanz verlieren würde. 
Unter fobewandten Umftänden wird der provinzielle Friedens- 
richter geftatten muffen^ dafs der im Executivprocefs ver- 
urtheilte Beklagte, feine illiquiden Einreden im ordentiichen 
ProcefTe ausführe. 
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III. *Sätze des provinziellen Procefsrechts, welche 
in Betreff der Partei-Verhandlung in Kraft 

geblieben. 

§ 17- 

Zurückblickend auf die in den §§ 12, 14 und 16 erör- 
terten Beftimmungen des Friedensrichterproceffes kann man 
nicht verkennen, dafs denfelben eine Reihe von Fragen, welche 
die Klage, \die procefshindemden Einreden, die Litisconte- 
ftation und die Partei- Verhandlungen überhaupt betreffen, 
ganz unberührt gelaffen hat, während fie itn provinziellen 
Rechte eingehende Berückfichtigung gefunden. 

Auffer den fchon berührten, gehören dahin namentlich 
die Fragen : 

1. Ift der Kläger befugt, feine Klage im Laufe des Pro- 
ceffes zu verändern? 

2. Was irt als Klageveränderung anzufehen? 

3. Bis zu welchem Stadium des Proceffes ift eine Aen- 
derung der Klage zuläffig? 

4. Was ift hinfichtlich der von dem Friedensrichterpro» 
cefs nicht beachteten Einrede des dunkeln Libells 
und der Unzuiäfligkeit des Rechtsweges Rechtens? 

5. Dürfen procefshindernde Einreden fticceffive nach ein- 
ander vorgefchützt werden? 

6. Ift ein allgemeines Ableugnen der Thatfachen zuläf- 
fig, die der Klage, den Einreden und eigentlichen 
Repliken und Dupliken zu Grunde gelegt find? 

7. Ift eine Erklärung mit Nichtwiffen zuläffig? 

8. Was folgt daraus, wenn eine Partei eine von der 
Gegenpartei angeführte relevante Thatfache ^icht 
ausdrücklich beftreitet? 

6* 
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9- Welches find die rechtlichen Folgen ftattgehabtef 
Litisconteftation ? 

lO. Welche Befugniffe flehen dem Beklagten hinfichtlich 
feiner illiquiden Einreden bei Klagen aus voll bewei- 
fenden Urkunden zu? 

Ob auf diefe Fragen, dieunfchwervdurch viele andere, 
wenn auch weniger tief eingreifende, vermehrt werden könnten, 
im ruffifchen Privatrechte Rückficht genommen worden, ift 
in den Oftfeeprovinzen durchaus gleichgültig, da das ruflifche 
Privatrecht in denfelben keine Gültigkeit hat. Das provin- 
zielle Privatrecht läfst jene Fragen ebenfo unbeantwortet, 
wie der Friedensrichterprocefs und können fie daher nur nach 
provinziellem Procefsrechte beurtheilt werden. Die beach- 
tenswertheften Sätze aber, die dabei zur Ergänzung des Frie- 
densrichterproceffes in Betracht kommen, find: ^ 

a) Die Rechtsfolgen, welche das Privatrecht an die 
Änftellung einer Klage, beziehungsweife ah die Infinuation 
derfelben^ geknüpft hat, treten in den der friedensrichterlichen 
Gerichtsbarkeit unterliegenden Sachen mit Beendigung des 
mündlichen Klagevortrages des Klägers (Art. 71 des Frie- 
densrichterprocefles) beziehungsweife mit dem Momente ein, 
in welchem der Beklagte über den Inhalt des Klagevortrages 
aul ofilciellem Wege Kenntnifs erlangt, fei es durch Anhören 
folchen Vortrages im Verhandlungstermine, fei es durch Em- 
pfang einer Abfchrift ergangenen Verfäumungserkenntnifles. 

b) Mit dem Augenblicke, in welchem der Beklagte von 
dem Inhalt des Klagevortrages Kenntnifs erlangt, ift er berech- 
tigt, fich gegen eine bei einem anderen Richter ftattfindende 
Geltendmachung derfelben Klage durch die Einrede der Rechts- 
hängigkeit zu ichützen und bei dem urfprünglich angegebenen 
Richter eine Wi^derklage zu erheben. - 
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c) Die Zuftändigkeit des Richters wird durch das Hin- 
wegfallen der diefelbe begründenden Umftände nicht berührt. 

ä) Eine Aenderung der Klage ift nach EinlafTung des 
Beklagten auf den Rechtsanfpruch felbft nur nait Einwilligung 
der Gegenpartei ftatthaft. Die Einwilligung kann auch ftill- 
fchweigend erfolgen, insbefondere wenn der Beklagte, ohne 
gegen die Abänderung einen Einwurf zu erheben , über die 
abgeänderte Klage verhandelt. 

e) Als Klageänderung ift es anzufehen, wenn der that- 
(achliche Grund der Klage oder der Gegenftand derfelben 
geändert, der geltendgemachte Anfpruch erweitert, dem frühe- 
ren thatfachlichen Grunde ein neuer hinzugefügt oder eine 
Aenderung in der Perfon der Parteien vorgenommen wird. 

/) Andere Abweichungen von der Klage , insbeföödere 
die Erläuterung undeutlicher oder die Ergänzung unvollftän- 
diger Anführungen, ferner die Berichtigung von Irrthümern in 
einzelnen Beziehungen, Worten, Namen und Berechnungen 
oder die Befchränkung des Anfpruchs find nicht als Klage- 
änderung zu betrachten. Auch ift es nicht als Klageänderung 
anzufehen, wenn ftatt des urfprünglich geforderten Gegenftan- 
des wegen einer fpäter eingetretenen Veränderung die Lei- 
ftung der Entfchädigung gefordert wird (Vergl. die Art. 332 
und 333 des Buch IL der Civilprocefsordnung). 

£•) Ift eine Klage dunkel und wird fie ohngeachtet der 
Fragen des Richters durch den Kläger nicht aufgehellt, To 
ift der Beklagte nicht verbunden, fich auf die Sache einzu- 
laflen, folange der Mangel fortbefteht. 

A) Die Einrede der Unzuläffigkeit des Rechtsweges 
befreit den Beklagten von der EinlafTung auf die Hauptfache, 
gerade wie die im Art. 69 des Friedensrichter-Proceffes auf- 
geführten Einreden (felbftverflandlich foweit letztere überhaupt 
als procefshindernde Einreden an^efehen werden können). 
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i) Procefshindernde Einreden find bei Verlud derfelben 
in einem Termin und zwar vor der Verhandlung des Beklag- 
ten zur Hauptfache vorzufchützen. Nach Schlufs der Ver- 
handlung über Procefshindernde Einreden, darf der Beklagte 
keine neuen Einreden diefer Art vorfchützen. Nur die Ein- 
rede der mangelnden Procefsfähigkeit kann in jeder Lage 
des ProcefTes vorgefchützt werden. 

k) Auffer der Unzuläffigkeit der Aenderung der Klage, 
folgt aus der Verhandlung des Beklagten zur Hauptfache, 
dafs fonft unvererbliche Klagen auf die Erben des Klägers 
übergehen und dafs der fingirte Befitzer (Art 901 des Privat- 
rechts) wie ein wirklicher Befitzer vtrrurtheilt werden kann. 

l) Ein allgemeines Zugeftändnifs der von der Gegen- 
partei behaupteten Thatfachen ift zuläflig, nicht aber ein all- 
gemeines Ableugnen derfelben. Jede Partei hat fich, den 
Fall eines allgemeinen Zugeftändniffes ausgenommen, über 
jede einzelne, von <Jer Gegenpartei behauptete erhebliche 
Thatfache beftimmt zu erklären. 

m) Erklärung mit Nichtwiffen ift nur zuläffig, wenn 
die Thatfachen nicht die eigenen Handlungen der Partei 
betreffen. 

n) Eine nicht beftrittene Thiitfache ift als zugeftanden 
anzufehen. Der Rkhter ift jedoch verpflichtet, von feinem 
Fra gerechte Gebrauch zu machen, fofem er aus den übrigen 
Erkl ärungen der Partei nicht mit Sicherheit zu entnehmen 
vermag, dafs die Partei die Thatfache nicht beftreiten will. 

o) Bei Verhandlung der im Art. 74 des Friedensrichter- 
pr ocefles bezeichneten Forderungsklagen hat der Richter folche 
Einreden, Repliken und Dupliken, die nicht fogleich durch 
fehlerfreie öffentliche oder vollbeweifende Privaturkunden 
dar gethan werden können, zur befondern Ausführung zu ver- 
weifen, über den erhobenen Rechtsanfpruch aber zu erkennen 
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p) Der Kläger ift bis zum Schlufs der auflerordentlichen 
Verhandlung berechtigt von dem letzteren abzuftehen und 
feinen Anfpruch im ordentlichen Verfahren zu verfolgen. 

g) Der Beklagte kann wegen der zur befonderen Aus- 
fuhrung verwiefenen Einreden und Dupliken den Rechtsftreit 
im ordentlichen Verfahren fortfetzen, auch zu diefem Zwecke 
die bereits vorgefchützten Einreden und Dupliken ergänzen 
und neue hinzufugen. 

r) Ergiebt fich in 'Bezug auf die zur befonderen Aus- 
fuhrung verwiefenen Einreden, dafs der auf Grund des Art. 
74 des FriedensrichterprocefTes geltend gemachte Anfpruch 
unbegründet war, fo ifl das im aufferordentlichen Verfahren 
ergangene Urtheil aufzuheben und die Klage abzuweifen auch 
die Zurückerflattung des auf Grund des Urtheils Geleifteten 
anzuordnen. 
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Capitel VI. 

Von dem Beweife. 
/ 

A. Von der Beweis laß, 

§ i8. 

Wie in den modernen Procefsordnungen überhaupt, fo 
ift auch in dem Friedensrichterproceffe die freie Beweis- 
würdigung an die Stelle der Regeln getreten, die bisher 
jeder Richter in den Oftfeeprovinzen zur Richtfchnur nehmen 
mufste, um zu beftimmen, ob und wie weit eine beftrittene 
Thatfache durch die zu ihrer Erhärtung angewandten Be- 
weismittel feftgeftellt fei. Daraus kann felbftverftändlich 
nicht -gefolgert werden-, dafs auch die Regeln über die 
Vertheilung der Beweislaft für die friedensrichterliche Rechts- 
pflege gegenftandlos geworden feien, denn es find fehr ver- 
fchiedene Dinge, -zu beurtheilen, ob ein geführter Beweis 
gelungen — und zu beftimmen, welcher Partei der Beweis 
einer für die Entfcheidung des Rechtsftreits relevanten That- 
- fache obliege Der Ausgang eines jeden Rechtsftreits, in 
welchem Thatfragen ftreitig find, hängt felbftverftändlich 
von der Feftftellung der letzteren ab und da die unterbliebene 
Feftftellung doch nur für diejenige Partei nachtheilge Folgen 
hat, welche zur beweislichen Erhärtung der betreffenden 
Thatumftände verpflichtet war, fo find die über folchen Ver- 
pflichtungsgrund geltenden Regeln auch für den Ausgang 
der der friedensrichterlichen Gerichtsbarkeit unterliegenden 
Rechtsftreitigkeiten von der gröfsten Wichtigkeit. Dies ift 
bei Abfaffung des FriedensrichterproceiTes nicht verkannt 
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worden. Gleich der erfte über- den Beweis handelnde Ar- 
tikel, nämlich der Art. 8i enthält eine Regel über die Ver- 
theilung der Beweislaft. Sie lautet: 

»Der Kläger hat feine Klage zu beweifen. Der die 
»Forderungen des Klägers beftreitende Beklagte ift ver- 
»pflichtet, feine Entgegnungen (BOapaaeeHifl) zu beweifen. 

Andere, die Beftimmung der Beweislaft bezweckende 
Vorfchriften finden fich in der ganzen Civilprocefsordnung 
nicht. Es kann gewifs darüber geftritten werden, ob die 
Aufftellung von Regeln über die Vertheilung der Beweislaft 
überhaupt in eine Civilprocefsordnung ' gehöre und ob es 
nicht der Natur der Sache mehr entfpreche, den Richter und 
die Parteien hinfichtlich der Beweispflichtigkeit der letzteren 
auf das Privatrecht zu verweifen, da doch nur nach dem 
letzteren beurtheilt werden kann, welche Thatfachen zur Be- 
gründung eines Rechtsanfpruchs oder der Vertheidigung 
gehören: Wenn aber der Friedensrichterprocefs fich fchon 
zur Aufftellung von Regeln zur Beurtheilung der Beweifslaft 
veranlafst fah, fo ift gewifs zu beklagen, dafs er es in fo 
augenfcheinlich unzulänglicher Weife gethan und den Richter, 
wie die Parteien ohne Anhalt für Beurtheilung der fchwie- 
rigen Fragen gelaflTen hat, an denen gerade das Thema über 
die Beweispflicht der Parteien fo reich ift. In einer für die 
Oftfeeprovinzen beftimmten Procefsordnung darf es aber noch 
aus einem anderen Grunde an allgemeinen Regeln über die 
Beweislaft nicht fehlen. 

Im Privatrechte ift ausweislich der Art : 6SS — 90, 693, 
696, 862, 863, 916—19, 1841, 2582, 2976, 2988, 3293, 
33<^4» 3531» 3536, 3672, 3700 eine ziemlich lange Reihe von 
Beftimmungen über die Beweislaft in einzelnen befonderen 
Fällen enthalten. Da diefe Beftimmungen fich bei auch nur 
oberflächlicher Betrachtung als Ausnahmen von gewiffen 
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allgemeinen Regeln därftellen, fo muffen diefe für die Rechts- 
pflege der Oftfeeprovinzen doch irgend wo angegeben werden, 
denn fonft würde es dem Privatrecht an einer Vorausfetzung 
fehlen, von der man bei der Codification deffelben zweifellos 
ausgegangen. Dafs aber die vorausgefetzten allgemeinen Re- 
geln, über die Beweispflicht der Parteien durch die ßeftim- 
mung des Art. 8i des Friedensrichterproceffes erfetzt, refp. 
entbehrlich gemacht worden, wird Niemand behaupten, wenn 
er auf die nachftehend zufammengeflellten, vom Privatrechte 
als zu Recht beftehend vorausgefetzten , durchweg auf der 
gemeinrechtlichen Procefstheorie beruhenden Regeln einen 
Blick wirft. 

a) Jede Partei, welche einen felbftftändigen Angriff 
(Klage, Widerklage u. dergl.) oder Gegenangriff (Einrede, 
Replik, Duplik etc.) macht, ift verpflichtet, diejenigen beftrit- 
tenen Thatfachen zu beweifen, welche zunächft und wefent- 
lieh zur Begründung diefes Angriffs etc. nothwendig find. 

A) Der angreifende Theil ift nur fchuldig, diejenigen 
Thatfachen zu beweifen, welche urfprün glich zur Entfte- 
hung feines Rechts nothwendig waren. Die Fortdauer des 
einmal entftandenen Rechts braucht er nicht zu beweifen, 
Der Beweis einer Wiederaufhebung fällt dem Angegriffenen 
zur Laft. 

c) Wer aus einem Rechtsgefchäfte für fich ein Recht 
ableitet, braucht nicht zu beweifen, dafs die Contrahenten 
im Befitz der erforderlichen perfönlichen Dispofitionsföhigkeit 
waren. Den Mangel diefer Fähigkeit hat der Gegner zu 
beweifen. 

d) Wird behauptet, dafs einem Rechtsgefchäfte Simu« 
lation oder Scherz zum Grunde liege, fo braucht nicht der- 
jenige, der aus dem Gefchäft ein Recht ableitet, Mangel der 
Simulation oder des Scherzes zu beweifen. Dies ift die Sache 
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desjenigen, welcher das Gefchäft wegen der angegebenen 
Mängel nicht gelten laffen will. (In Betreff des Zwanges, 
des Irrthums und des Betruges fiehe die fchon oben citirten 
Art. 2976, 2988 und 3293 des Privatrechts.) 

' e) Dafs die für ein Rechtsgefchäft gefetzlich vor- 
gefchriebene Form beobachtet worden fei, hat derjenige zu 
beweifen, der aus dem Gefchäft ein Recht ableitet. 

jQ Wird eine gerichtliche Kl^age auf die Behauptung 
gegründet, dafs bei. einem Gefchäft die nöthigen Formen 
nicht beobachtet worden, fo hat der Kläger diefen Mangel 
im Falle des' Widerfpruchs nachzuweifen. 

g) In Bezug auf die Beweispflicht einer Partei kommt 
nichts darauf an; ob die zur Begründung ihres Rechts erfor- 
derlichen Umftände von ihr felbft angeführt, oder durch 
die Gegenpartei in Anregung gebracht worden find. 

k) Ob die Behauptungen, auf die ein Angriff gegrün- 
det wird, bejahend oder verneinend find, ift für die Be- 
urtheilung der Beweispflicht gleichgültig. 

In dem Art. 82 des Friedensrichterproceffes ift confta- 
tirt, dafs die Verhandlungsmaxime in den zur friedensrich- 
terlichen Jurisdiction gehörigen Sachen Geltung habe, wenn 
dafelbft aber ausgefprochen worden, dafs der Friedensrichter 
fein Urtheil ausfchliefslich auf die von den Parteien beige- 
brachten Beweismittel zu gründen habe, fo ift dabei offenbar 
überfehen, dafs der Richter bei Fällung des Urtheils auch 
Tbatfach^n berückfichtigen darf, welche gerichtsnotorifch find. 
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B, Beweis durch Zeugen. 

. § 19- 
I. Vor/'chriften des Friedensrichterproceffes» 

Art. 83. Niemand ift berechtigt, fein Zeugnifs zu verweigern; 
ausgenommen von diefer Regel find: 

1. Verwandte der Parteien in gerader, auf- oder ab- 
fteigender Linie, fowie ihre leiblichen Gefchwifter; 

2. Perfonen, welche aus der Ehtfcheidung zu Gunften 
^ des einen oder des anderen Theiles einen Vortheil 

zu erwarten haben. 
Art. 84. Als Zeugen werden nicht zugelaflen: 

1. für geijfteskrank Erklärte, Perfonen, die fich weder 
mündlich noch fchriftlich verftändlich machen können, 
und ebenfo Perfonen, welche wegen Zerrüttung ihrer 
geiftigen Fähigkeiten auf Anordnung der competen- 
ten Autorität fich unter ärztlicher Beobachtung oder 
Behandlung befinden; 

2. diejenigen, welche wegen körperlicher oder geiftiger 
Mängel die zu beweifende Thatfache richtig wahr- 
zunehmen auffer Stande waren (ne MOrjiH hm^tb 
nosHaRifl); 

3. Kinder wider ihre Eltern; 

4. die Ehegatten der Parteien; 

5. Geiftliche hinfichtlich des ihnen in der Beicht;p An- 
vertrauten ; 

6. durch Urtheil des geiftlichen Gerichts von der kirch- 
lichen Gemeinfchaft Ausgefchloffene und Perfonen, 
welche alle Standesrechte verloren oder folcKe Strafen 
erlitten «haben , mit denen der Verluft der Zeugen- 
fahigkeit verbunden ift. 
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Alle vorbehannten Perfonen werden von Amtswegen 
und ohne Hinweis oder Antrag der Parteien von der Ver- 
nehmung ausgefchloffen, fobal4 fich der Richter von dem 
Vorhandenfein der erwähnten Unfahigkeitsgründe überzeugt. 
Art. 85. Kinder von fieben bis vierzehn Jahren können zwar 

vernommen werden, aber unvereidigt; 
Art. 86. Auf Antrag (otboai>) der Gegenpartei werden von 

der Vernehmung ausgefchloffen: 

1. Verwandte des Producenten in gerader Linie ohne 
Befchränkung des Grades, in der Seitenlinie aber 
bis zum dritten Grade einfchsliefslich und Verfchwä- 
gerte der beiden erften Grade; 

2. die Vormünder oder Pupillen des Producenten; 

3. Adoptiveltenl und Adoptivkinder des Producenten; 
4« diejenigen, welche mit einer Partei einen Procefs 

führen, und Perfonen, die von der Entfcheidung zu 
Gunften des Producenten einen Vortheil zu erwar- 
ten -haben; 
5. Bevollmächtigte, wenn der Vollmachtgeber fich auf 
fie beruft. 

Art. 2>J^ Ablehnungsgründe (otboäw) wider die Zeugen muffen 
vor deren Vereidigung oder, falls fie unvereidigt 
vernommen werden, vor der Vernehmung vorge- 
bracht werden. 

Art. 88. Der Zeuge wird, falls ihn die Partei nicht felbfl zu 
flellen übernimmt, durch einen Ladungszettel vor- 
geladen. Perfonen welche im erflen oder zweiten 
KlalTenrange flehen, Mitglieder des Reichsrathes, 
Minifler und Oberwaltende befonderer Refforts, deren 
Gehilfen, Staatsfecretäre, Senatoren, Generalgouver- 
neure, Obercommandirende von Militärbezirken und 
Generaladjutanten, desgleichen innerhalb des ihnen 
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untergeordneten Gebietes Devifionscommandeure und 
diefen im Amte gleichftehende Militär- und Marine- 
Chargen, Erzbifchöfe, Gouverneure, Stadthaupt- 
männer (rpaÄOHaqajibHHKH) und der Oberpolizei- 
meifter von Moskau, desgleichen Perfonen, welche 
die Functionen obgenannter Aemter verfehen, können, 
falls fie als Zeugen geladen werden, innerhalb dreier 
Tage nach Empfang der Ladung den Friedensrichter 
um Vernehmung an ihrem Wohnorte bitten. In 
folchem, Falle erfolgt die Vernehmung auf Grund der 
im Art. 93 enthaltenen Befkimmung. ■ 
Art. 89. Untermilitärs , die im activen Dienft flehen, werden 
zur Vernehmung als Zeugen durch ihre nächften 
Vorgefetzten geladen. Offizieren wird der Ladungs- 
zettel direct zugefertigt, doch befreit fie die Ladung 
vor Gericht nicht von ihren Dienflpflichten, wenn 
fie von ihren Vorgefetzten nicht beurlaubt werden. 
Befcheinigt die Militärobrigkeit , dafs als Zeugen vor- 
geladene Militärperfonen aus dienfllichen Urfachen 
nicht perfönlich vor Gericht erfcheinen können, fo 
wird der Vorgeladene am Orte feines Dienfies ver- 
nommen. Diejenigen Eifenbahnbeamten, deren Aem- 
ter in einem befonderen von den Miniflern der Wege- 
communication und der Jufliz und dem Dirigirenden 
der IL Abtheilung Sr. Kaiferlichen Majeflät Eigenen 
Kanzellei vereinbarten Verzeichniffe aufgeführt find, 
werden durch Ladungszettel geladen, welche nicht fpä- 
ter als fieben Tage vor dem Vemehmungstermin ihren 

nächflen örtlichen Vorgefetzten zugeflellt werden. 

Anmerkung (nach der Fortf von 1879). Perfonen, welche 

. bei der Landwehr im Dienfle flehen, fei es als 

Offiziere oder in niederen Chargen ,^ geniefsen alle 

Rechte des Staatsdienfles, welche den Angehö- 
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rigen des ftehenden Heeres zuftehen , und find 
den Militärgefetzen unterworfen. Diefe Anmer- 
kung bezieht fich auchauf die Art. 380, 1225 P. 6 
und 1243. 

Art. 90. Als Zeugen vorgeladene Geiftliche , Klofterbrüder 
und -Schweftern (MOHauiecTByH)in;ie), welche auf die 
erfte Ladung nicht erfchienen find, werden durch 
ihre nächften Vorgefetzten geladen. 

Art. 91. Einem Zeugen, der ohne genügende Entfchuldigungs- 
gründe zum angefetzten Termin nicht effchienen ift, 
wird nach ßeftimmung des Friedensrichters eine Geld- 
bufse aujFerlegt im Betrage von fünfundzwanzig Kope- 
ken bi^- zu tünf Rubeln, je nach der Wichtigkeit der 
Sache und nach dem Vermögen des Zeugeh; zu- 
gleich wird ihm ein zweiter Termin zu feiner Ver- 
nehmung anberaumt. Der gleichen Geldbufse unter- 
liegt der Zeuge auch im Falle feines abermaligen 
Ausbleibens. 

Anmerkung.. Die auf Grund des Art. 91 verhängten 
Geldbufsen fliefsen in das Capital zur Errich- 
tung von Haftanftalten für Perfonen, die in den 
Friedensgerichtsdiftricten dem Arreft unterzogen 
worden» 

Art. 92. Innerhalb zweier Wochen, gerechnet vom Tage, an 
welchem ihm die Verhängung der Geldbufse eröffnet 
wurde, oder bei feinem Erfcheinen in dem neuanbe- 
raumten Termin ift der Zeuge berechtigt, feine Ent- 
fchuldigungsgründe dem Friedensrichter vorzulegen, 
welcher falls er diefelben für begründet erachtet ihn* 
von der Geldbufse befreit. 

Art. 93. Ein Zeuge , welcher wegen Krankheit bei dem Frie- 
densrichter nicht erfcheinen kann , wird von letzterem * 
an feinem Wohnorte und , falls die Parteien es wün- 
fchen, in deren Beifein vernommen. Desgleichen 



findet die Vernehmung am Wohnorte der Zeugen 
ftatt , wenn es nothwendig ift, eine gröfsere Anzahl 
von Zeugen zu vernehmen, die an demfelben Orte 
wohnen. 
Art. 94. Zeugen, welche in einem vom Procefsort entfernten 
Friedensdistricte wohnen , können von dem Friedens- 
richter ihres Domicils verhört werden, nachdem den 
Parteien folches vorher eröffnet worden ift. Erichei- 
nen die Parteien zum feftgefetzten Termine ^ fo findet 
die Vernehmung in ihrem Beifein ftatt. " 

Art. 95. Die Zeugen werden vor der Vernehmung vereidigt, 
falls nicht die Parteien übereinkommen, fie von der 
Eidesleiftung zu befreien. Bei Abwefenheit eines 
Geiftlichen vernimmt fie der Friedensrichter unverei- 
digt, nachdem er fie an ihre Pflicht, nach beftem 
Wifien und Gewiffen alles ihnen Bekannte auszufagen, 
erinnert und ihnen ein Reverfal darüber abgefordert 
hat^ dafs fie ihre Ausfagen ,' falls eine Partei es wün- 
fchen loUte, eidlich zu bekräftigen bereit feien» 

« 

Art. 96. Von der Eidesleiftung find befreit: 

1. Geiftliche, fowie Klofterbrüder und- Schweftern 
CMOHamecTByK)m,ie) aller chriftlichen Confeffionen ; 

2. Perfonen, welche einer den Eid verwerfenden Confes- 
fion oder Secte angehören; an Stelle des Eides lei- 
ften fie das Verfprechen, nach beftem Wiflen und 
Gewiflen die Wahrheit auszufagen. 

Art. 97. Jeder Zeuge wird einzeln verhört und zwar in Gegen- 
wart der Parteien, falls fie zum Vemehmungstermin 
erfchienen find. 

Art. 98. Noch nicht vernommene Zeugen dürfen der Verneh- 
mung der übrigen Zeugen nicht beiwohnen. 
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Art. 99. Nachdem der Zeuge feine Ausfagen gemacht hat, 
ftellt der Friedensrichter es den Parteien anheim, 
demfelben von fich aus Fragen über die ihi^en wichtig 
erfcheinenden Umftände vorzulegen. 

Art. 100. Zur Löfung von Widerfpr liehen in den Zeugen- 
ausfagen bezüghch wefentlicher Thatfachen ftellt 
der Friedensrichter die Zeugen einander gegenüber. 

Art. loi. Die Aüsfage des Zeugen wird ihrem wefentlichen 
Inhalte nach zu Protocoll verfchrieben , welches, 
nachdem es dem Zeugen vorgelefen worden, fowohl 
von ihm als von dem Friedensrichter unterzeichnet 
wird. Ift der Zeuge des Schreibens unkundig, fo 
wird folcb(^s im Protocoll bemerkt und diefes vom 
Friedensrichter allein unterzeichnet. 
Art. 102. Die Beweiskraft von Zeugenausfagen wird vom Frie- 
densrichter nach Mafsgabe der Glaubwürdigkeit des 
Zeugen und der Klarheit, Vollftändigkeit und Wahr- 
fcheinlichkeit feiner Ausfagen beftimmt. 
Art. 103. Verlangt der Zeuge eine Entfchädigung für Abhal- 
tung von feinem Gefchäft oder Reifekoften, fo mufs 
er das gleich nach feiner Vernehmung erklären. Diefe 
Entfchädigung ift von der Partei zu leiften, die fich 
auf den Zeugen berufen hat. 
Art. 104. Die Entfchädigung des Zeugen beftimmt der Frie- 
densrichter im Betrage von zehn Kopeken bis zu 
einem Rubel für den Tag je nach der Höhe des 
Tagelohnes und den fonftigen localen Verhältniffen. 

II. Bemerkungen zu den obigen Beftimmungen. 

Diefelben entfprechen zum grofsen Theil den bezüg- 
lichen Vorfchriften des provinziellen Rechts. Infoweit es 
nicht der Fall ift , präjudiciren fie natürlich dem zuletzt- 
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erwähnten Rechte. Eine Ausnahme hiervon tritt nur ein 
hinfichth'ch des Art. 85 und eines Theiles der Beftimmungen 
des Art. 95. Der Art. 85 ift nämhch durch die befonderen 
Beftimmungen über die Ausdehnung der Friedensrichter- 
inftitutionen auf die Oftfeeprovinzen vom 28. Mai 1880 
dahin abgeändert, dafs Perfonen evangehfch-lutherifcher Con- 
feffion, folange fie nicht confirmirt find, nur unbeeidigt 
vernommen werden können. 

Dafs der Eid den Zeugen nur durch einen Geiftlichen 
abgenommen werden könne, ift in dem Art. 95 nicht aus- 
gefprochen und brauchte, da der Friedensrichterprocefs 
urfprünglich nur für das Innere des Reichs beftimmt war, 
nicht ausgefprochen zu werden, indem ja nach dem Ritus 
der griechifch-katholifchen Confeffion Eide nur durch Geift- 
liche abgenommen werden können Ganz anders liegt die 
Sache in den Oftfeeprovinzen. In denfelben ift der Eid Per-^ 
fönen evangelifch-lutherifcher Confeffion bisher immer durch 
den Secretair des Gerichts oder durch ein Gerichtsglied 
abgenommen worden. Dies Verfahren wird zur Vermeidung 
der Weiterungen und des Zeitverluftes, die mit dem täglichen 
Herbeiholen eines evangelifch - lutherifchen Predigers noth- 
wendig verbunden fein muffen, auch von den provinziellen 
Friedensrichtern zu beobachten fein , weil die Beeidigung 
eines Zeugen evangelifch-lutherifcher Confeffion durch einen 
Geiftlichen im Friedensrichterproceffe nirgends ausdrücklich 
vorgefchrieben ift und der Art. 130 des Friedensrichterpro- 
ceffes eine Berückfichtigung »allgemein bekannten Herkom- 
mens« in den Fällen geftattet, in denen das Gefetz eine 
pofitive Entfcheidung nicht getroffen. 

Auffallend ift es, dafs die im Art. S6 des Friedens 
richterproceffes aufgeführten Perfonen, welche nach der ge- 
meinrechtlichen Theorie zu den relativ fuspecten Zeugen 



gehören, auf Antrag des Gegners des Beweisführers von der 
Vernehmung ganz ausgefchloffen werden foUen. Dies erfcheint 
nämlich deshalb auffallend, weil man in Anbetracht der im 
Friedensrichterprocefs herrfchenden freien Beweiswürdigung, 
welche übrigens in dem Art. 102 fpeciell in Bezug auf die 
Beweiskraft erhobener Zeugniffe fehr ftark betont worden ifl, 
erwarten follte, dafs auch fuspecte Zeugen unter Vorbehalt 
der richterlichen Würdigung, wenn auch unbeeidigt, ver- 
nommen werden können, da fie, namentlich wenn fie dem 
Richter als befonders wahrheitsliebende und unparteiifche 
Perfonen bekannt find, durch ihre Zeugniffe einen nicht zu 
unterfchätzenden Einflufs auf die von dem Richter zu gewin- 
nende Ueberzeugung ausüben können, gerade wie das bei den 
ohne vorhergehende Eidcsleiftung von Kindern abgelegten 
Zeugniffen der Fall fein kann, welche nach Art. 85 vom 
Richter doch auch berückfichtigt werden follen. Bei dem 
durchaus unzweideutigen Wortlaut des Art. 86 erfcheint es 
jedoch unmöglich, über diefe Inconfequenz hinwegzukommen. 



C. Urkundenbeufcis. 

§ 20. 
I. Bcftimmungen des Friede nsrichterproceffes. 

Art. 105. Urkunden (rktli) aller Art, fowohl in feftgefetzter 
Ordnung ausgeftellte oder beglaubigte, als auch 
häusliche (AOMaiiiHie), desgleichen andere Papiere, 
werden von dem Friedensrichter bei Entfcheidung 
der Sache berückfichtigt. 

Art. 106. Der Inhalt in feftgefetzter Ordnung ausgeftellter oder 
beglaubigter Urkunden kann durch Zeugenausfageo 
nicht widerlegt werden. 
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Art. 107. Wenn eine Partei gegen die Echtheit einer Urkunde 
Zweifel erhebt, fo überzeugt fich der Friedensrichter 
von derfelben durch Vergleichung mit anderen 
Urkunden, Vergleichung der Schriftzüge und Zeu- 
genvernehmung , worüber ein ProtocoU aufzuneh- 
men ift. 

Art. 108. Zweifel an der Echtheit einer Urkunde dürfen nicht 
von der Perfon erhoben werden, In deren Namen 
fie ausgeftellt oder abgefafst ift, falls fie von diefer 
Perfon unterfchrieben worden. 

Art. 109. Die Erklärung eines Zweifels gegen die Echtheit 
gerichtlich ausgeftellter (Kp*nocTHWX'b) oder in fefl:- 
gefetzter Ordnung beglaubigter Urkunden ift nicht 
geftattet. 

Art. 1 10. Werden fchriftliche, für die Entfcheidung der Sache 
wefentliche Urkunden als gefälfcht angeftritten, fo 
fordert der Friedensrichter allem zuvor den Produ- 
centen auf, fie zurückzunehmen ; verfteht fich dieJfer 
nicht dazu, fo macht er den die Fälfchung Behaup- 
tenden auf die fchweren Folgen aufmerkfam, welchen 
er fich ausfetzt, falls er die behauptete Fälfchung 
nicht follte erweifen können. Wenn die Partei ihre 
Behauptung, dafs die Urkunde gefälfcht fei, den- 
noch aufrecht erhält, fo beanftandet der Friedens- 
richter das Verfahren bei fich und fchickt die für 
gefälfcht erklärten Urkunden an den Procureur des 
örtlichen Bezirksgerichts, damit das Gericht über die 
Fälfchungsfrage in der feftgefetzten Ordnung befinde. 
Art III Die Einrede einer Fälfchung gegenüber einer Ur- 
kunde, welche auf das Urtheil nicht von Einflufs 
ift, hält die Verhandlung der Sache nicht auf. 
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II. Bemerkungen zu den obigen Artikeln. 

Ausweislich des Art. 105 zerfallen die Urkunden, deren 
die Parteien fich zur Beweisführung bedienen können, in 
folgende Species: 

1 . Urkunden, die in feftgefetzter Ordnung ausgeftellt find ; 

2. Urkunden, die in feftgefetzter Ordnung beglaubigt find; 

3. häusliche Urkunden und 

4. andere Papiere. 

Dafs weder in dem Friedensrichterprocefle , noch in 
dem II. Buch der C.-R-Ordnung angegeben worden, unter 
welchen Vorausfetzungen eine Urkunde als in feftgefetzter 
Ordnung ausgeftellt, resp. in solcher Ordnung beglaubigt 
anzufehen fei und worin namentlich die charakteriftifchen 
Merkmale der häusltehen Urkunden und anderen Papiere 
beftehen, kann gewifs nicht auffallen, wenn man fich ver- 
gegenwärtigt, dafs der Friedensrichterprocefs urfprünglich 
nur für das Innere des Reichs beftimmt war und dafs daher 
bei Abfaffung deffelben die im ruffifchen Privatrechte enthal- 
tenen Beftimmungen über die Erforderniffe fchriftlicher Beur- 
kundung von Rechtsgefchäften, fo wie die in demfelben Privat- 
recj|te ijblichen Terminologien als bekannt und ihrem Begriffe 
nach bereits genügend feftgeftellt vorausgefötzt werden konnten. 
Von einer gleichen Vorausfetzung konnte bei Ausdeh- 
nung des Friedensrichterproceffes auf die Oftfeeprovinzen 
unmöglich ausgegangen werden, und da fich in den die 
Ausdehnung regelnden Gefetzen vom 28. Mai 1880 kein 
Hinweis darauf findet , dafs bei Ausübung der provinziellen 
friedensrichterlichen Rechtspflege in irgend einer Hinficht 
aus dem in den Provinzen nicht geltenden rufl"ifchen 
Privatrechte zu fchöpfen fei, jene Gefetze vielmehr, wie 
fcbon früher erwähnt, ausdrücklich anerkennen, dafs in den 
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Provinzen das provinzielle Privatrecht auch in Bezug auf 
die friedensrichterliche Rechtspflege in ungefchwächter Kraft 
fortbeftehe, fö ift jedenfalls gewifs, dafs die Merkmale, die 
zu einer in feftgefetzter Ordnung ausgeftellten, refp. in folcher 
Ordnung beglaubigten Urkunde gehören, in den Oftfeepro- 
vincen einzig und allein aus dem provinziellen Privatrechte 
entnommen werden können , welches denn auch in den 
Art. 3025-3034 über die Fälle, in denen Rechtsgefchäfte 
fchriftlich abzufchliefsen find, in den Art. 3035—3046 über 
dasjenige, was zur fchriftlichen Form der Rechtsgefchäfte 
wefentlich gehört, in den Art. 2996 — 3001 über die gericht- 
liche Abfchliefsung von Rechtsgefchäften und in den Art. 
3021 — 3024 über die gerichtliche Beglaubigung der Urkunden 
handelt. 

Was dagegen unter häuslichen Urkunden »und anderen 
Papieren« zu verftehen fei, läfst fich allerdings aus dem 
provinziellen Privatrecht nicht erfehen. Eine Schwierigkeit 
kann jedoch hieraus der provinziellen Rechtspflege in keiner 
Weife erwachfen, wie gleich näher gezeigt werden foU. 

Die Urkunden, von welchen in den über den Urkunden- 
beweis handelnden Art. 105 — in des Fr.-Proceffes die Rede 
ifl, find entweder folche, für welche hinfichtlich ihrer Zuläs- 
figkeit im Proceffe, ihrer Beweiskraft, ihrer Echtheit und 
ihrer Anfechtung durch Fälfchungseinreden gewifle , in den 
Art. 105, 107, 108, HO und iii angegebenen allgemeinen 
Regeln gelten, oder aber folche, rückfichtlich welcher aus- 
nahmsweife befondere , von den allgemeinen Regeln ab- 
weichende Beftimmungen, wie die in den Art. 106 und 109 
enthaltenen, vorgeiehen find. Ein Bedürfnifs zu einer tech- 
nifchen (Bezeichnung ift nur in Betreff der Urkunden der 
letzteren Kategorie vorhanden, denn alle anderen Urkunden 
find, fie mögen bisher nach verfchiedcnen Namen unter- 
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fchieden worden fein oder nicht , vor dem Gefetze gleich, 
. muffen nach Art. 105 ohne Ausnahme von dem Friedens- 
richter berückfichtigt werden, find nach Art. 129 fammt 
und fonders der freien Beweiswürdigung des Friedensrichters 
unterftellt und unterliegen bei Anzweifelung der Echtheit 
oder, wenn fie als gefälscht angeftritten werden, nach den 
Art 107, 108 und iio denfelben Regeln. Da nun die 
häuslichen Urkunden und die anderen Papiere, wie aus den 
allegirten Artikeln mit Evidenz hervorgeht, nicht zu den- 
jenigen Urkunden gehören, rückfichtlich welcher das Gefetz 
befondere Beftimmungen vorgefehen, fo leuchtet ein, dafs 
bei der friedensrichterlichen Rechtspflege auf den Begriff 
jener Urkunden in den Provinzen, gerade wie in dem Inneren 
des Reichs, fchlechterdings nichts ankommt. 

Was demnächft die im Art. 106 ins Auge gefafsten 
Urkunden, nämlich »in feflgefetzter Ordnung ausgeflellte oder 
beglaubigte Urkunden« betrifft, fo kann nach den Art. 3021 
und 3022 des .provinziellen Privatrechts nicht beftritten werden, 
dafs Mnter in feflgefetzter Ordnung beglaubigten Urkunden, 
folche zu verliehen find, auf welchen von einer mit Civilge- 
richtsbarkeit ausgerüfleten Behörde oder einem öffentlichen 
Notar in der fiir amtliche Beurkundungen beftehenden Form 
befcheinigt ift, dafs die Ausfteller der Urkunde fich fowohl 
zu ihrer. unter derfelben befindlichen Unterfchrif t , als auch 
zu dem beurkundeten Inhalt bekannt haben. Über den Sinn 
und die Tragweite des Ausdrucks »in feflgefetzter Ordnung 
ausgeflellte Urkunden« kann ein Bedenken zwar infoweit ent- 
flehen, als er fowohl auf öffentliche, wie auch auf Privat- 

• 

Urkunden pafst, indem ja auch die letzteren, um gültig zu 
fein, nach Art. 3036 des provinziellen Privatrechts, je nach- 
dem fie über einfeitige oder zweifeitige Rechtsgefchäfte han- 
deln, von dem fich verpflichtenden Theile, refp. von allen 
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Theilnehmern eigenhändig unterzeichnet fein, und bei fchrift- 
lichen Privatteftamenten noch anderen, im Gefetze angege- 
benen Formen genügen muffen. Da jedoch die in feftgefetz- 
ter Ordnung ausgeftellten Urkunden in dem Art. io6 des 
Friedensrichterproceffes den in folcher Ordnung beglaubigten 
in Anfehung der Beweiskraft gleich gefetzt werden, indem 
ein Zeugenbeweis gegen den Inhalt der einen, wie der ande- 
ren für unftatthaft erklärt wird — und da es aufserdem undenk- 
bar ift, dafs diefe Vorfchrift auch Privaturkunden gegenüber 
Geltung haben folle; fo greift man gewifs nicht fehl, wenn 
man den Ausdruck »in feftgefetzter Ordnung ausgeftellte 
Urkunden <c ausfchliefslich auf öffentliche Urkunden bezieht. 
Hiernach befagt der Art. io6 nur, dafs gegen den Inhalt 
öffentlicher Urkunden, zu denen ja auch die ordnungsmäfsig 
beglaubigten gehören (Art. 3021 des prov. Privatrechts), ein 
Gegenbeweis durch Zeugen nicht geführt werden könne. 
Damit ift die gemeinrechtliche Controverfe; ob und in wie 
weit gegen öffentliche Urkunden ein Gegenbeweis durch 
Zeugen zuläffig fei (Vergl. Bayerns Civilprocefs §§ 132 — 252 
und 302) für die friedensrichterliche Rechtspflege in den 
Provinzen entfchieden. Dabei dürfte jedoch zu beachten 
fein, dafs die Beftimmung des Art. 106 die Zuläffigkeit des 
Zeugenbeweifes dann nicht ausfchliefst, wenn der Gegner des 
Beweisführers gegen die producirte öffentliche Urkunde eine 
P'älfchungseinrede vorgefchützt und der Strafrichter, an wel- 
chen die Sache in diefem Falle nach Art. iio zu verweifen 
ift, die Exiftenz einer Fällchung durch Vernehmung von 
Zeugen im Strafproceffe feftftellt. 

Der Art. 109 handelt unter Anderem von Krepoftur- 
kunden. In den mir vorliegenden Ueberfetzungen ift diefer 
Ausdruck mit »gerichtlichen Urkunden« übertragen worden, 
was infofern zu allgemein ausgedrückt erfcheint, als wenig- 
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ftens. nach dem Jahre 1866 im ruffifchen Privatrechte unter 
Krepofturkunden folche Urkunden verftanden werden, welche 
von einem bei einem Civilgericht als deffen Glied ange- 
ftellten älteren Notar corroborirt worden find. Da derglei- 
chen Notare in den Oftfeeprovinzen nicht vorhanden find, 
dafelbft aber ein öflentliches Grund- und Hypothekenwefen 
befteht (Vergl. die Art. 1569— 161 1 und 2995 3020 des 
prov. Privatrechts), fo kann der Ausdruck »Krepofturkunden« 
nur auf gerichtlich corroborirte oder ingroffirte Urkunden 
bezogen werden, welche ja ebenfalls zu den öffentlichen Ur- 
kunden gehören. Hiemit ftimmt überein, dafs die Krepoft- 
urkunden in dem Art. 109 hinfichtlich der Unanfechtbarkeit 
ihrer Echtheit den in vorgefchriebener Ordnung beglaubigten 
Urkunden gleichgeftellt find. Durch die Vorfchrift aber, dafs 
die Echtheit der bezeichneten öffentlichen Urkunden von 
dem Beweisgegner nicht angezweifelt werden dürfen, wird 
nur dem Satze des provinciellen Procefsrechts Ausdruck 
gegeben, wonach öffentliche Urkunden, wenn fie die äufseren 
Merkmale legaler Errichtung an fich tragen und keinen, den 
Verdacht der Unechtheit erregenden, Fehler an fich tragen, 
vom Richter, kraft für die Echtheit ftreitender Rechtsver- 
muthung, folange als echt anzufehen find, bis die Gegen- 
partei die Verfälfchung nachgewiefen ^ denn dafs die Einrede 
der Fälfchung oder Verfälfchung auch gegen die im Art. 109 
des Friedensrichterproceffes bezeichneten Urkunden ftatthaft 
fei, kann nach Art. iio nicht bezweifelt werden, wobei der 
Beweis der Fälfchung freilich auch in Bezug auf die Echtheit 
nur im Wege des Strafproceffes erfolgen kann. 

Mit dem provinziellen Rechte ftimmt auch der Art. 107 
überein, indem ja auch erfteres den Beweispflichtigen, wenn 
es fich, wie hier, Um den Beweis der Echtheit einer Privat- 
urkunde handelt, zum Bcweifc durch Zeugen, Urkunden 
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und Schriftyergleichung zuläfst. Dafs aber der Beweispflifch- 
tige in Bezug auf den Nachweis der Echtheit auf die in dem 
At;t. 107 aufgeführten Beweismittel in den Oftfeeprovinzen 
befchrankt fei , läfst fich aus dem Grunde nicht behaupten, 
weil dafelbft der Beweis durch Eid fo, wie er durch das 
provinzielle Procefsrecht geregelt ift, ausweislich des Art. 24 
der befonderen Beflimmungen fogar ausdrücklich in Kraft 
belaffen worden, der Producent einer Urkunde mithin von 
dem Producten die eidliche Diffeffion der Echtheit derfelben 
sub poena recogniti fondern kann. 

Der Sinn des Art. 108 ergiebt fich nicht gleich auf 
den erften Blick. 

Nach der gemeinrechtlichen Theorie bezieht fich der 
Beweis der Echtheit bekanntlich weder auf den Inhalt 
noch auf die Form der Urkunde, fondern nur darauf, ob fie 
wirklich von demjenigen herrühre, welcher als Ausfteller 
derfelben bezeichnet ift. Bei einer mit der angeblichen Unter- 
fchrift des Ausftellers verfehenen Privaturkunde fällt daher 
die Echtheit der letzteren mit Feftftellung deffen zufammen, 
dafs die Unterfchrift von dem angeblichen Ausfteller her- 
rührt. Wenn nun der Art. 108 eine Urkunde im Auge hat, 
von welcher bereits gewifs ift, dafs fie von demjenigen unter- 
zeichnet worden , in deffen Namen die Urkunde ausgeftellt 
oder errichtet ift, und wenn dann in diefem Artikel ausge- 
fprochen wird, dafs der Unterzeichner die Echtheit der Ur- 
kunde nicht anzweifeln dürfe , fo reducirt fich die ganze 
Gefetzesvorfchrift , ihrem Wortverftande nach, auf den Ge- 
danken , dafs die bereits feftftehende Echtheit einer Urkunde 
von dem Ausfteller nicht angeftritten werden dürfe. Etwas 
fo durchaus Selbverftändliches kann unmöglich der Sinn des 
fraglichen Artikels fein. Derfelbe hat den Ausdruck Echt- 
heit einer Urkunde augenfcheiulich in einem weiteren Sinne, 
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nämlich in dem Sinne genommen, dafs damit neben der Auten- 
thicität der Unterfchrift, auch die Echtheit des ganzen Inhaltes 
zu verftehen fei, denn hat eine folche Annahme obgewaltet, fo 
wird in dem Art. io8 nur das feftgefetzt, was mit dem römifch 
rechtlichen Satze : fubscriptio tenet fubfcribentem gemeint ift, 
— alfo, dafs im Falle feftftehender Echtheit der Unterfchrift 
für die Wahrheit der darüber flehenden Schrift eine Präfum- 
tion ftreite. Die Frage, ob diefe Präfumtion durch Gegen- 
beweis entkräftet werden könne, ift freilich im Friedensrich- 
terprocefs nicht berührt worden, fie mufs aber unbedingt 
bejaht werden, wie fchon daraus erhellt, dafs der Unter- 
zeichner eines Blanquets fich im Verneinungsfalle jeden bei 
Ausfüllung des Blanquets durch die Gegenpartei getriebenen 
Mifsbrauch wehr- und fchutzlos gefallen laffen müfste. 

Was endlich den Art. i lo des Fr.-Proceffes betrifft, fo 
fcheint er der Gegenpartei des Beweisfiihrers eine bequeme 
Handhabe zur Befeitigung jeder gegen ihn producirten Ur- 
kunde zu bieten. Der Hinweis des Richters auf die ftraf- 
rechtlichen Folgen, welche den die Fälschung Behauptenden 
treffen, fofem er feine Behauptung im Strafv^erfahren nicht 
zu erweifen vermag, wird die beabfichtigte abfchreckende 
Wirkung in der Regel verfehlen. 

Der Art. iio befchränkt die Einleitung eines Strafver- 
fahrens keineswegs auf den Fall, wenn der Product den 
Producenten oder fonft eine beftimmte Perfon der Fälfchung 
befchuldigt, fondern fcheint den Richter anzuweifen, die 
Ueberweifung der Sache an den Strafrichter auch fchon 
dann zu verfügen, wenn der Product eine P'älfchung ganz 
im Allgemeinen, alfo ohne Befchuldigung einer beftimmten 
Perfon, behauptet. Dieferhalb wird eine Partei, welche die 
Wahrheit des Inhalts einer gegen fie vorgebrachten Urkunde 
wider befferes Wiffen ^u beftreiten entfchloffen ift. fich in 
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der Regel auf eine ganz allgemeine, gegen keine beftimmte 
Perfon gerichtete Fälfchungsbehauptung befchränken. Thut 
fie das, fo hat fie von einer Unterfuchung wegen lügenhafter 
Denuntiation (vergl. die Art. 940 und 941 des Strafgefetz- 
buches) umfoweniger etwas zu befürchten, als fie ihre Be- 
hauptung nur zu ihrer Vertheidigung im Civilftreit aufgeftellt 
zu haben verfichem kann und ein zur Verurtheilung ge- 
nügender Beweis in Sachen diefer Art fich überhaupt fehr 
fchwer erbringen läfst. Endigt der Strafprocefs aber mit 
Freifprechung oder Abfolution von der Inftanz, fo vermag 
der Producent die angeblich gefalfchte Urkunde bei Fort- 
fetzung des Civilprocefles nicht mehr zur Führung des ihm 
obliegenden Beweifes zu benutzen, weil der Friedensrichter 
doch nur zu den im Art, iio vorgefchriebenen Mafsregeln 
greifen kann, diefe aber fchon zur Ausfuhrung gekommen, 
ohne für die Glaubwürdigkeit der fraglichen Urkunde einen 
feilen Anhalt zu fchaffen. 

Wollte man, um der Sache für den Producenten der 
Urkunde eine günftigere, für den Excipienten aber weniger 
harmlofe Wendung zu geben, die Anficht aufftellen, dafs 
der Excipient, wie in dem oben erörterten Falle des Art, 
107, fo auch in dem Falle des Art. 11 o wenigftens in den 
Oflfeeprovinzen auf Antrag des Producenten vor Allem zu 
nöthigen fei, die Urkunde fub poena recogniti eidlich zu 
diffitiren, fo liefse fich dagegen das Bedenken erheben, dafs es 
fich in dem Art. 107 nur um ein Anzweifeln, höchflens um eine 
blofse Verneinung der Echtheit der Urkunde, in dem Art. 1 10 
aber um die in das ftrafrechtliche Gebiet hineingreifende pofi- 
tive Behauptung, dafs die Urkunde gefälfcht oder verfälfcht 
fei, alfo um eine wirkliche Fälfchungseinrede handelt. 

Wie aber von dem Vorhandenfein einer Einrede über- 
haupt nicht die Rede fein kann, folange es an einer Angabe 
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des thatiächlichen Grundes derfelben mangelt, fo liegt auch 
die Einrede der Fälfchung oder.Verfälfchung einer Urkunde erft 
vor, wenn derExcipient die thatfächlichen Moment^, aufweiche 
er die Behauptung ftattgehabter Fälfchung oder Verfälfchung 
gründet, mit allen Nebenumftänden angegeben hat. Die nakte, 
durch keinerlei thatfächliche Momente unterftützte Behauptung 
ftattgehabter Fälfchung ift in Wirklichkeit garkeine Einrede, 
fondern charakterifirt fich vielmehr als Verneinung der Echt- 
heit der angeblich gefälfchten Urkunde, nöthigt den Richter 
noch gamicht, die zur Einleitung des Strafverfahrens erfor- 
derlichen Mafsregehi zu ergreifen und fchlicfst die Befugnifs 
des Producenten der Urkunde noch garnicht aus, von dem 
Producten zu fordern, dafs er die Urkunde fub poena recog- 
niti in einem vom Richter anberaumten Termin diffitire. 
Dieferhalb bin ich der Anficht, dafs der provinzielle Frie- 
densrichter ^in dem Falle des Art, i lo des Friedensrichter- 
proceffes das Civilverfahren nur unter der Vorausfetzung zu 
beanftanden und die angeblich gefälfchte Urkunde dem zu- 
(ländigen Procureur zur Einleitung des Strafverfahrens zuzu- 
ftellen habe, wenn der Excipient die thatfächlichen Umftände, 
auf welche er die behauptete Fälfchung gründet, beftimmt 
angegeben hat und der Richter diefe Gründe für genügend 
erachtet, um die Sache zur ftrafrechtlichen Verfolgfung zu 
verweifen. Sofern es an diefen Vorausfetzungen fehlt, dürfte 
die eidliche Diffeffion auch dann ftatthaft fein, wenn der 
Product die Urkunde als eine gefälfchte bezeichnet hat. 

Art. in des Friedensrichterproceffes läfst jede nähere 
Befprechung überflüffig erfcheinen. 
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III. Urkundenbeweis nach provinziellem Rechte. 

Schon aus dem Vorftehenden dürfte fich ergeben, dafs 
die provinziellen Beftimmungen über den Urkundenbeweis 
durch die Art. 105 — 1 10 des Friedensrichterproceffes keine 
oder doch nur eine keineswegs durchgreifende Abänderung 
erlitten haben, denn die Art. 105, 107, 108 und 109 ftimmen 
mit dem provinziellen Rechte überein, Art. 106 weicht von 
dem letztern nur in einer Nebenfrage ab und Art. 1 10 kann 
dafelbft nur mit der Modification zur Anwendung gelangen, 
welche durch die Zuläffigkeit des dem ruffifchen Rechte 
unbekannten Diffeffionseides bedingt ift. Kommt dazu nun 
noch, dafs der Friedensrichterprocefs über die in den Pro- 
vinzen gebräuchlichen nicht fchriftlichen Urkunden (monu- 
menta) Stillfchweigen beobachtet, auf dispofitive Urkunden 
keine Rückficht genommen, die Bedeutung der Präfumtionen 
nicht in Rechnung gezogen, über die Pflicht zur Urkunden- 
edition keine Beftimmungen getroffen und fich hinfichtlich 
des Urkundenbeweifes üb^erhaupt nur fehr dürftig ausgef pro- 
chen, fo erwächft den provinziellen Friedensgerichten aus allen 
dem die Pflicht, fich hinfichtlich des Urkundenbeweifes faft aus- 
fchliefslich an die Beftimmungen des provinziellen Rechts zu 
halten. Die wefentlichften unter denfelben, laffen fich unter Be- 
rückfichtigung der im Friedensrichterprocefs enthaltenen Beftim- 
mungen in den nachftehenden Sätzen zum Ausdruck bringen: 

a) Als öffentliche Urkunden find diejenigen anzufehen, 
welche von einer Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amts- 
befugniffe oder von einer mit öffentlichem Glauben verfe- 
henen Perfon innerhalb des ihr zugewiefenen Gefchäftskreifes 
in der vorgefchriebenen Form errichtet find*). 

*) Anmerkung. Dies befindet sich 'mit dem Friedensrichter - Process 
durchaus in Einklang, denn oben wurde gezeigt, dass unter den in den Art. 106 und 
lOtJ erwähnten au.sgezeichnetcn Urlfunden nur Urkunden verstanden werden können, 
die nach provinziellem Rechte zu der Kategorie der öfiRentllchen gehören. 



Den öffentlichen fchriftlichen Urkunden find gleichge- 
achtetet die unter öffentlicher Autorität hergeftellten Denk- 
mäler wie Karten, Grenzzeichen etc. etc. 

b) Alle übrigen Urkunden find Privaturkunden , insbe- 
fondere auch diejenigen, welche von einer Behörde oder 
von einer mit öffentlichem Glauben verfehenen Perfon ohne 
die vorftehend bezeichneten Vorausfetzungen errichtet find. 

Den fchriftlichen Privaturkunden werden gleich geachtet, 
die ohne öffentliche Autorität hergeftellten Denkmäler, wie 
Stammbäume, Wappen, Privatkarten, Kerbftöcke etc. etc. 

c) Oeffentliche Urkunden begründen vollen Beweis des- 
jenigen, was in denfelben angeordnet, verfügt oder bezeugt 
ift. Ein Gegenbeweis durch Zeugen ift ihnen gegenüber in 
Bezug auf den Inhalt der Urkunde ausgefchloffen (Art. io6). 
Die Echtheit einer öffentlichen Urkunde kann, wenn ^\^ die 
gefetzliehen Merkmale einer folchen an fich trägt, nur dadurch 
widerlegt werden , dafs eine ftattgefundene Falfchung im 
Strafprocefs nachgewiefen wird (Art. 109 und iio). 

d) Privaturkunden, deren Echtheit feftgeftellt ift, liefern 
foweit darin über Rechtsverhältniffe verfügt wird, 
gegen Jedermann vollen Beweis (dispofitive Urkunden). 

e) Enthalten Privaturkunden Geftändniffe, welche dem 
Beweisfiihrer gegenüber abgelegt find, fo kommt ihnen gegen 
den Ausfteller und diejenigen Perfonen, welche defien Hand- 
lungen anzuerkennen verbunden find , volle Beweiskraft zu. 

Ob und in welchem Maise den Privaturkunden, wenn 
fie ein Zeugnifs enthalte^, Beweiskraft beizulegen fei, hat 
der Richter nach freier Ueberzeugung zu würdigen (Art, 129 
des Friedensrichterproceffes). 

f) Dem Originale einer Urkunde find gleich zu achten 
Doppelausfertigungen , Ausfertigungen der Behörden und 
öffentlichen Notare aus den von ihnen errichteten ProtocoUen 
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und Acten, fo wie andere Urkunden, welche nach der unzwei 
feihaften Abficht der Betheiligten als Original dienen follen. 
g) Durch Vorlegung einer Urkunde Mrörd diefelbe ein 
beiden Parteien gemeinfchaftliches Beweismittel. 

h) Urkunden fmd im Original oder in einer der oben 
sub / bezeichneten Ausfertigungen vorzulegen. Ift eine be- 
glaubigte Abfchrift vorgelegt worden, fo kann dem Beweis- 
führer auf Antrag oder von Amtswegen die Beibringung des 
Originals aufgegeben werden. 

i) Ift die Vorlegung der Urkunde unthunlich, weil fie 
durch Arglift oder grobes Verfchulden des Gegners entweder 

verloren oder zur Benutzung untauglich geworden, fo können 

« 

nach erbrachtem Beweife diefes Umftandes die Angaben des 
Beweisführers über die Befchaffenheit und den Inhalt der 
Urkunde als wahr angenommen werden. 

k) Für die Echtheit von Urkunden , welche in der Form 
öffentlicher Urkunden ausgeftellt fmd , ft reitet die Vermuthung. 

l) Ueber die Echtheit der von einer Partei vorgelegten 
Privaturkunden mufs fich die Gegenpartei erklären. 

Wenn eine folche Urkunde mit dem Namen des Be- 
weisgegners unterzeichnet ift, fo hat diefer die Echtheit der 
Unterfchrift ausdrücklich anzuerkennen oder abzuleugnen. 
Gleiches gilt von Privaturkunden, die an Stelle der Unter- 
fchrift ein Handzeichen aufweifen, welches nach Angabe des 
Beweisführers von der Gegenpartei herrühren foll. 

m) Bei Urkunden, welche mit dem Namen eines Drit- 
ten unterzeichnet find oder welche in Ermangelung einer 
Unterfchrilt nach Angabe des Beweisführers von einem Drit- 
ten herrühren follen, ift die Erklärung des Beweisführers, 
dafs er die der Urkunde beigefügte Namensunterfchrift nicht 
kenne oder dafs er nicht wiffe, ob die Urkunde echt fei, als 
eine Ableugnung der Echtheit anzufehen. 



n) Giebt der Beweisgegner auf eine vorgelegte Privat- 

I 

Urkunde in der mündlichen Verhandlung, felbft nachdem der 
Richter von feinem Fragerechte Gebrauch gemacht hat, keine 
der oben fub / und m erwähnten Erklärungen ab,-fo gilt 
die Urkunde für anerkannt. 

Anmerkung. Nach provinziellem Rechte hat der Pro- 
duct fich zwar über vorgelegte Privaturkunden in 
einem beftimmten Termin fub poena recogniti zu 
erklären. Da aber die Anberaumung präjudiciel- 
1er Termine oder Friflen in dem Friedensrichter- 
proceffe nirgends ftatuirt worden, fo dürfte fich 
daraus die vorftehende Faffung rechtfertigen. 

o) die Echtheit einer von der Gegenpartei nicht aner- 
kannten Privaturkunde ift zu beweifen. Der Beweispflichtige 
kann verlangen, dafs der Gegner feine Ableugnung der Echt- 
heit eidlich erhärte. Wird die Privaturkunde dem Beweis- 
gegner felbfl: zugefchrieben, fo hat diefer auf Antrag des 
Beweispflichtigen eidlich zu verfichern, dafs er die beflrittene 
Urkunde weder felbfl: gefchrieben oder unterfchrieben oder 
mit Handzeichen an Stelle der Unterfchrift verfehen habe^ 
noch auch durch einen Anderen für fich' habe fchreiben oder 
unterfchreiben laflen. Wird die* Urkunde dagegen einem 
Dritten als Urheber zugefchrieben, fo hat der Gegner des 
Beweisführers nur fein Nichtwiffen und Nichtglauben zu be- 
fchwören. 

p) Lehnt der Eidespflichtige die Leifl:ung des Eides 
(Difleffionseides) ausdrücklich ab oder unterläfst er die Eides- 
leiflung ohngeachtet deshalb an ihn ergangener Aufforde- 
rung des Richters, fo gilt die Urkunde als echt. 

q) Der Beweisführer kann, ohne auf eidliche Diffeffion 
der beftrittenen Privaturkunde anzutragen, die Aechtheit der- 
felben durch Zeugen, Urkunden und Schriftenvergleichung 
beweifen (Vergl. Art. 107 des Friedensrichterprocefles). Be- 
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dient er fich hierbei der Schriftenvergleichung, fo können Sach- 
verftändige auf Antrag oder von Amtswegen zugezogen werden. 

Zur Vergleichung können alle Schriften benutzt werden, 
von denen gewifs ift, dafs fie von der Hand des angeblichen 
Ausftellers herrühren. Sind keine zur Vergleichung dienliche 
Handfchriften vorhanden, fo kann die Partei, deren Unter- 
fchrift zu prüfen ift, nicht wider ihren Willen veranlafst wer- 
den, einzelne Worte oder Sätze in dem Gerichtslocal nieder- 
zufchreiben. 

r) Will eine Partei eine Urkunde als falfch oder ver- 
fälfcht anfechte^i, fo hat fie den thatfächlichen Grund diefer 
Einrede mit allen Nebenumftänden beftimmt anzugeben. Der 
Gegner ift gehalten, auf diefes Vorbringen fich zu erklären, 
widrigenfalls die fragliche Urkunde als Beweismittel aus die- 
fem Rechtsftreite zurückgewiefen wird. 

s) Hält der Richter die für die Annahme einer Fälfchung 
vorliegenden Gründe für genügend, um die Sache zur ftraf- 
rechtlichen Verfolgung zu verweifen, fo hat er das wahrzu- 
nehmen, was im Art. i IG des Friedensrichterproceffes für 
diefen Fall vorgefclTrieben ift. 

t) Die Behauptung ftattgehabter Fälfchung oder Ver- 
fälfchung ohne Angabe der für fie fprechenden thatfächlichen 
Gründe ift einer einfachen Ableugnung der Echtheit der 
Urkunde gleich zu achten. 

u) Kann der Beweisfuhrer eine von ihm als Beweis- 
mittel bezeichnete Urkunde nicht vorlegen, weil diefelbe fich 
in den Händen der Gegenpartei befindet, fo ift diefer zur 
Vorlegung der Urkunde verpflichtet: 

1. wenn dem Beweisfuhrer das Eigenthum oder Mitei- 
genthum an der Urkunde zufteht; 

2. wenn die Urkunde ihrem Inhalte nach eine gemein- 
fchaftliche ift. 



Als ihrem Inhalte nach gemeinfchaftlich gelten Urkun- 
den für diejenigen Perfonen, in deren Interefle fie errichtet 
find oder deren gegenfeitigen Rechtsverhältniffe fie bekunden. 

v) Stellt der Beweisgegner in Abrede, dafs die Urkunde 
fich in feinem Befitze befinde, fo ift er auf Antrag des Be- 
weisfiihrers zu verpflichten, den Editionseid dahin zu leiden, 
dafs er, forgfälltiger Nachforfchung unerachtet, nicht wiffe, 
dafs die Urkunde fich in feinem Gewahrfam befinde, dafs er 
fich derfelberi nicht entäufsert habe, um fie dem Beweisfüh- 
rer zu entziehen — und dafs er auch nicht wiffe, wo die 
Urkunde fich gegenwärtig befinde. Zurückfchiebung diefes 
Eides oder Gegenbeweis findet nicht ftatt. 

Wird von dem Beweisgegner die Verpflichtung zur Ver- 
legung der Urkunde beftritten , fo ift darüber zu entfcheiden. 

w) Verweigert der Beweisgegner eine Erklärung auf 
den Antrag des Beweisführers abzugeben, oder . den Editions- 
eid zu leiften, oder kommt er der vom Richter ausgefproche- 
nen Verpflichtung zur Vorlegung der Urkunde nicht nach, 
fo gilt deren Inhalt fo, wie er von dem Beweisführer ange- 
geben worden, fiir erwiefen. 

» 
D. Geßändnifs, 

§ 21. 

Ueber das Geftändnifs handelt der Friedensrichterprocefs 
.in den Artikeln 112 — 114. Die erfte diefer Gefetzftellen 
verordnet : , 

»Räumt eine Partei während der Verhandlung ihrer 
»Sache 'vor dem Friedensrichter fchriftlich oder mündlich 
»die Richtigkeit folcher Thatumftände ein, welche zur Be- 
»ftätigung der Rechte der Gegenpartei dienen, fo find diefe 
»Thatumftände weiter keines Beweifes bedürftig«. 

8* 
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Von einem Zugeftehen des Rechtsanfpruchs felbft ift 
hier zwar nicht die Rede; gleichwohl kann nicht zweifelhaft 
fein, dafs ein Zugeftändnifs des gegnerifchen Rechtsanfpruchs 
als folchen ohne Eingehen auf die denfelben begründenden 
Thatumftände zuläffig ift. 

Wie aber eine Partei dazu kommen foU, ihr Geftändnifs 
bei der Verhandlung vor dem Friedensrichter »fchriftlich« 
abzulegen, ift nicht verftändlich, weil die Verhandlung aus- 
fchliefslich mündlich gepflogen wird und fchriftliche Eingaben 
nach Art» 6S des Friedensrichterproceffes unftatthaft zu 
fein fcheinen. 

Durchaus dem provinziellen Procefsrechte entlprechend, 
beftimmt der Art 1 1 3 des FriedensrichterprocefTes, dafs ein von 
einem Streitgenoffen abgelegtes Geftändnifs nur für diefen 
felbft, nicht auch für die anderen Streitgenoffen, wirkfam fei. 

Schwierigkeiten in der Anwendung auf die Oftfeepro- 
vinzen bietet dagegen der Art. 114. JDerfelbe ftimmt mit 
dem Art. 483 des Buch II der Civilprocefsordnung überein 
und lautet wörtlich: 

»Die übrigen Streitgenoffen werden von den Folgen 
»eines Geftändnifles, das einer von ihnen abgelegt hat, nur 
»in dem Falle betroffen, wenn fie in einem folidarifchen 
»Schuldverhältniffe mit ihm ftehen«. 

Dafs diefer Artikel dem Vorhergehenden widerfpreche, 
kann nicht behauptet werden, denn er verordnet in Bezug 
auf folche Streitgenoffen, die unter einander im folidarifchen 
Schuldverhältniffe ftehen, eine Ausnahme von der allgemeinen 
Regel des Art. 113. Wohl aber läuft diefe Ausnahme auf 
etwas rechtlich fchlechthin Uphaltbares hinaus, wenn u^iter 
einem »folidarifchen Schuldverhältniffe« dasjenige verftanden 
wird, was darunter nach den Art. 3332 und 3333 des Privat- 
rechts zu verftehen ift, nämlich, dafs unter mehreren Schuld- 
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nern Jeder aus demfelben Grunde verpflichtet ift, dem 
Gläubigjsr das Ganze zu leiden, jedoch fo, dafs der Gegen- 
ftand nur einmal gefordert werden kann und nur einmal 
geleiftet zu werden braucht. Belangt Jemand aus einer 
folchen Verbindlichkeit mehrere Perfonen, fo ift die Aus- 
nahmebeftimmung des Art. 114 felbftverftändlich in dem 
Falle bedeutungslos, wenn fämmtliche Beklagte einräumen, 
dafs unter ihnen dem Kläger gegenüber das von dielem 
behauptete iolidarifche Schuldverhältnifs beftehe, denn in 
einem folchen Falk — und ebenfo, wenn die Exiftenz des 
folidarifchen Schuldverhältniffes fchon aus anderen Gründen 
feftgeftellt ift, kommt ja überhaupt gar nicht in Frage, ob 
und in wie weit dem Geftändniffe eines Beklagten eine 
Wirkung zuzufchreiben fei auch in Bezug auf die anderen 
Beklagten. Wird dagegen die Exiftenz der von dem Kläger 
behaupteten folidarifchen Verbindlichkeit der Beklagten zwar 
von einem unter diefen zugeftanden, von den anderen aber 
in Abrede geftellt , fo ift fchlechterdings nicht abzufehen, 
warum durch das Geftändnifs des einen Beklagten feftgeftellt 
fein foll, dafs auch die anderen Beklagten dem Kläger gegen- 
über in Bezug auf den von ihm geltend gemachten Anfpruch 
folidarifch verpflichtet feien, denn für das Vorhandenfein 
diefer Verpflichtung liegt 'aufler der felbftveri^ändlich nichts 
beweifenden Behauptung« des Klägers nur das in dem Zu- 
geftändnifs des einen Beklagten implicite enthaltene Zeugnifs 
vor — und letzteres beweift in Bezug auf die anderen Be- 
klagten ebenfalls nichts, weil der geftändige Beklagte wegen 
feiner eventuellen Erfatzanfprüche gegen die anderen Be- 
klagten und wegen des ihm wenigftens in der Regel zu- 
ftändigen beneficium divifionis (Vergl. die Art. 3348 und 
3350 des Privatrechts) als Zeuge in eigener Sache erfcheint 
und auf Grund des vierten Punktes des Art. 86 des Friedens- 
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richter'procefles von den anderen Beklagten recufirt werden 
kann. Den Richter dennoch zu ermächtigen, die anderen 
Beklagten auf Grundlage des Zugeftändniffes des einen Be- 
klagten zugleich mit dem letzteren zu condemniren, hiefse 
den Richter zur Ausübung offenbarer Willkür autorifiren — 
und da folches in dem' Art. 114 ficherlich nicht beabfichtigt 
worden, fo erfcheint feine Anwendbarkeit auf die Oftfeepro- 
vinzen fraglich. Darauf, was das ruffifche Privatrecht unter 
dem Ausdrucke »folidarifche Verbindlichkeit« verfleht, kommt 
in den Provinzen nichts an, da in denfelben einzig und 
allein die Beflimmungen des provinziellen Privatrechts in 
privatrechtlicher Hinficht mafsgebend find. 

Eine Vervollfliändigung der ziemlich dürftigen Be/lim- 
munge'n des Friedensrichterproceffes über das Gefländnifs 
ifl in dem Buche II der Civilprocefsordnung nur infofem 
enthalten, als der Art 481 den Widerruf eines Gefländniffes 
blofs in dem Falle zuläfst, wenn daffelbe fich nicht auf 
perfönliche Handkmgen der widerrufenden Partei bezogen 
hat und die letztere beweifen kann, dafs fie durch die Un- 
kenntnifs eines Umflandes irregeleitet. worden,, der fich eril 
in der Folge heraüsgeflellt hat. 

Obfchon der Widerruf hiernach in viel engere Schranken 
gef chlofTen ifl, als nach provinziellem Rechte," welches die 
Zurücknahme eines gerichtlichen Gefländniffes, daffelbe möge 
fich auf eigene oder fremde -Handlungen beziehen, im Falle 
nachweisbaren factifchen Irrthums oder Zwanges zuläfst; fo 
werden die Provinzen fich doch in Rechtsflreitigkeiten vor den 
Friedensrichtern der Beflimmung des Art. 481 fügen muffen. 

Des auffergerichtlichen Gefländniffes ifl in der Civil- 
procefsordnung mit keiner Silbe erwähnt, fo dafs die über 
daffelbe geltenden Beflimmungen des provinziellen Rechts in 
foweit "^ Kraft verbleiben, als fie mit der Befugnifs .des 
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Friedensrichters zur freien Beweiswürdigung vereinbar find. 
In wie weit diefes der Fall fein möchte, deuten die folgenden 
Sätze an. 

a) In wie weit das, was eine Partei üt)er ein zwifchen 
ihr und der Gegenpartei beftehendes Rechtsverhältnifs oder 
die demfelben zu Grunde liegenden Thatfachen auffergericht- 
lich behauptet oder eingeräumt hat, als Beweis gelten kann, 
hängt von den jedesmaligen Umftänden ab, welche der 
Richter nach freier Ueberzeugung zu würdigen hat. Gelangt 
er dabei zu keiner vollen Ueberzeugung hinfichtlich deffen, 
was auffergerichtlich zugeftanden worden, fo kann er, je nach 
Lage der Sache, die eine Partei zum Erfüllungseide oder 
die andere Partei zum Reinigungseide zulaffen. 

ö) Das Vorhandenfein eines auffergerichtlichen Geftänd- 
nifles ifl:, wenn es von der Gegenpartei geleugnet wird, durch 
die gewöhnlichen Beweismittel zu erweifen. 

c) Wider ein auffergerichtliches Geftändnifs ift der 
Gegenbeweis zuläffig. Derfelbe kann auch daraut gerichtet 
werden, dafs das Eingeftandene nicht wahr fei. Wider ein 
gerichtliches Geftändnifs ift der Gegenbeweis ausgefchloffen 

E. Beweis durch Eid. 

§ 22. 

L Fortbeftchen der Beftimmungen des 
provinziellen Rechts. 

Der Friedensrichterp'rocefs führt zwar den Eid unter 
den Beweismitteln auf, hat aber dabei ein Inftitut vor Augen, 
welches fich als ein Compromifs der Parteien darftellt, denn 
ausweislich des Art. 115 des Friedensrichterproceffes ift 
den Parteien nicht verboten , nach einer unter ihnen zu 
Stande gekommenen Vereinbarung den Friedensrichter um 
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Entfcheidung der Sache auf Grund eines durch einen von 
ihnen zu leidenden Eides zu bitten. Da die Zuläffig- 
keit eines derartigen Compromifles die provinzialrechtlichen 
Inflitutionen der Eidesdelation des Erfiillungs- und Rei- 
nigungseides und des Schätzungs- und Offenbarungseides 
nicht ausfchliefet , diefelben vielmehr neben der Statthaf- 
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tigkeit jenes Compromiffes fehr wohl beftehen können und 
in den Oftfeeprovinzen immer beilanden haben; fo folgt 
fchon hieraus, dafs die provinziellen Eidesinftitutionen auch 
über Streitigkeiten vor den Friedensrichtern in Kraft verblie- 
ben find. Dazu kommt, dafs der Art 24 der befonderen 
Beftimmungen vom 28. Mai 1880, wie fchon oben bemerkt 
wTirde, feftgeftellt hat, dafs in den Oftfeeprovinzen bis auf 
Weiteres 'idie Entfcheidung von Streitfachen auf Grund 
1 eines von einer Partei angenommenen Eides bei Klagen, 
^rfiir welche die Friedensgerichte zuf^dig find, in" denjenigen 
:» Fällen imd unter Beobachtung des Verfahrens geflattet fei, 
»welche in dem Privatrechte der Oflfeeprovinzen und in den 
3 für diefelben erlafienen Bauerverordnungen angegeben fmd.« 
Das provinzielle Privatrecht ifl freilich einer erfchöpfen- 
den Aufzählung der Fälle, in denen ein Rechtsfbieit auf 
Gnmd eines von einer Partei gelcifleten Eides entfchieden 
werden kann, fem geblieben, enthält \*ielmehr hinfichtlich 
des Parteieides nur wenige Beffimmungen. durch welche den 
diefen Gegenfland betreffenden allgemeinen Regeln des pro- 
\Tnziellen Procefsrechts gegenüber eine Ausnahme oder doch 
etwas Befonderes begründet \%-ird. wie z. B. in den Art. 398 
und 3678 des Privatrechts. Gerade daraus geht aber, ent- 
fprechend der Paroemie : exceptio alfirmat regulam — deut- 
lich hervor, dafs das Pri\"atrecht die Gültigkeit der den Partei- 
eid angehenden allgemeinen Regeln des provinziellen Procefs- 
rechts vorausfetzc und da die Bauerverordnunren die InfHtute 
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der Eidesdelation , des Erfiillungs- und Reinigungseides , des 
Offenbarungseides und des Schätzungseides ausdrücüklich 
als praktifches Recht anerkennen (Vergl. die §§ 873 - 876 
der Livländifchen und die §§ 465 — 470 der Kurländifchen 
Bauerverordnung); fo ift klar; dafs hinfichtlich des Partei- 
eides in den der friedensrichterlichen Gerichtsbarkeit unter- 
liegenden Sachen gerade daffelbe gilt, was in den verfchie- 
denen Rechtsgebieten der Oftfeeprovinzen in diefer Beziehung 
bisher Geltung gehabt hat. Was aber die bezüglichen Be- 
ftimmungen felbft betrifft, fo erlaube ich mir, diefelben, wie 
folgt, zufammenzufaffen. 

II. Von dem Eide überhaupt. 

a) Gegenftand des Eides find nur beftimmte, für den 
Ausgang der Sache erhebliche Thatfachen. 

h) der Eid kann in der Regel nur der Partei felbft auf- 
erlegt werden.^ Für Minderjährige, Kinder in der elterlichen 
Gewalt, hat der Vater beziehungsweife nach dem Tode des- 
felben die Mutter, für Minderjährige, welche unter Vormund- 
fchaft ftehen, der beftellte Vormund, für Geifteskranke und 
VerfchoUene der ernannte Curator den Eid zu leiften. 

Sind Minderjährige evangelifch-lutherifcher Confeffion be- 
reite confirmirt und handelt es fich um deren eigene Händlun- 
gen oder Wahrnehmungen, fo haben fie den Eid felbft zu leiften. 
^ Werden vermögensrechtliche Anfprüche eines gericht- 
lich erklärten Verfchwenders von dem Curator erhoben, fo 
liegt die Eidesleiftung dem letzteren ob. Dasfelbe ift der 
Fall, wenn es fich um folche gegen den Verfchwender gel- 
tend gemachte Anfprüche handelt, die, dafern fie richterliche 
Anerkenung finden, aus dem der Verwaltung des Curators 
unterworfenen Vermögen zu berichtigen wären. 
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Anmerkung. Obfchon diefe Sätze der gemeinrechtlichen 
Theorie wenigftens nicht durchweg entfprechen, 
fo dürften fie fich doch aus dem Art. 398 des 
Privatrechts ableiten laffen, denn wenn der Vor- 
mund nach diefem Artikel befugt ift, im Namen 
des Pupillen Eide zuzufchieben und ihm zu- oder 
zurüekgefchobene Eide zu leiften, fo ift in der 
That nicht abzufehen, warum den Eltern minder- 
jähriger Kinder und den 'Curatoren VerfchoUener, 
Geifteskranker und gerichtlich erklärter Verfchwen- 
der eine gleiche Befugnifs verfagt fein foUte. Da- 
bei verfteht fich von felbft , dafs fie den Eid unter 
Umftänden blofs de nescentia oder de credulitate 

zu leiften haben. ' , . 

. ' • 

c) Für juriftifche Perfonen ift der Eid durch deren ge- 

fetzliche Vertreter, für Vereine, denen die juriftifche Perfön- 
lichkeit nicht zukommt, durch deren Vorfteher zu leiften. 

Der Eid ift ^als, verweigert anzufehen, w^enn von mehre- 
ren zur Ableiftung deffelben verpflichteten Vertretern oder 
Vorftehern auch nur einer die Ableiftung ven^'eigert. 

d) Streitgenoffen haben den Eid jeder für feinen Theil 
zu leiften. Der Eid eines Einzelnen kann den Uebrigen ebenfo 
wenig nützen, als deffen Verweigerung Jchaden. 

e) Der Schwurpflichtige hat, foweit feine eigene Hand- 
lung oder Wahrnehmung in Frage fteht, die Wahrheit oder 
Unwahrheit der ftreitigen Thatfache zu befchwören. . In ande- 
ren Fällen leiftet d^r Schwurpflichtige, wenn ihm der Beweis 
der zu befchwörenden Thatfache obliegt, den Eid dahin: 

Dafs er nach forgfältiger Nachforfchung die Ueberzeu- 
gung erlangt habe, dafs u. f w., wenn aber dem Gegner der 
Beweis diefer Thatfache obliegt , dahin : 

Dafs er nach forgfältiger Nachforfchung die Ueberzeu- 
gung nicht erlangt habe, dafs u. f w. 

f) Ift auf Leiftung eines E^ides zu erkennen, fo gefchieht 
diefes mittelft bedingten Endurtheils. Daflelbe beftimmt die 
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Perfon, von welcher der Eid zu leiden ift, die Faflung, in 
welcher derfelbe gefchworen werden foU tind die Folgen fo- 
wohl der Ableiftung, als der Verweigerung des Eides fo 
genau, als folches die Lage der Sache geftattet. 

Betrifft: der Eid einen Nebenpunkt, wie namentlich die 
Echtheit einer Urkunde oder die Edition einer folchen, fo 
kann der Richter die Leiftung des Eides vor Erlafs des End- 
urtheils anordnen. 

g) Der Schwurpflichtige kann felbft nach der richter- 
liehen Feftfetzung des Eides frühere Behauptungen zurück- 
nehmen oder Zugeftändniffe machen und fich in Folge deflen 
zu einer befchränkten Eidesleiftung erbieten. « 

h) Der Eid ift von dem Schwurpflichtigen in Perfon 
zu leiflen. 

Die Eidesleiftung erfolgt in der Gerichtsfitzung. Ift der 
Schwurpflichtige durch Gebrechlichkeit, Krankheit oder andere 
erhebliche Gründe vor Gericht zu erfcheinen gehindert, lo 
erfolgt die Abnahme des Eides in der Wohnung des Schwur- 
pflichtigen. Bei^ Vorhandenfein erheblicher Gründe kann der 
Richter die Abnahme des Eides durch einen anderen darum 
erfuchten Richter bewirken. Pcrfonen griechifch-katholifcher 
Confeffion wird der Eid in der Kirche von einem Geiftlichen 
abgenommen. 

Hebräern ift der Eid in der Synagoge durch den Rab- 
biner abzunehmen. 

i) Vor der Eidesabnahme hat der Richter fich zu ver- 
gewiflern , dafs der Schwurpflichtige die zu befchwörenden 
Thatfachen richtig aufgefafst habe und ihn nöthigen Falls 
darüber aufzuklären; er. kann den Schwurpflichtigen über die 
Bedeutung des Eides und die Folgen des Meineides belehre^', 
wenn er folches für nothwendig erachtet, 



k) Entfteht durch Erklärungen des Schwurpflichtigen 
oder durch fonftige Umftände ein dringender Verdacht, dafe 
er den Eid der Wahrheit gemäfs nicht fchwören kann, fo ift 
mit Abnahme deffelben anzuflehen und hat der Richter die 
Frage zu entfcheiden, ob der Schwuipflichtige zur Leiftung 
des Eides - nach Befinden unter Zuziehung tines Geiftlichen 
zuzulaflen. Bei Verneinung diefer Frage ift der Richter er- 
mächtigt, die Gegenpartei zum Erfüllungseide zuzulaflen. 

' Anmerkung Zur Begründung diefer Rechtsfätze dürfte 
fich zwar weder in den einheimifchen Rechts- 
quellen, noch auch in dem gemeinen Civilprocefs 
ein beftimmter Ausfpruch finden; da jene Rechts- 
fätze fich aber wohl fchon aus der Natur der 
Sache rechtfertigen und wenigftens in einigen pro- 
- vinziellen Rechtsgebieten in der Praxis beobachtet 
werden und daher auch in den der Staatsregie- 
rung' im Jahre 1867 unterbreiteten ftändifchen Ent- 
wurf eines Friedensrichtergefetzes für die Oftfee- 
provinzen aufgenommen worden find, fo glaube ich, 
dafs dem sub k Angegebenen jedenfalls einige 
Berechtigung nicht abgefprochen werden kanu. 

l) Der Gegner des Schwurpflichtigen kann der Eides- 
leiftung beiwohnen, doch hindert fein Ausbleiben die Ab- 
nahme des Eides nicht Bleibt der Schwurpflichtige in der 
zur Eidesleiftung feftgefetzten Zeit aus, fo ift der Eid als 
verweigert anzufehen. 

m) Durch Leiftung des Eides wird voller Beweis .der 
Thatfache hergeftellt, welche Gegenftand des Eides war. 

Der Erlafs des Eides von Seiten der Gegenpartei hat 
diefelbe Wirkung, als wenn der Eid geleiftet worden wäre. 

Die Verweigerung der Eidesleiftung hat zur Folge, dafs 
das Gegentheil der zu befchwörenden Thatfache für zuge- 
ftanden angenommen wird. 

n) Wenn die Partei, welcher die Leiftung eines Eides 
obliegt, vor der Eidesleiftung ftirbt oder eidesunfähig wird, 
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fo ift bei zugelchobenen oder zurückgefchobenen Eiden die 
Gegenpartei berechtigt, alle Befugniffe hinfichtlich der Be- 
weisführung geltend zu machen, welche ihr vor der Zufchie- 
buhg oder Zurückfchiebung zuftanden. Bei anderen Eiden 
dagegen hat das Gericht nach Anhörung der Parteien fo zu 
erkennen, als wenn der Schwurpflichtige fchon vor Auferle- 
gung des Eides geftorben oder eidesunfähig geworden wäre. 
War jedoch eine verdorbene oder durch Krankheit eides- 
unfahig gewordene Partei durch Arglift oder grobes Ver- 
fchulden der Gegenpartei an der Ableiftung des Eides ver- 
hindert, fo gilt der Eid als geleiftet, foferri fich derSchwtir- 
pflichtige zur Leiftung deffelben bereit erklärt hatte. 



III. Zugefchobener Eid. 

o) Die Eideszüfchiebung ift nur in Rechtsftreitigkeiten 
ftatthaft, die durch Vergleich erlegt werden können. Hat 
die beweispflichtige Partei zum Beweife derfelben Thatfache 
aufser der Eideszüfchiebung noch andere Beweismittel vor- 
gefchlagen, fo gilt der Eid nur für den Fall als zugefchoben, 
wenn der Beweis der fraglichen Thatfache durch die anderen 
Beweismittel nicht hergeftellt werden foUte. 

P) Der Beweisführer kann der Gegenpartei den Eid 
nicht allein über deren eigene (äufsern oder Innern) Hand- 
lungen und Wahrnehmungen (Wahrheitseid), fondern auch 
über folche Thatfachen zufchieben, rückfichtlich welcher der 
Beweisführer anerkennt, dafs fie von der Gegenpartei felbft 
nicht vorgenommen worden find (Glaubenseid — vergleiche 
das sub e Gefagte). 

q) Die Eideszüfchiebung findet nicht ftatt: 

I. in Fällen, wo das Gegentheil der zu befchwörenden 
Thatfache offenkundig oder voUftändig bewiefen ift, 
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insbefondere gegen den Inhalt einer voUbeweifenden 
Urkunde ; 

2. zur Führung des Gegenbeweifes, fofem Beweis- und 
Gegenbeweis diefelben fpeciellen Thalfachen unmit- 
telbar zum Gegenftande haben ; 

3. zur unmittelbaren Widerlegung der für die Echtheit 
einer öffentlichen Urkunde ftreitenden Vermuthung. 

r) Die Partei, welcher der Eid zugefchoben ift (Delat), 
hat eine Erklärung darüber abzugeben, ob fie den Eid annehme 
oder zurückfchiebe oder das Gegentheil der auf Eid geftell- 
ten Thatfachen durch andere Beweismittel erhärten wolle. 

Giebt fie, auch nachdem der Richter von feinem Frage- 
rechte Gebrauch gemacht hat, keine diefer Erklärungen ab, 
fo gilt der Eid für verweigert. 

s) Die Zurückfchiebung des Eides ift unzuläffig, wenn 
der Delat, nicht aber die GegenpaYtei ihre eigene Handlung 
oder Wahrnehmung zu befchwören haben würde. 

Ein zugefchobener Glaubenseid kann als Wahrheitseid 
zurückgefchoben werden, wenn eine eigene Handlung oder 
Wahrnehmung des Beweisführers in Frage fteht. Ift diefes 
nicht der Fall, fo kann der zugefchobene Glaubenseid als 
folcher zurückgefchoben werden.* ; 

t) Wird die Zuläffigkeit der Zufchiebung oder Zurück- 
fchiebung eines Eides von dem Gegner des Beweisfiihrers 
beziehungsweife von diefem felbft beftritten, fo tritt die Ver- 
pflichtung, fich über den Eid zu erklären refp. denfelben zu 
leiften,, erft ein, wenn die Zuläffigkeit der Eideszufchiebung 
refp. Zurückfchiebung durch den Richter anerkannt ift. 

u) Die Zufchiebung des Eides kann nach erfolgter 
Annahme oder Zurückfchiebung deflelben nicht widerrufen 
werden. Auch ein Widerruf der Annahme oder Zurück- 
fchiebung des Eides ift unzuläffig. 



Anmerkung. Der Befugnifs des Delaten , von dem 
Gegner die vorausgehende' Leiftung des Calum- 
nieneides zu verlangen, ift oben nicht gedacht, weil 
diefer Eid wenigftens in einigen Rechtsgebieten 
' factifch verfchwunden ift. Wo er noch üblich, da 

foUte er, entfprechend den Berti mmungen des ge- 
meinen Civilprocefles , nur im Falle gegründe- 
ten Verdachtes einer Gefährde für ftatthaft 
erachtet werden, denn dafs er, wenn man ihn ohne 
das Vorhandenfein folches Verdachtes zuläfst, 
häufig felbfl ein Mittel zur Chikane wird, dürfte 
kaum Jemand beftreiten. 



IV. Erfüllungs- und Reinigungseid. 

v) Ift das Ergebnifs der Verhandlungen und einer etwai- 
gen Beweisaufnahme nicht ausreichend, um die Ueberzeu- 
gung des Richters von der Wahrheit oder Unwahrheit der 
zu erweifenden Thatfache zu begründen, fo kann der Richter 
der einen oder der anderen Partei einen Eid auferlegen. Der 
letztere ift ein Erfüllungseid, wenn er dem Beweisführer, ein 
Reinigungseid, wenn er der Gegenpartei auferlegt wird. Spricht 
nach dem Ermeffen des RicTiters für die Behauptung des 
Beweisführers ein entfchiedenes Uebergewicht der Wahrfchein- 
lichkeit, fo hat er auf den Erfüllungseid zu erkennen. Ift 
dagegen für die Behauptung des Beweisfiihrers nach dem 
Ermeffen des Richters nur einige Vermuthung begründet, fo 
kann er auf den Reinigungseid erkennen. 

Die Folgen der Leiftung beziehungsweife der Verwei- 
gerung auch diefer Eide find, wie sub w* angegeben, zu 
beurtheilen. 

V. Schätzungseid. 

w) Die Partei wird zum Schätzungseide zugelafTen, wenn 
ihr durch Arglift oder grobes Verfchulden der Gegenpartei 
ein Schaden zugefügt worden ift und deffen Werth nicht 
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anders ermittelt werden kann. Mit dem Erbieten 2um 
Schätzungseide hat die fchwurberechtigte Partei die Angabe 
des Betrages zu verbinden, auf welchem, fie ihr Interefle 
anfchlägL " 

x) Der Richter hat, wenn er den Eid für ftatthaft 
erachtet, die Summe feftzufetzen, bis zu welcher der Beweis- 
führer zur eidlichen Erhärtung feines Interefle zuzulaffen ift. 
Zu diefem Behufe hat er die Parteien über die Berechnung 
des Interefle zu hören, auch nöthigenfalls Sachv^ftändige zu 
befragen. Der Schwurpflichtige hat den* Eid dahin zu leiflien, 
Safs fleh der Schaden nach feiner Ueberzeugung mindeftens 
bis zu dem vom Richter angegebenen Betrage belaufe. Der 
blofse Affectionswerth bleibt unberückfichtigt (Conf. die Art. 
3456 und 57 des Privätrechts). 

VI. Offenbarungse'id. 

y) Ift eine Partei verpflichtet, einen Inbegriff" von Sa- 
chen oder Rechten oder zu einem beftimmten Antheile anzu- 
zeigen oder herauszugeben oder über deren Beftand Aus- 
kunft zu ertheilen, fo hat fie auf Verlangen der Gegenpartei, 
wenn Verdacht der Verheimlichung vorliegt, den Offenba- 
rungseid zu leiften. 

Der Eid ift vom Richter nach Verfchiedenheit eines 
jeden Falls feftzufetzen; er ift, fofern fich die Sache dazu 
eignet, zugleich darauf zu richten, dafs der Schwurpflichtige, 
fobald fich ergeben foUte, dafs bei der eidlichen Angabe etwas 
überfehen worden, hievon getreulich Anzeige machen wolle. 

z) Die Verweigerung des Offenbarungseides hat zur 
Folge, dafs die Gegenpartei nach Befchaffenheit des Falles 
zum Schätzungseide zugelaflen werden kann. 
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P, Beweis durch Augenfchein und Sachverßändige. 

§ 23. 
I. Beftimmungen des Friedensrichterproceffes. 

Art. 119. Die Einnahme des Augenfcheines mit oder ohne 
Zuziehung von Sachverftändigen gefchieht fowohl 
auf Antrag einer Partei als auch nach eigenem Er- 
meffen des Friedensrichters. 

Art. 120. Die Einnahme des Augenfcheines erfolgt durch 
den Friedensrichter felbft, in Gegenwart zweier 
glaubwürdiger Zeugen und der Parteien, welche 
dazu mündlich oder durch Ladungszettel geladen 
werden. 

Art. 121. Das Ausbleiben der Parteien hält die Einnahme des 
Augenfcheines nicht auf und wer abwefend ift, ver- 
liert das Recht, fich über die Handlungen des Frie- 
densrichters bei der Augenfcheineinnahme zu be- 
fchweren. 

Art. 122. Der Friedensrichter kann auf Antrag einer Partei 
oder nach eigenem Ermeffen ein Gutachten Sach- 
verfländiger einholen, wenn es fich um einen Gegen- 
ftand handelt, deffen Schätzung oder Beurtheilung 
befondere Kenntniffe erfordert. 

Art. 123. Die Sachverftändigen werden in der Zahl von einem 
bis drei von den Parteien gemeinfchaftlich erwählt, 
falls aber eine Einigung nicht ftattfindet, von dem 
Friedensrichter ernannt. Die Ablehnung von Sach- 
verftändigen ift nach denfelben Regeln geftattet, 
wie die Ablehhung von Zeugen. 

Art. 124. Ueber den Augenfchein und die Ausfage der Sach- 
verftändigen wird ein ProtocoU aufgenommen, wel 

9 
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ches vom Friedensrichter, den Parteien, Zeugen 
und Sachverftändigen unterfchrieben wird* Ift eine 
der genannten Perfonen des Schreibens unkundig, 
fo wird deffen im ProtocoU erwähnt. 

Anmerkung. Die Geldbufsen für das Ausbleiben der 
von dem Friedensrichter vorgeladenen Sachver- 
ftändigen ohne genügende Entfchuldigung, des- 
gleichen für die Nichteinlieferung des Gutachtens 
zum feftgefetzten Termin, fliefsen in das Capital 
zur Errichtung von Haftanftalten für Perfonen, die 
in den Friedensgerichtsdiftricten dem Arreft unter- 
zogen werden. 



II. Bemerkungen zu diefen Beftimmungen. 

Die Art. 119 — 124 geben nur zu fehr wenigen Bemer- 
kungen Anlafs. Das Gefetz fchenkt dem Friedensrichter hin- 
fichtlich der häufig fehr verwickelten mündlichen Parteiver- 
handlungen vollen Glauben, ohne ihn zur Aufnahme eines 
Protocolls zu verpflichten. Um fo auffallender mufs es erfchei- 
nen, dafs daflelbe Gefetz im Art. 120 die fides des Frie- 
densrichters in Betreff des nach Art. 124 zu ProtocoU zu 
verfchreibenden Ergebniffes des Augenfcheins dadurch gewif- 
fermafsen in Frage ftellt, dafs es den Friedensrichter ver- 
pflichtet, zwei unparteifche Zeugen bei Vornahme des Au- 
genfcheins zuzuziehen. Was ift die ratio diefer Vorfchrift? 
Zu einer Frage nach feiner ratio giebt auch der Art. 121 
Anlafs. Der Richter, welcher zur Vornahme des Augen- 
fcheins in Abwefenheit der Parteien oder einer derfelben 
fchreitet, kann fich dabei möglicherweife Fehlgriffe und Om- 
miffionen zu Schulden kommen lafTen, die von ihm bei eini- 
ger Aufmerkfamkeit und Umficht auch ohne die Demonfh*a- 
tionen der Parteien hätten vermieden werden können. Ge- 
langt er in folchem Falle durch eigene Schuld bei der Vor- 
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nähme des Augenfchfeins zu einem der Wirklichkeit nicht 
entfprechenden Ergebniffe und baut darauf einen fachlich 
ungerechten Urtheilsfpruch , fo dürfte es hart und zugleich 
unmotivirt fein, der gefchädigten Partei den Weg der Be- 
fchwerdefiihrung abzufchneiden und fie für die Schuld des 
Richters büfsen zu laffen, der doch, auch in Abwefenheit der 
Parteien zur gewiffenhaften Erfüllung aller Pflichten feines 
Amtes verbunden ifl. Die zugezogenen Zeugen können felbfl- 
verfländlich nicht wiffen, welches Object der Befichtigung zu 
unterziehen ifl, können mithin den Richter, wenn er in Folge 
felbflverfchuldeten Irrthums nicht das flreitige, fondern ein 
ganz anderes Object in Augenfchein nimmt, keineswegs auf 
feinen Irrthum aufmerkfam machen. Soll auch die durch 
folches Verfahren gefchädigte Partei kein Recht haben, fich 
über die Handlungen des Richters bei Vornahme des Au- 
genfcheins zu befchweren? 

Der Schlufsfatz des Art. 123 foU wohl nur in dem Falle 
Platz greifen, wenn eine Einigung der Parteien nicht zu 
Stande gekommen, denn im entgegengefetzten Falle würde 
der Antrag auf Ablehnung der erzielten Einigung zuwider- 
laufen (Vergl. Art. 86 des FriedensrichterprocefTes). Selbfl- 
verfländlich möchte auch fein, dafs die Sachverfländigen die 
ihnen zugedachte Begutachtung aus den im Art. 83 ange- 
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gebenen Gründen verweigern dürfen und dafs der Richter 
von den Parteien unter Nichtbeachtung des Art. 84 erwählte 
Sachverfländige von der Begutachtung auszufchliefsen hat. 
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Capitel Vli. 

Von dem Urtheile. 

A. Von dem Endurtheile, 

§ 24. 
I. Beftimmungen des Friedensrichterproceffes. 

Nach der Reihenfolge der Hauptftücke des Friedens- 
richterproceffes hätte ich die Sicherftellung der Klage in Be- 
tracht zu ziehen. Ich überfpringe daffelbe jedoch, weil es 
einen integrirenden Theil des befonders zu erörternden Ar- 
reftprocefres bildet und für die Oftfeeprovinzen nur unter 
Berückfichtigung der Art. 21 Pkt. 5 und 34 — 42 der befon- 
deren Beftimmungen gewürdigt werden kann. 

Was aber die Vorfchriften des darauf folgenden Haupt- 
ftückes, welches über die Endurtheile handelt, betrifft, fo kom- 
men dabei die Art. 129—144 in Betracht. Sie lauten: 
Art. 129. Nach Anhörung der Parteien zieht der Friedens- 
richter alle zur Sache angeführten Umftände in Er- 
wägung, würdigt die Bedeutung und den Werth der 
Beweismittel nach freier Ueberzeugung und tällt dar- 
auf das Urtheil, welches dem Gefetze nicht wider- 
fprechen darf. 
Art 130. Bei der Urtheilsfällung kann der Friedensrichter, 
falls fich eine Partei oder beide darauf berufen, das 
allgemein bekannte Ortsherkommen berückfichtigen, 
jedoch nur in den Fällen, wo das Gefetz deffen An- 
wendung ausdrücklich geftattet oder eine pofitive 
Entfcheidung nicht enthält. 
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Art. 131. Der Friedensrichter ift weder berechtigt über Gegen- 
ftände zu erkennen, wegen welcher kein Anfpruch 
erhoben ift, noch den Parteien mehr zuzufprechen, 
als fie beantragt haben. 

Art. 132. Der Friedensrichter wirft die Frage nach der Ver- 
jährung nicht auf, wenn fich die Parteien nicht auf 
letztere berufen haben. 

Art. 133. In dem Urtheil legt d^r Friedensrichter der fach- 
fälligen Partei den Erfatz der Procefskoften auf, 
falls die obfiegende Partei es verlangt. 

Art. 1 34. Der Friedensrichter entfcheidet endgiltig in Sachen, 
deren Werth dreifsig Rubel nicht überfteigt. 

Art. 135. Bei denjenigen Sachen, welche er endgiltig entfchei- 
det, beftimmt der Friedensrichter in dem Urtheil 
den Termin, bis zu welchem dem Verurtheilten daf- 
felbe freiwillig zu erfüllen überlaffen wird. 

Art. 136. Falls der Verurtheilte keine Baarmittel befitzt, um ' 
die urtheilsmäfsige Geldfumme zu erlegen, fo kann 
der Friedensrichter ihm Theilzahlungen zu beftimm- 
ten Terminen geftatten; je nach dem Betrage der 
Summe und dem Zahlungsvermögen des Schuld- 
ners, worüber er den Parteien auf ihren Wunfeh 
eine Befcheinigung ertheilt. 

Art. 137. Gegen den Schuldner, welcher nach der ihm auf 
Grund des vorhergehenden. Artikels (136) gewährten 
Stundung fich eine Unregelmäfsigktrit in der Zah- 
lung hat zu Schulden kommen laffen, wird auf 
Antrag des Klägers vom Friedensrichter die fofor- 
tige Execution wegen der ganzen urtheilsmäfsigen 
Schuldfumme verhängt. 

Art. 138. In denjenigen Sachen, \^elche der Friedensrichter 
nicht endgiltig entfcheidet, kann eine vorläufige 
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VoUflreckung des Urtheils nur auf bezüglichen Par- 
teiantrag und nur in folgenden Fällen ftattfinden: 

1. wenn das Urtheil auf Grund einer gerichtlich voll- 
zogenen oder gehörig beglaubigten (coBepmeHHOMy 

UÄVL SaCBHA'I^TejLbCTBOBaHHOUy Kp'bnOCTHUM'B HJItl 

auonahiwb nopflÄKOMT)) Urkunde, deren Echtheit 
nicht angeftritten ift , oder auf Grund einer von der 
Gegenpartei anerkannten Privaturkunde gefällt wurde ; 

2. wenn wegen Ablaufs der Miethszeit der Miether zur 
Räumung oder Rückgabe der Miethfache verpflichtet 
ift, oder wenn das -Urtheil beftimmt hat, dafs eine 
in unrechtmäfsigem Befitze befindliche Sache heraus- 
zugeben fei ; 

3. wenn bei Streitigkeiten aus der Dienftmiethe das 
Urtheil den Dienftherrn zur Entlaffung des Dienft- 
leiftenden verpflichtet, oder dem letzteren geftattet 
hat, den Dienft zu verlaffen; 

4. wenn der Kläger als Sicherheit ein genügendes Pfand 
hinterlegt und für den Fall der Abänderung des Ur- 
theils durch die Friedensrichter • Verfammlung die 
Verantwortlichkeit wegen aller Schäden übernimmt, 
auflerdem aber vorauszufetzen ift, dafs durch eine 
Verzögerung die VoUftreckung des Urtheils in der 
Folge unmöglich gemacht werden würde. 

Art. 139. Das gefällte Urtheil wird vom Friedensrichter kurz 
verfchrieben und den Parteien in Gegenwart aller 
Anwefenden verkündet 

Art, 140. Bei der Urtheilsverkündigung ift der Friedensrichter 
verpflichtet, den Parteien zu erklären, ob fie berech- 
tigt find, die Sache an das Friedensrichter-Plenum 
zu bringen, welche Frift dafür feftgefetzt ift und 
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dafs, falls fie diefe Frift verfäumen, das ergangene 
Urtheil die Rechtskraft befchreitet. 

Art. 141. Der Friedensrichter ift verpflichtet, das verkündete 
Urtheil binnen höchftens drei Tagen förmlich aus- 
zufertigen. 

Art. 142. Das förmlich ausgefertigte Urtheil des Friedens- 
richters mufs enthalten: 

1. die Angabe des Jahres, Monats und Datums der 
Urtheilsfällung; 

2. den Stand, Vor-, Familien- und Beinamen der 
Parteien ; 

3. eine kurze Darftellung des Thatbeftandes mit An- 
• gäbe der von den Parteien geftellten Anträge ; 

4. die Entfcheidungsworte und die Motive, welche die- 
felben begründen; 

5. die Angabe der der obfiegenden Partei zugefpro- 
chenen Procefskoften ; 

6. die Beftimmung, ob das Urtheil fogleich vollftreck- 
bar ift ; 

7. die Unterfchrift des Friedensrichters. 

Art. 143. Der Friedensrichter verfchreibt fein Urtheil entweder 
in dem befoiideren ProtocoU für jede einzelne Sache, 
oder in einem allgemeinen Urtheilsbuch. 

Art. 144. Eine Abfchrift des Urtheils ift der Friedensrichter 
nicht fpäter als am dritten Tage nach der Verlaut- 
barung des bezüglichen Gefuches auszureichen ver- 
pflichtet. 

n. Bemerkungen zu den obigen Artikeln. 

Der Art. 129 enthält, wie fchon oben bemerkt wurde, 
eine unumwundene Anerkennung des Grundfatzes der freien 
B^weiswürdigung. In dejn Art. 130 wird die Anwendung 
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notorifcher Ortsgewohnheiten, von dem Umftande abhängig 
gemacht, dafs auf diefelben Seitens einer oder beider Par- 
teien hingewiefen worden. Da nur notorifche Ortsgewohn- 
heiten in Betracht kommen, diefelben alfo doch auch dem 
Richter bekannt fein muffen; fo fehe ich nicht ein, warum 
der Richter feinen Urtheilsfpruch auf eine Ortsgewohnheit 
dann nicht gründen foU, wenn keine der Parteien fich darauf 
berufen. Die Vermuthung, dafs die Ortsgewohnheit von 
dem Art. 1 30 als Norm zur Entfcheidung eines Rechtsftreits 
nur unter der Voraussetzung angefehen werde, wenn beide 
Parteien ausdrücklich oder ftillfchweigend mit einander con- 
veniren, fie als Entfcheidungsnorm gelten laffen, wird von 
Haus aus dadurch widerlegt, dafs fchon die Berufung einer 
Partei auf die Ortsgewohnheit zur Anwendung derfelben 
genügen foU. Wenn hiernach das Gefetz felbft die Ortsge- 
wohnheit als eine das pofitive Gefetz ergänzende, von dem 
etwaigen Widerfpruch einer Partei unabhängige Rechtsnorm 
anerkennt , fo folgen daraus mit Nothwendigkeit die Befug- 
nifs und die Verpflichtung des Richters, die Ortsgewohnheit 
da, wo fie mit keinem pofitiven Gefetze in Widerfpruch fleht, 
von Amtswegen, alfo auch, wenn keine der Parteien fich auf 
diefelbe berufen hat, bei feinen Entfcheidungen zur Richt- 
fchnur zu nehmen. 

Wegen der allgemeinen Ausdrucksweife des in Rede 
flehenden Artikels möchte fich demnächft behaupten laffen, 
dafs der Inhalt der Ortsgewohnheit ebenfowohl in einer pri- 
vatrechtlichen als auch in einer procefsrechtlichen Satzung 
beftehen könne. Ift dem fo, fo kann in dem Art., 130 
eine vom Gefetz felbfl ausgefprochene Anerkennung deffen 
erblickt werden, dafs das provinzielle Procefsrecht, info- 
weit es mit dem Friedensrichterprocefs und den befon- 
deren Beftimmungen vom 28. Mai 1880 nicht in Wider- 
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fprueh tritt, als fubfidiäre Rechtsnorm zur Anwendung kom- 
men muffe, denn wäre es per inconcessum kein auf bishe- 
riger Grundlage fortbeftehendes Recht, fo liefse fich doch 
behaupten, dafs ihm jedenfalls die Bedeutung einer notori- 
fchen Ortsgewohnheit inne wohne, welche letztere in allen 
Fällen, in denen das pofitive Gefetz keine Beftimmung ent- 
hält, Platz greifen mufs. Die Beftimmung des Artikels 1 3 1 
ftellt fich als. eine Confequenz des im Art. 5 ausgefprochenen 
allgemeinen Grundfatzes dar und ftimmt mit dem provin- 
ziellen Rechte ebenfo überein, wie die Vorfchriften der Art, 
132 und 133. 

Ausweislich des Art. 134 hat der Friedensrichter in 
Klagefachen im Werthbetrage von nicht mehr als 30 Rbl. 
all endlich zu entfcheiden, worunter zu verftehen ift, dafs 
gegen die in folchen Sachen ergangenen Urthtile die Beru- 
fung, unftatthaft ift, fo dafs der fich in ihrem Rechte gekränkt 
erachtenden Partei nur die Rechtsmittel der Caffation und 
Revifion, felbftverftändlich im Falle des Vorhandenfeins der 
befonderen Vorausfetzungen derfelben, offenftehen. Von be- 
fonderer Wichtigkeit ift der Art. 138. Namentlich die drei 
erften Punkte rufen mehrfach Bedenken hervor. 

ad I . Dem erften Punkte liegt unleugbar die ratio zu 
Grunde, den mit beweiskräftigen Urkunden verfehenen Gläu- 
biger möglichft bald in denGenufs feines beurkundeten Rechts 
zu fetzen. Zugleich ift klar, dafs dem Beklagten auch gegen 
das beweiskräftig beurkundete Forderungsrecht des Klägers 
Einreden zu Gebote ftehen können, welche daffelbe als un- 
wirkfam oder aufgehoben darftellen. Vermag nun der Be- 
klagte den thatfächlichen Grund feiner Einreden ebenfalls 
fogleich durch beweiskräftige Urkunden nachzuweifen, fo wäre 
es eine die Gleichheit der Parteien aufhebende Begünftigung 
des Klägers, wenn derfelbe trotz des liquiden Einredebeweifes 
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des Beklagten in den Genufs feines Forderungsrechtes gefetzt 
würde. Ebendaher glaube ich, dafs der erfte Punkt des Art. 
138 nur unter der Vorausfetzung zur Anwendung gelangen 
darf, dafs der Beklagte gegen das beweiskräftig beurkundete 
Forderungsrecht des Klägers entweder überhaupt keine Ein- 
reden vorfchützt, oder aber feine Einreden fogleich durch 
beweiskräftige Urkunden zu beweifen aufser Stande ift. Hier- 
nach und in Anbetracht deffen, was oben in Bezug auf den 
Art. 74 des Friedensrichterproceffes ausgeführt worden ift, 
dürfte der in Rede ftehende Punkt fo aufzufaffen fein, als fei 
in ihm einfach ausgefprochen , dafs im Executivverfahren 
erlaffene condemnotorifche Erkenntniffe vorläufig voU- 
ftreckt werden dürfen. 

ad 2.' In dem erften Satze des zweiten Punktes wird 
vorausgefetzt, dafs der Miethcontracfr, auf Grund deffen der 
gemiethete Gegenftand dem Miether zur Detention und 
Nutzung übergeben worden, durch Ablauf der feftgefetzten 
Miethdauer erlofchen fei, der Miether fich aber dem ergan- 
genen Urtheil zuwider dennoch weigere, den Miethgegen- 
ftand, wenn er ein unbeweglicher ift, zu räumen oder ihn, 
wenn er ein beweglicher ift, dem Vermiether abzuliefern. 
Hiebei mufs zunächft die Frage entftehen, ob der Friedens- 
richter überhaupt befugt fei, auf Räumung eines Immobils 
im Werthe von mehr als 500 Rbl. zu erkennen. Da das 
Gefetz nicht beftimmt hat, dafs er für Streitigkeiten wegen 
Räumung von Immobilien ohne Rückficht auf den Werth des 
Streitgegenftandes zuftändig fei, fo kann er die Klage wegen 
Räumung eines Immobils, deffen Werth 500 Rbl. überfteigt, 
nur dann in Verhandlung ziehen, wenn das Intereffe, welches 
der Kläger an der Räumung des Immobils hat, durch Sach- 
verftändige auf 500 Rbl oder weniger abgefchätzt wird (conf . 
Art. 56). Dafs einer folchen Schätzung in fehr vielen Fällen 
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fehr erhebliche Schwierigkeiten im Wege ftehen werden, 
leuchtet von felbft ein. Abgefehen davon, kommt doch 
auch darauf viel an, aus welchem Grunde der Miether die 
Räumung des Immobils trotz dem, dafs die Miethzeit bereits 
abgelaufen, verweigert. Behauptet er z. B. inzwifchen Eigen 
thümer des Immobils geworden zu fein oder ein Wohnungs- 
recht (Art. 1247 des prov. Privatrechts) erworben zu haben, 
fo würde der Friedensrichter, indem er den Beklagten zur 
Räumung des Immobils verurtheilt, implicite über die ding 
liehen Rechte, welche der Beklagte an dem Immobil zu haben 
behauptet, erkennen, mithin feine Competenz überfchreiten, 
weil er für Streitigkeiten über dingliche Rechte an Immo- 
bilien nicht zuftändig ift. Auflerdem wäre zu beachten, 
dafs die VoUftreckbarkeit eines auf Räumung refp. Abliefe- 
rung des Miethgegenftandes lautenden Urtheils vom Ablauf 
der Miethzeit abhängig gemacht ifl:, mithin nach dem Wort- 
verftande des hier fraglichen zweiten Punktes des Art, 138 
nicht Platz greifen darf, wenn der Vermiether aus einem der 
in den Art. 41 16 — 41 19 des provinziellen Privatrechts ent- 
haltenen Gründen auf Authebung des Miethverhältniffes vor 
Ablauf der Miethzeit geklagt hat. 

Auf gepachtete Immobien wird die hier fragliche Be- 
ftimmung überhaupt nicht zur Anwendung gelangen können, 
weil fie nur von der Miethe, nicht auch von der Pacht fpricht 
und eine extenfive Interportation wider den Grundfatz ver- 
ftofsen würde, dafs Ausnahmebeftimmungen ftricte zu inter- 
portiren find. 

Auf jeden Fall mufs aber die Anordnung der VoUftreck- 
barkeit folcher friedensrichterlichen Urtheile, in welchen auf 
Einräumung gemietheter oder gepachteter Gegenftände er- 
kannt worden, vermifst werden, da hiervon mit keiner Sylbe 
in dem bezüglichen Texte die Rede ift 
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Auf den Werth des Gegenftandes, den der zweite Satz 
des in Frage flehenden Punktes betrift, kommt, er möge 
ein beweglicher oder nicht beweglicher fejn, nichts ah, denn 
Streitigkeiten über den juriftifchen Befitz einer Sache ge- 
hören, auch wenn fie unbewegliches Gut angehen, vor den 
Friedensrichter, wie oben gezeigt worden 

ad 3. Diefer Punkt fcheint die Gleichheit der Perfonen 
vor dem Gefetz nicht genügend zu beachten und den Dienft- 
boten gegenüber der Dienftherrfchaft zu begünfligen , denn 
wenn auf Entlaffung eines Dienftboten aus dem Dienfte lau- 
tende Erkenntniffe vom Gefetz für vorläufig vollftreckbar 
erklärt werden, fo kann man mit gutem Grunde fragen, warum 
ein Gleiches nicht angeordnet fei in dem Falle, wenn der 
Richter einen eigenmächtig aus dem Dienft entwichenen 
Dienftboten zur Rückkehr in den Dienft verurtheilt (Vergl. 
Art. 4225 des Privatrechts). Abgefehen hievon, kann die 
Zuftändigkeit des Friedensrichters in Streitigkeiten, welche 
blofs die Frage , ob ein von einer Partei behauptetes , von 
der anderen Partei aber in Abrede geftelltes Dienft- oder 
Gefmde-Verhältnifs noch zu Recht beftehe oder als aufge- 
hoben anzufehen fei, zum Gegenftande haben, aus dem Grunde 
in Zweifel gezogen werden, weil der Streitgegenftand fich in 
Geld nicht wohl abfchätzen läfst, dem Friedensrichter aber 
Streitfachen ohne Rückficht auf den Werth nur in dem hier 
nicht zutreffenden Falle des Art. 29 Punkt 2 zugewiefen find. 

Die fonftigen Beftimmungen des Friedensrichterprocefles 
über das Endurtheil bieten keine Schwierigkeiten dar. Was 
zu gefchehen habe, wenn in dem Urtheile über einen zur 
Sache gehörigen Punkt, über den die Parteien verhandelt 
haben, nicht entfchieden worden, oder wenn das Urtheil nach 
Anficht einer oder beider Parteien an Dunkelheiten oder 
Widerfprüchen leidet, ift in dem Friedensrichterprocefs nicht 
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angegeben. Ebenfowenig findet fich hierüber eine Beftim- 
mung in dem Buche II der Civilprocefsordnung. Wenn Ur- 
theilsmängel der bezeichneten Art fchon im fchriftlichen Pro- 
cefs vorkommen, fo kann gewifs umfoweniger erwartet werden, 
dafs es an dergleichen Mängeln im mündlichen Procefs fehlen 
werde und erfcheint es daher gerechtfertigt, das provinzielle 
Procefsrecht ergänzend eintreten zu laffen. Die in diefer 
Hinficht befonders zu beachtenden Sätze möchten fein: 

a) Ift in dem Urtheile über einen der Entfcheidung 
bedürfenden Streitpunkt nicht erkannt worden, fo kann jede 
Partei die Ergänzung der veröffentlichten Entfcheidung be- 
antragen. 

b) Enthält das Urtheil Dunkelheiten, Zweideutigkeiten 
oder Widerfprüche , fo können die Parteien oder eine der- 
felben Erläuterung verlangen. Anträge auf Ergänzung oder 
Erläuterung find fpäteftens in der Zeit von 3 Tagen nach 
Ausfertigung des Urtheils in allendlicher Form zu ftellen. 

c) Ueber den Antrag auf Ergänzung des Urtheils oder 
auf Erläuterung deffelben hat der Friedensrichter nach An- 
hörung der betreffenden Gegenpartei zu befinden und die 
ergänzende Entfcheidung, beziehungsweife die Erläuterung 
beiden Parteien zu eröffnen. 

d) Enthält das Urtheil Schreibfehler, Verfehen in ein- 
zelnen Worten oder Zahlen oder blofse Rechnungsfehler , fo 
ifl die Berichtigung auf Antrag oder von Amtswegen vor- 
zunehmen. 

e) Die Berichtigung, Ergänzung oder Erläuterung eines 
Urtheils kann nicht durch ein felbflfländiges Rechtsmittel 
angefochten werden. Wird gegen das Urtheil felbfl ein 
Rechtsmittel erhoben, fo können die Befchwerdegründe auch 
die Berichtigung , Erzänzung oder Erläuterung deffelben 
betreffen. 
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B. Von dem Verfäumungserkenntnijfe und dem 

Einfpruche, 

§ 25. 
I. Beftimmungen des Friedensrichterproceffes. 

Art. 145. Bleibt der Beklagte zum feftgefetzten Termin aus, 
fo fällt der Friedensrichter auf Bitte des Klägers ein 
Contumacialurtheil , beim Ausbleiben des Klägers 
aber ftellt er das Verfahren ein (upcKpamaeTb 
npoH3BOACTBo) ; jedoch geht der Kläger dadurch 
nicht des Rechtes verluftig, die Sache durch An- 
ftellung einer neuen Klage wieder aufzunehmen. 
In diefem Falle wird der Lauf der Verjährungsfrift 
durch die eingeftellte Verhandlung nicht unter- 
brochen. 

Art. 146. In dem Contumacialurtheil fpricht der Friedens- 
richter dem Kläger die Forderungen zu, welche von 
ihm bewiefen find. 

Art. 147. Erfährt der Friedensrichter am Sitzungstage auf 
irgend eine Weile, dafs der Kläger oder Beklagte 
durch irgend welche unüberwindliche Hindernifle am 
Erfcheinen verhindert, oder dafs der Ladungszettel 
dem Beklagten nicht rechtzeitig zugeftellt worden 
fei, fo vertagt er die Entfcheidung der Sache und 
fetzt den Parteien einen neuen Termin an, worüber 
er der anwefenden mündlich Eröffnung macht, die 
abwefende aber durch Ladungszettel benachrichtigt. 
Zugleich muffen die Gründe, welche eine folche 
Vertagung veranlafst haben, im Protokoll angeführt 
werden. 

Art. 148. Vor Fällung des Contumacialurtheils kann der Frie- 
densrichter die Vernehmung der benannten Zeugen, 
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die Einnahme eines Augenfcheines oder die Ein- 
holung eines Sachverftändigengutachtens anordnen, 
falls er ' folches nach Lage der Sache für erforder- 
lich erachtet. Gegen diefe Verfügung findet ein 
Einfpruch (otbwb'i») nicht ftatt, fondern fie kann nur 
gleichzeitig mit der Appellation in der Hauptfache 
angefochten werden. 

Art. 149. Wenn der Beklagte den anberaumten Verhandlungs- 
termin verfäumt hat, aber noch vor Fällung des 
Urtheils in der Hauptfache bei Gericht erfcheint, fo 
ift es ihm geftattet, fich noch mündlich zu äufsern. 
Das hieräul gefällte Urtheil ift nicht als Contuma- 
cialurtheil anzufehen. 

Art. 150. Eine Abfchrift des Contumacialurtheils wird dem 
Beklagten mittelft Behändigungsfcheines (npw uo- 
B^CTK*) zugefertigt. 

Art. 1-51. Innerhalb zweier Wochen, gerechnet von der Be- 
händigung der Abfchrift des Cbntumacialurtheils, 
fteht es dem Beklagten frei, vor dem Friedensrich- 
ter zu erfcheinen und die Vorladung des Klägers 
behufs erneuerter Verhandlung der Sache zu bean- 
tragen. 

Art. 152. Mit der Entgegennahme des Einfpruches tritt das 
Urtheil aufser Wirkfamkeit und die Sache wird in 
das Stadium zurückverfetzt, in welchem fie fich vor 
der Urtheilsfällung befand. 

Art. 153. Im Falle abermaUgen Ausbleibens des Beklagten 
wird auf Antrag des Klägers ein zweites Contuma- 
» cialurtheil gefällt, gegen welches ein Einfpruch nicht 
mehr ftattfindet. 

Art. 1 54. Sowohl der Kläger, als der Beklagte können gegen 
das Contumacialurtheil die Appellation ergreifen, 
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fofern nur die Sache nach dem Werthe des Streit- 
gegenftandes appellabel ift. 
Art 155. Die Frift zur Einlegung der Appellation wider ein 
Contumacialurtheil wird von der Verkündigung des 
Urtheils berechnet, 

* 

II. Bemerkungen zu diefen Artikeln. 

Es ifl nicht fchwer zu zeigen, dafs die vorftehenden 
Beftimmungen, wenn fie nicht zu einer offenbaren Beeinträch- 
tigung des Klägers führen foUen, nothwendig einer Ergän- 
zung bedürfen. ., 

Wie aus Artikel 146 erfichtlich, kann der Friedens- 
richter dem Kläger die eingeklagte Forderung nur in dem 
Falle zufprechen, wenn fie erwiefen ift. 

Hieraus folgt, dafs der Friedensrichter die Klage als 
unbegründet abzuweifen hat, falls der Kläger feine Forde- 
rung nicht zu beweifen vermag. Zugleich leuchtet faft von 
felbft ein, dafs der Beklagte, namentlich wenn er von der 
Zurechtbeftändigkeit der Forderung des Klägers überzeugt ift, 
fein Intereffe kaum beffer wahrnehmen kann als durch Weg- 
bleiben in dem zur mündlichen Verhandlung anberaumten 
Termine. Würde er im Termine erfcheinen, fo hätte er fich 
über jede einzelne zum Fundament der Klage gehörige That- 
fache beftimmt zu erklären und dabei den kategorifchen Fra- 
gen des Richters Rede und Antwort zu ftehen, wäre mithin 
in die Lage verfetzt, entweder fein Gewiffen mit einer Reihe 
von Lügen zu belaften, oder die Wahj-heit der Klagethat- 
fachen zuzugeftehen. Diefer gewifs nicht behaglichen Lage 
kann er, ohne feine Stellung im Proceffe irgend zu v^rfchlim- 
mern, durch Ausbleiben im Termine um fo wirkfamer vor- 
beugen, als er durch fein Ausbleiben den Gegner nöthigt, 
das ganze, vielleicht aus vielen complicirten Umftänden zu- 
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fammengefetzte, Klagefundament beweislich zu erhärten. Ge- 
lingt dem Kläger diefes und wird der Beklagte dann mittelft 
Verläumnifsprkenntniffes zur Erfüllung des eingeklagten An- 
fpruchs verurtheilt, -fo ift der Beklagte nach Art. 151 berech- 
tigt, innerhalb zweier Wochen Einfpruch zu erheben, d. i. auf 
erneuerte Verhandlung der Sache anzutragen und da der Ein- 
fpruch, wenn er rechtzeitig erfolgt ift, ausweislich, des Art. 
1 52 die Folge Kat, dafs das Verfäumungsurtheil aufser Wirk- 
famkeit tritt und die Sache überhaupt in die Lage vor 
Erlafs des Verfäumungserkenntniffes zurückverfetzt 
wird, ohne dafs der Beklagte fich vorher über irgend welche 
fein Ausbleiben entfchuldigende Gründe auszuweifen hätte, 
— fo ift der Beklagte unzweifelhaft befugt, in der erneuer- 
ten Verhandlung die Klagethatfachen ganz oder zum Theil 
in Abrede zu ftellen, Einreden jeder Art vorzufchützen, Be- 
und Gegenbeweis jeder Art zu fuhren, kurz Alles zu thun, 
was dem Beklagten zu feiner Vertheidigung fonft geftattet 
ift. Auch eine etwa auf Grund des Art. 148 vor Fällung 
des Verfäumungserkenntniffes veranftaltete Beweisaufnahme 
wird in Folge rechtzeitig erhobenen Einfpruchs unwirkfam, 
weil der Beklagte doch Gelegenheit finden mufs, gegen die 
etwa vernommenen Zeugen zu excipiren, und ihnen feiner- 
feits Fragen vorzulegen (Art> 99), fich ferner über die etwa 
von dem Kläger beigebrächten Urkunden zu erklären und 
diefelben hinfichtlich deren Beweiskraft anzufechten, die Wie- 
derholung der etwa vorgenommenen Localinfpection auf Grund 
des Art. 120 zu verlangen und, entfprechend dem Art. 123, 
zu fordern, dafs das etwa bereits eingeforderte Gutachten der 
Sachverfländigen durch ein neues Guts^chten folcher Sach- 
verfländigen erfetzt werde, an deren Erwählung er mitgewirkt 
hat. Ohngeachtet der Vergeudimg von Zeit und Mühe, die 
dem Richter und dem Kläger folchergeftalt aus dem unge- 
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horfamen Ausbleiben des Beklagten erwachfen kann und in 
vielen Fällen erwachfen wird, fteht nicht einmal feft, dafs 
der Beklagte die Koften der durch Einfpruch beleitigten Be- 
weisaufnahme dem Kläger unbedingt zu erfetzen habe, denn 
während der Friedensrichter die Procefskoften (gemäfs Art. 
133) immer nur der fach fäll igen Partei auferlegen foll, 
wird es gewifs fehr häufig gcfchehen, dafs der Beklagte aus 
der erneuerlen Verhandlung als Sieger hervorgeht. Noch 
viel fchlimmer ift die Lage des Klägers dann, wenn ihm 
zum Beweife feines Klagefundaments nur folche Beweismit- 
tel zu Gebote ftehen, deren Beweiskraft ohne eine Theil- 
nahme des Beklagten an den Verhandlungen latent bleiben 
mufs, wie z. B. wenn der Kläger fich 35ur Führung des ihm 
obliegenden Beweifes nur der Eideszufchiebung oder einer 
unbeglaubigten und daher der Recognition durch den Beklag- 
ten bedürfenden Privaturkunde zu bedienen vermag. In die- 
fen Fällen, die den Friedensrichtern doch täglich begegnen 
werden, mufs der Kläger feines vielleicht durchaus begrün- 
deten Forderungsrechts unter der Vorausfetzung, dafs der 
Beklagte im Verhandlungstermin ausgeblieben ift, bei An- 
wendung der Art. 146 und 151 und 152 des Friedensrichter- 
proceffes einfach verluftig gehen, denn da er von der Eides- 
zufchiebung in Abwefenheit des Beklagten keinen wirklamen 
Gebrauch machen kann und eine Privaturkunde, folange ihre 
Echtheit von dem Beweisgegner nicht anerkannt ift, in den 
Augen des Richters der Beweiskraft ermangeln mufs, fo bleibt 
dem letzteren nichts übrig, als den Kläger mit deffen nicht 
i^rwieienem Anfpruche auf Grund des Art 146 abzuweifen. 
Ift diefes gjefchehen, fo ift der Kläger genöthigt, auf fein 
Forderungsrecht definitiv zu verzichten, denn zu einer Par- 
teiverhandlung über die Sache und Verurtheilung des Beklag- 
ten könnte es nur kommen, wenn der Beklagte gegen das 
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ergangene Erkenntnifs Einipruch erheben follte, folcbes zu 
thuOi hat er aber nach Abweifung des Klägers weder ein Recht, 
noch ein Interefle; die Erhebung des Einfpruchs würde ihn 
vielmehr der Gefahr ausfetzen, des Sieges wieder yerluftig 
zu gehen, den er durch fein ungehorfames Ausbleiben errun- 
gen. Alle diefe, unter gewiffen Vorausfetzungen einer Juftiz- 
verweigerung nicht unähnlichen, Mifsftände fallen mit einem 
Schlage hinweg, wenn dem Art. 146 ein im provinziellen Pro- 
ceferecht wurzelnder Rechtzfatz hinzugefugt wird, nämlich der 
Rechtsfatz, dafs dem ungehorfam ausbleibenden Beklagten 
gegenüber die im Klageantrage behaupteten Thatfachen als 
zugeftanden zu fingiren find. Diefe Fiction würde den Klä- 
ger jeder Beweisführung (alfo auch der Beweisführung durch 
Eidesdelation oder durch Urkunden, die der Recognition be- 
dürfen) überheben, würde den Richter, die Zeugen und Sach- 
verftändigen von einer vorausfichtlich in Zukunft zu wieder- 
holenden Beweisaufnahme befreien und den Beklagten nöthi- 
gen, entweder das ihn condemnirende Verfäumungserkennt- 
nifs gegen fich gelten zu laffen, oder — nach erhobenem Ein- 
fpruch — auf alle Klagethatfachen eine bündige Erklärung 
abzugeben und dabei den Fragen des Richters Rede ijxid 
Antwort zu flehen. 

Dafs der erwähnte provinzielle Rechtsfatz mit dem Art. 
146 des FriedensrichterprocefTes in fo entfchiedenem Wider- 
fpruch flehe, dafs beide neben einander nicht zur Anwendung 
kommen können, läfst fich bei Vergleichung derfelben nicht 
behaupten. Aber wenn auch das Gegentheil der Fall wäre, 
würde doch immer wahr bleiben, dafs die den Einfpruch be- 
treffenden Beflimmungen des FriedensrichterprocefTes fchon 
in Anbetracht der von letzteren ganz abweichenden Normen, 
die in den Provinzen gezeigtermafsen hinfichtlich der Eides- 
delation und der eidlichen Difeffion Geltung behalten haben, 

10- 
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nur dann lebensfähig erfcheinen, wenn fie durch den mehr- 
erwähnten provinziellen Rechtsfatz ergänzt werden. — Die- 
ferhalb trage ich kein Bedenken zu behaupten, dafs die Be- 
rückfichtigung der nachfolgenden Sätze rechtlich zuläfsig und 
praktifch nothwendig fei. 

a) Das Ausbleiben des zur Sachverhandlung ordnungs- 
mäfsig geladenen Beklagten hat auch die Folge, dafs der 
Richter auf Antrag des Klägers die von demfelben zur Be- 
gründung der Klage vorgebrachten Thatfachen als vom Be- 
klagten zugeftanden anzunehmen hat. 

b) Erfcheint der Anfpruch des Klägers durch den von 
ihm etwa geführten Beweis oder durch die als zugeftanden 
anzufehenden Thatfachen rechtlich begründet, fo ift dem 
Klagegefuch gemäfs zu erkennen. Infoweit diefes nicht der 
Fall ift, wird die Klage durch Endurtheil abgewiefen. 

c) Als nicht erfchienen ift auch diejenige Partei anzu- 
fehen, welche in der Sitzung zwar erfcheint, aber nicht zur 
Sache verhandelt. 

d) Der rechtzeitig erhobene Einfpruch befeitigt die An- 
nahme, dafs der Beklagte die vom Kläger zur Begründung 
der Klage angeführten Thatfachen zugeftanden habe. 



C, Von der Vollßreckung der friedensrichterlichen 

Erketfntnijfe, 

§ 26. 

Ausweislich des Art. 156 des FriedensrichterprocelTes 
find friedensrichterliche ErkenntniflTe als. rechtskräftig zu 
betrachten: 

■ 

I . wenn fie in Sachen ergangen, deren Werth 30 Rbl. 
nicht überfteigt; 
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2. wenn fie einen Streitgegenftand höheren Werths oder 
folchen Werthes betreffen, der fich nicht fchätzen 
läfst — vorausgefetzt, dafs gegen das Erkenntnifs in 
der vorgefchriebenen Zeit die Berufung nicht erhoben 
woriden ; 

3. wenn gegen ein Verfäumungserkenntnifs in der ord- 
nungsmäfsigen Frift weder Einfpruch, noch Bern- 
fung eingelegt worden. 

Aus dem zweiten Punkte fcheint in Widerfpruch damit, 
was ich im § I hinfichtlich des Art. 29 des Friedensrichter- 
proceffes dargelegt habe, gefolgert werden zu können, dafs 
auch alle aus perfönlichen Verbindlichkeiten herrührende An- 
fprüche, deren Geldwerth fich nicht fchätzen läfst, zur Zu- 
ftändigkeit des Frieden^chters gehören. Diefe Folgerung 
ift aber, obfchon fie auch in dem Art. 162 des Friedensrich- 
terprocefles Unterftützung findet, aus dem Grunde unftatthaft, 
weil der zweite Punkt des Art. 29 der friedensrichterlichen 
Gerichtsbarkeit Schadensftandsklagen auch dann überweift, 
wenn fich der Betrag des Schadens bei Erhebung der Klage 
nicht angeben läfst ' — und es daher geboten erfcheint , in 
Ermangelung einer Vorfchrift, die der friedensrichterlichen 
Gerichtsbarkeit überhaupt alle fich einer Schätzung in Geld 
entziehenden perfönlichen Klagen unterftellt, die Art. 156 
P. 2 und 162 einzig und allein auf den Punkt 2 des Art. 29 
zu beziehen. 

Demnach , was oben über den Art. 69 erörtert wurde, 
unterliegt es keinem Zweifel, dafs der Friedensrichter über 
procefshindernde Einreden abgefondert und vor Verhandlung 
über den eingeklagten Anfpruch felbft Eittfcheidung zu treffen 
hat. Dafs das Rechtsmittel der Berufung einer derartigen 
Entfcheidung gegenüber auch in dem Falle flatthafl fei, wenn 
der Kläger einen Anfpruch im Geldwerthe von mehr als 
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30 Rbl. verfolgt, wird weiter unten dargelegt werden. Ganz 
felbftverftändlich ift dagegen, dafs ein zur Erledigung pro- 
cefshindernder Einreden erlaffenes Erkenntnifs gleich mit 
feiner Veröffentlichung die Rechtskraft befchreitet, wenn der 
Gegenftand der Klage einen Werth von 30 Rbl. oder weniger 
hat. Dafs ein Gleiches auch in Betreff der Verfäumnifser- 
kenntniffe gilt, ift in deAi Art. 154 des Friedensrichterpro- 
ceffes pofitiv ausgefprochen. Auf Grund rechtskräftiger oder 
für vorläufig voUftreckbar erklärter Erkenntniffe hat der Frie- 
densrichter auf Antrag des Klägers demfelben einen Voll- 
ftreckungsbefehl zu ertheilen (Art. 1.57). Die Vollftreckung 
felbft erfolgt durch vom örtlichen Polizeibeamten oder von 
der Gemeinde oder der Friedensrichterverfammlung ange- 
ftellte Gerichtsvollzieher, welche Perfonen hinfichtlich der 
Vollftreckung dem Friedensrichter untergeordnet find und 
fich bei Vollftreckung der Urtheile nach den im IL Buche 
der Civilprocefsordnung enthaltenen Beftimmungen zu richten 
haben (Art. 158 und 159). 

Bei der Vollftreckung der Urtheile entftehende Strei- 
tigkeiten und ebenfo Befchwerden über Säumigkeit unterlie- 
gen der Entfcheidung des Friedensrichters, in deffen Diftrict 
die Vollftreckung ftattfindet (Art. 160). Zweifel über den Sinn 
des Urtheils werden von dem Friedensrichter entfchieden, der 
das Urtheil erlaffen hat. 
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Capit«! VIII. 

Von den Rechtsmitteln. 

A. Von der Berufung oder Appellationsbefchwerde. 
I. Von der Erhebung der Berufung. 

§27. 

Die hierüber handelnden Artikel des Friedensrichter- 
proceffes lauten: 

Art. 162. Urtheile der Friedensrichter in SacRen, deren Werth 
dreifsig Rubel überfteigt oder die keine Schätzung 
zulaffen, können mittelft der Appellationsbefchwerde 
bei der Friedensrichter -Verfammlung angefochten 
werden. Die Frift zur Einlegung der Appellations- 
befchwerde ift eine einmonatliche, gerechnet vom 
Tage der Urtheilsverkündigung. 

Art. 163. Die Appellationsbefchwerde mufs die Gründe an- 
geben, aus welchen der Appellant das Urtheil für 
ungerechtfertigt hält. Die Geltendmachung neuer 
Anfprüche in der Appellation ift unzuläffig. 

Art. 164. Die Appellationsbefchwerde wird in zwei Exem- 
plaren bei dem Friedensrichter eingereicht, welcher 
das Urtheil gefällt hat. 

Art. 165. Das eine Exemplar der Appellationsbefchwerde nebft 
allen Beilagen und Acten des Proceffes ftellt der 
Friedensrichter nicht fpäter als drei Tage nach 
Empfang dem Friedensrichter - Plenum vor, das 
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andere aber fertigt er mittelft Ladungszettels der 
Gegenpartei zu. 
Art. i66, Befchwerden (qacTHbiH ffajioöu) über Verfügungen 
(pacnopHJKeHifl) des Friedensrichters können nur 
gleichzeitig mit der Appellation erhoben werden, 
mit Ausnahme der Befchwerden über Säumigkeit, 
über Nichtannahme der Klage, des Einfpruchs oder 
der Appellation, und über Verfugungen, welche die 
Sicherftellung der Klage oder die vorläufige Urtheils- 
volUlreckung betreffen; in diefen Fällen kann die 
Befchwerde gefondert von der Appellation erhoben 
werden. 
Nach dem Vorgange der Hannöverfchen, fpäter durch 
die Procefsordnung des deutfchen Reichs auffer Kraft getre- 
tenen Procefsordnung halten die modernen Procefsordnungen 
an dem Grundfatze feil, dafs alle Entfcheidungen und Ver- 
fügungen des Richters (Interlocute und Decrete), welche dem 
Endurtheile oder einem Erkenntniffe über abgefondert ver- 
handelte procefshindemde Einreden vorausgegangen find, 
durch das Rechtsmittel der Berufung unmittelbar nicht an- 
gefochten werden können, dafs aber der durch folche Ent- 
fcheidungen und Verfügungen etwa gekränkten Partei unbe- 
nommen fei, diefelben mit der fogenannten vorbehaltenen 
Berufung d. h. in Verbindung mit der Berufung gegen das 
Endurtheil anzugreifen und zwar ohne dafs die betreffende 
Partei genöthigt wäre, fich mit der fie befchwerenden Ent- 
fcheidung oder Verfügung vor Eröffnung des Endurtheils 
unzufrieden zu erklären. Diefer Grundfatz ifl auch in den 
Friedensrichterprocefs aufgenommen worden; denn der Art. 
i66 fchreibt vor, dafs partielle Befchwerden über Ver- 
fügungen des Richters, d. h. wohl Befchwerden über richter- 
liehe Interlocute und Decrete aller Art, ^von einigen weiter 
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unten befonders zu betrachtenden Ausnahmen abgefehen, 
nur in Verbindung mit der Berufung gegen das Endurtheil 
verfolgt werden dürfen. Dadurch fmd alle im provinziellen 
Rechte oft fo heikein Fragen über die Zuläfligkeit der Ap- 
pellation und Querel gegen Interlocute und ebenfo die 
grofsen Mifsftände befeitigt, welche mit den Appellationen 
und Querelen über blofse Zwifchenfragen verbunden waren. 

Zu den Urtheilen, die Gegenftand felbftftändiger Be- 
rufung fein können, gehören, aufler den über das Wefen 
der Sache ergangenen Endurtheilen, auch folche Urtheile, 
durch welche über procefshindemde Einreden nach gefchloffe- 
ner abgefonderter Verhandlung erkannt worden, Dies ift 
zwar in dem Friedensrichterprocefe nirgends fpeciell aus- 
gefprochen, erhellt aber aus nachftehenden Gründen. 

Die ratio, weshalb der, procefshindemde Einreden vor- 
fchützende Beklagte die EinlafTung auf das Wefen der Sache 
ablehnen kann, ift offenbar darin zu fuchen, dafs die Ver- 
handlung über das Wefen der Sache im Falle richterlicher 
Anerkennung jener Einreden zwecklos wäre. Da nun der 
mit procefshindernden Einreden in erfter Ihftanz abgewiefene 
Beklagte dann, wenn er gezwungen wäre, feine Abweifung 
erft in Verbindung mit der Berufung gegen das Urtheil in 
der Hauptfache in Befchwerde zu ftelleh, die ganze Verhand- 
lung über die Hauptfache eventuell (nämlich, wenn er aus 
. dem Einredeftreit in der Oberiiiftanz fiegreich hervorgegangen 
wäre) zwecklos durchgemacht hätte, fo redet die oberwähnte 
ratio auch der Annahme das Wort, dafs Entfcheidungen 
über procefshindemde Einreden mit felbftftändiger Berufung 
angefochten werden können. Aufserdem kommt in Betracht, 
dafs das provinzielle Recht gegen Entfcheidungen über 
mehrerwähnte Eiiireden die Appellation vor Schlufs der 
Verhandlungen in der Hauptfache zuläfst, mithin bei dem 
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Schweigen des Friedensrichterprocefles in diefer Hinficht 
mafsgebend fein mufs. Das Gefagte gilt felbftveriländlich 
nur unter der Bedingung, dafs der Werth des Klagegegen- 
ftandes 30 Rbl. über(leigt,_denn im entgegengefetzten Falle 
ifl jede Berufung ausgefchloflen, die gegen das Endurtheil 
ebenfo, wie die gegen. Zwifchenbefcheide. 

Von bedingten Endurtheilen ift in dem Friedens- 
richterprocefle gleichfalls nirgends die Rede und kann nicht 
die Rede fein, denn während dergleichen Erkenntniffe doch 
nur dadurch nothwendig werden, dafs auf einen zugefchobenen 
oder richterlichen Eid zu erkennen ift, kennt der Friedens- 
richterprocefs das Inftitut der zugefchobenen und richterlichen 
Eide überhaupt nicht. In den Oftfeeprovinzen find diefe 
Inftitute, wie oben erwiefen wurde, in Kraft geblieben — 
und folgt daraus von felbft, dafs die Berufung in den Oftfee- 
provinzen auch gegen bedingte Endurtheile zuläifig ift, wobei 
natürlich das Vorhandenfein der allgemeinen ErfordemifTe 
der Berufung wieder vorausgefetzt wird. 

Die zur Erhebung der Berufung feftgefetzte einmonat- 
iche Frift ift nach den in dem Art. 816 — 831 des II. Buches 
der Civilprocefsordnung angegebenen Regeln zu berechnen. 
Sie beginnt mit dem Tage der Eröffnung des Urtheils und 
endigt mit dem entfprechenden Tage des nächften Monats. 
Ift ein folcher Tag in dem nächften Monat nicht vorhanden, 
fo endigt die Frift mit dem letzten Tage diefes Monats. 
Wenn das Ende der Frift auf einen: Sohntag oder allge- 
meinen Feiertag fällt, fo werden diefer und die unmittelbar 
darauf folgenden Feiertage nicht mit eingerechnet, vielmehr 
ift der zunächft darauf folgende Sitzungstag als letzter Tag 
der Frift anzufehen. Am letzten Tage läuft die Frift in 
der Regel um 3 Uhr Nachmittags ab. Dauert die Sitzung 
des Friedensrichters, bei welchem die Berufung zu erheben 
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ift, länger, fo läuft die Frift erft mit dem Schlufs der 
Sitzung ab. 

Weder in dem Art. 163 noch fonft wo in dem Friedens- 
richterproceffe und in dem 11. Buch der Civilprocefsordnung 
ift auf die Frage Bedacht genommen, ob der Appellant oder 
Berufungskläger, wie er jetzt gewöhnlich genannt wird, in 
der Berufungsinftanz neue, von ihm in der Unterinftanz nicht 
angeführte Thatfachen geltend machen und zum Beweife 
derfelben, wie zum Beweife fchon in der Unterinftanz be- 
haupteter, dort jedoch nicht genügend nachgewifefener That- 
fachen neue Beweismittel in Anwendung bringen dürfe. 
In dem Art. 174 des Friedensrichterproceffes ift allerdings 
gefagt, dafs die Prüfung der Beweife durch die Friedens- 
richterverfammlung felbft oder in ihrem Auftrage durch 
eines ihrer Mitglieder zu gefchehen habe; allein etwas Ge- 
wiffes läfst fich hieraus nicht entnehmen, weil fraglich ift, 
ob die Prüfung (noB'bpRa) der Beweife fich nur auf die in 
der Unterinftanz beigebrachten Beweisthümer beziehen oder 
fich auch auf etwa in der Oberinftanz angewandte Beweis- 
mittel erftrecken foUe — und weil felbft dann, wenn man 
die Worte »noBibpRa AORaaaTCJibCTB'B« mit Beweisaufnahme 
überfetzen dürfte, wie in der Zwingmann -Oettingenfchen 
. Ueberfetzung gefchehen, doch völlig unentfchieden bliebe, 
ob die Beweisaufnahme auch neue Thatfachen betreffen könne. 
Unter fobewandten Umftänden müfsten in der fraglichen 
Hinficht die bezüglichen Beftimmungen des provinziellen 
Rechts ergänzend zur Anwendung kommen. Rückfichtlich 
derfelben findet aber die Schwierigkeit ftatt, dafs fie fich 
mit dem Geifte und der ganzen Anlage des Friedensrichter- 
proceffes nicht in Einklang bringen laffen. . Eine Appellation 
ex capite novorum ift auch nach provinziellem Rechte ftatthaft, 
fie bezieht fich aber (jedenfalls in den meiften Rechtsgebic* 
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ten) nur auf die Befugnifs , fchon in der Unterinftanz ange- 
führte Thatfachen durch neue Beweismittel darzuthun, was 
übrigens nur zuläffig ift, wenn der Appellant vorher zu 
befchwören fich bereit erklärt, dafs er ohne fein Verfchulden 
auffer Stande gewefen ift, feine neuen Beweismittel fchön in 
der Unterinftanz beizubringen. 

In allen übrigen Stücken ftellt das provinzielle Recht 
dem Appeliationsgerichte bekanntlich blofs die Aufgabe : zu 
prüfen , ob der Unterrichter auf Grund des Actenmaterials, 
welches ihm vorgelegen, richtig geurtheilt habe — und, je 
nach dem Ergebnifs ein beftätigendes oder reformirendes 
Erkenntnifs zu erlaffen. 

Von einem durchaus anderen Standpunkte gehen die 
modernen Procefsordnungen aus. Nach ihnen tritt die Frage: 
ob der Unterrichter nach Lage der Sache richtig geurtheilt, 
in den Hintergrund, das Characteriftifche des Rechtsmittels 
der Berufung befteht vielmehr darin, dafs der Rechtsftreit 
im Intereffe des materiellen Rechts vor einem anderen Richter 
von Neuem mit allen den Parteien überhaupt zu Gebote 
ftehenden Angriffs-, Vertheidigungs- und Beweismitteln durch- 
geführt und dann, je nach dem Ergebnifs, entfchieden wird. 
In einem folchen Judicium novum ift den Parteien unbenom- 
men, fich auf früher nicht angeführte Thatfachen, fie mögen 
von denfelben Kenntnifs gehabt haben oder nfcht, zu berufen 
und diefe, wie die früher behaupteten Thatfachen, soweit 
erforderlich, durch neue Beweismittel darzuthun. 

Wenn nun der Friedensrichterprocefs feiner allgemeinen 
Anlage nach und in feinen leitenden Prinzipien unzweifelhaft 
jenen modernen Procefsordnungen entfpricht, fo kann als 
gewifs angefehen werden, dafs er als felbflverfländlich vor- 
ausfetze, dafs die Parteien fich in der Berufungsinftanz fowohl 
auf neue Thatfachen ftützen , als auch fich neuer Beweis- 
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mittel bedienen dürfen. Dabei braucht kaum erwähnt zu 
werden, dafs die Berückfichtigung von Thatfachen, die im 
Falle ihrer Wahrheit zur Begründung eines anderen als des 
in der Untfcrinftanz erhobenen Anfpruchs geeignet find, unftatt- 
haft ift, denn an der Identität des Rephtsfbreits mufs natür- 
lich, wie auch im Art. 163 ausgefprochen worden, feftge 
halten werden. 

n. Von dem Verfahren in der Berufungsinftanz. 

§ 28. 

Die über das Verfahren in der Berufungsinftanz han- 
delnden Artikel lauten: 

Art 170. Die Partei, welcher die Appellationsbefchwerde zu- 
gefertigt ift, kann bis zu dem Tage, der für die 
Verhandlung in dem Friedensrichter -Plenum be- 
ftimmt ift, ihre fchriftliche Erklärung auf die Be- 
fchwerde einreichen. 
Art. 171. Das Ausbleiben einer Partei in der Sitzung des Frie- 
densrichter-Plenums hindert die Verhandlung der 
Sache nicht, der erfchienenen Partei aber ift es ge- 
ftattet, fich mündlich zu äufsem. 
Art. 172. Bleiben beide Theile aus,fo wird die Verhandlung 
der Sache bis zur nächften Seflion (fl,o cjitAyromaro 
CbtSAa) vertagt und darüber beiden Theilen Eröff- 
nung gemacht 
Art. 173. Die Verhandlung in dem Friedensrichter -Plenum 
erfolgt mündlich und öffentlich. Sie beginnt mit 
der Verlefui^ des angefochtenen friedensrichterlichen 
Urtheils und der dawider erhobenen Befchwerde, 
Hierauf erfolgt die mündliche Verhandlung der 
Parteien. 
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Art. 174. Die Beweisaufnahme gefchieht durch das Plenum 
felbft, oder durch ein damit beauftragtes Glied der- 
felben. 

Art. 175. Der Vorfitzende 'des Plenums kann zur Aufklärung 
der' Sache den Parteien Fragen vorlegen. 

Art. 1 76. Findet der Vorfitzende, dafs durch die mündlichen 
Vorträge der Parteien die Sache genügend aufge- 
klärt ift, fo fchliefst er die Verhandlung. 

Art. 177. Dem Vorfitzenden liegt die Pflicht ob, die Parteien 
zum Vergleiche zu bewegen. 

Art. 178. Sind die Parteien^ bereit fich zu vergleichen, fo wird 
der Vergleich zu Protokoll genommen und von 
ihnen unterzeichnet* 

Art. 179. In Sachen Minderjähriger, Taubftumm«^ und Gei- 
fteskranker, ferner 1n Sachen der Kronsverwaltung, 
der Landfchaftsinflitutionen, der Stadt- und Land- 
gemeinden, desgleichen bei Fragen, welche die Zu- 
ftändigkeit betreffen, giebi der Gehilfe des Procu- 
reurs nach Beendigung der Parteivorträge fein Gut- 
achten ab. 

Anmerkung. An den Orten, wo die Friedensrichter- 
Inflitutionen getrennt von den allgemeinen zur Ein- 
führung gelangt find, wird bei den im obigen 
Art. (179) aufgeführten Sachen, das Gutachten 
von dem Gehilfen des Gouvemements-Procureurs 
abgegeben. 

Art. 180. Der Friedensrichter, über deßen Urtheil oder Ver- 
fij&ung Befchwerde erhoben ift, darf weder an der 
Verhandlung der Sache, noch an der Urtheilställung 
im Plenum theilnehmen. Falls man Erläuterungen 
von feiner Seite bedarf, fo wird er von dem Ple- 
num dazu aufgefordert, mufs die Sitzung jedoch 
fogleich nach abgegebener Erklärung verlaffen. 



Art. i8i. Das Friedensrichter Plenum iällt das Urtheil nach 
Stimmenmehrheit ; bei Gleichheit der Stimmen giebt 
der Vorfitzende den Ausfchlag. 

Art. 182. Die Urtheile des Friedensrichter -Plenums werden 
vom Vorfitzenden und den bei ihm betheiligten 
Gliedern unterzeichnet und vom Secretär contra- 
fignirt. 

Art. 183. Der Vorfitzende verkündet den Parteien das Urtheil 
noch in derfelben Sitzung ; bei verwickelten Sachen 
kann er die Verkündung auffchieben, jedoch nicht 
länger, als bis zur letzten Sitzung in derfelben Seffipn. 

Anmerkung. Die Urtheile der Friedensrichter- Ver- 
fammlungen in den Refidenzen (St. Petersburg und 
Moskau) find nicht fpäter als fieben Tage nach 
erfolgter Verkündung förmlich auszufertigen. 

Art. 184. Die Entfcheidungen des Friedensrichter - Plenums 

gelten als endgiltige und find nadi den in den 

Art. 1 56 — 161 enthaltenen Beflimmungen fofort 

vollftreckbar. 

Die neueren Procefsordnungen pflegen an die Spitze 

• _ 

der Vorfchriften über das Verfahren in der Berufungsinftanz 
die Beftimmung zu fetzen , dafs die für das Verfahren , in 
erfter Inftanz beftehenden Vorfchriften auch auf das Verfahren 
in der Berufungsinftanz Anwendung finden, fofern diefelben 
fich ihrer Natur nach nicht ausfchliefslich auf die erfte Inflanz 
beziehen oder eine Abweichung von derfelben durch fpeciell 
für das Berufungsverfahren erlaffene Vorfchriften nicht vor- 
gefehen worden. Das. Nichtvorhandenfein eines derartigen 
allgemeinen Satzes in dem Friedensrichterprocefle mufs den 
Lefer umfomehr ftutzig machen, als dafelbft in dem Ab- 
fchnitte über das Berufungsverfahren mehrere, auch für das 
Verfahren in erfter Inftanz geltende Vorfchriften (z. B. dafs 
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die Verhandlung in der Berufungsinilanz öffentlich und 
mündlich fei) wiederholt find und daher nicht wohl vermuthet 
werden darf, dafs jene allgemeine Beftimmung als felbftver- 
Handlich angefehen werden foUe. Aber wie dem auch fei, 
jedenfalls ift der Friedensrichterprocefs über eine Reihe fich 
von felbft aufdrängender, das Verfahren in der Berufungs- 
inftanz betreffender Fragen mit Stillfchweigen hinweggegan- 
gen, deren Beantwortung fchon im Intereffe der Einheit der 
Procefsleitimg und Rechtsfprechung dem fubjectiven Ermef- 
fen der einzelnen Richter nicht anheim geftellt werden kann^ 

1. Dahin gehört vor Allem die Frage: ob der Be- 
rufungsbeklagte zur Anfchliefsung (Adhaefion) berechtigt fei. 
Die Bejahung fcheint indefs fchon deshalb gerechtfertigt, 
weil der Art. 764 des II. Buches der Civilprocefsordnung 
beftimmt, dafs, der Berufungsbeklagte mit feiner Erklärung 
auf die Berufungsbefchwerde die Bitte verbinden dürfe, das 
Erkenntnifs, welches Gegenftand der Berufung ift, in dem 
ihm, dem Berufungsbeklagten, nachtheüigen Punkten abzu- 
ändern. Auffer diefer ganz allgemeinen Beftimmung findet 
fich über die Adhäfion in der Civilprocefsordnung nichts 
und müifen daher die das Recht der Adhäfion regelnden 
Normen des provinziellen Rechts ergänzend eintreten. 

2. Aus dem Umftande , dafs die Berufungsinftanz ein 
Judicium novum ift, folgt von felbft, dafs der Berufungs- 
beklagte neue Einreden und gegen die von dem Berufungs- 
kläger etwa geltend gemachten Repliken feinerfeits Dupliken 
vorfchützen kann. Dagegen möchte zu verneinen fein, dafs 
er, wenn er in der BerufungsinfUmz eine der im Art, 69 
des Friedensrichterproceffes aufgeführten procefshindemden 
Einreden vorfchützt, dadurch die Befugnifs zur Ablehnung 
da* Verhandlung zur Hauptfache erlange, denn die folcher 
Befugnifs für die erfte Iiiftanz das Wqrt redende ratio fällt 
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in der Bprufungsinftanz weg oder waltet in derfelben doch 
nur in viel geringerem Mafse^ob. Auch die Procefsordnung 
des deutfchen Reichs verpflichtet den Berufungsbeklagten 
zur Einlaffung auf die Hauptfache felbft dann, wenn er pro- 
cefshindernde Einreden vorgefchützt hat — was freilich unter 
dem Hinzufügen gefchehen ift, dafs das Berufungsgericht 
in Anlafs procefshindernder Einreden die abgefonderte Ver- 
handlung von Amtswegen befchliefsen könne. ' 

3. Diefelben Gründe, aus denen oben abgeleitet wurde, 
dafs der im Verhandlungstermine in erfter Inftanz ausblei- 
bende Beklagte fo anzufehen fei, als habe er das hiflorifche 
Fundament der Klage zugeftanden, beweifen auch, dafs eine 
gleiche Fiction hinfichtlich der vom Berufungskläger in der 
zweiten Inflanz neu angeführten Thatfachen ftatthabe, wenn 
^der Berufungsbejclägte in der vom Berufungsgerichte zur 
mündlichen Verhandlung anberaumten. Frift ausbleibt. Zu- 
gleich möchte von felbft einleuchten, dafs der Berufungs- 
beklagte zur Erhebung des Einfpruchs gegen ein wider ihn 
in der Berufungsinftanz erlaffenes Verfäumungserkenntnifs 
berechtigt fei. Die Annahme des Gegentheils würde fchlech- 
terdings nicht in Einklang zu bringen- fein mit der grofsen 
Nachficht, die dem ausbleibenden Beklagten in der Unter 
inftanz nach den Art. 151 und 152 des Friedensrichterpro- 
ceffes zu Theil werden foU. 

In gleicher Weife möchten die vom Berufungsbeklagten 
vorgebrachten neuen Thatfachen als vom Berufungskläger 
zugeftanden zu betrachten fein, wenn der erftere im Ver- 
handlungstermine erfcheint, der letztere aber ausbleibt. 
Auf der anderen Seite wird man das Recht des Berufungs- 
. klägers zur Erhebung des Einfpruchs • gegen ein in feiner 
Abwefenheit erlaffenes, ihm nachtheiliges Erkenntnifs eben- 
falls nicht in Abrede nehmen können. 

11 
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4. Die Frage ferner, ob die Folgen der Leiftung, Er- 
laffung oder Verweigerung eines in erfter Inftanz auferlegten 
Eides, desgleichen die Folgen der Erklärung über die Zu- 
fchiebung und Zurückfchiebung des Eides' auch für die Be- 
rufungsinftanz wirkfam bleiben, dürfte bejahend zu beant- 
worten fein, da.folches dem provinziellen Rechte entfpricht 
und die bezüglichen Vorfchriften deffelben mit dem veränder- 
ten Charakter der Appellation nicht in Collifion gerathen» 

5. Streitpunkte, die der Unterrichter nicht entfchieden 
hat, fei es, weil er fie überfah, fei es, weil feiner Anficht 
nach auf eine Entfcheidung derfelben nichts ankam, hat das Ap- 
pellationsgericht unter Umftän<äen nach provinziellem Rechte 
an das Untergericht zurückzuweifen, um dem Urtheile des 
letzteren nicht vorzugreifen. Hat z. B. der Unterrichter fich 
über die Exiftenz einer eingeklagten Schuldforderung nicht 
ausgefprochen, weil er die vom Beklagten yorgefchützte Ver- 
jährungseinrede für begründet erachtete, fo darf das Appel- 
lationsgericht, wenn es die Verjährungseinr^de als grundlos 
verwirft, nach provinziellem Rechte über 'das Forderungsrecht 
des Klägers nicht entfcheiden, fondern hat die Entfcheidung 
dem Unterrichter zu überlaffen. Ift es nun aber währ, dafs 
das Berufungsgericht in Sachen , die vor die Friedensgerichte 
gehören; ein neues und volles Judicium bilde, welches den 
Rechtsftreit in feinem ganzen gegenftändlichen Umfange in- 
nerhalb der durch die Anträge der Parteien gefleckten Gren- 
zen zu entfcheiden habe, fo dürfte hieraus zu folgern fein, 
dafs die Friedensrichterverfammlung auch über Streitpunkte 
zu erkennen habe, über welche der Unterrichter fich nicht 
ausgefprochen. Diefer Standpunkt ifl: auch in der Procefs- 
ordnung des deutfchen Reiches feilgehalten worden. 

Dabei möchte fich indefs von felbft verfkehen, dafs 
dem Unterrichter die Entfcheidung derjenigen Streitpunkte 
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vorbehalten bleiben mufs, über welche zu verhandeln und zu 
urtheilen ihm nach Lage der Sache nicht einmal die Mög- 
lichkeit geboten war, wie z. B. wenn der Oberrichter ein 
vom Unterrichter erlaffenes Verfäiimungsurtheil aulhebt oder 
wenn in dem angefochtenen Urtheile nur über procefshin- 
demde Einreden, erkannt worden ift. 

6. Dafs der Oberrichter das Urtheil des^ Unterrichters 
dann, auch zum Nachtheil des Berufungsklägers abändern 
könne, wenn diefer von dem Rechte der Adhäfion Gebrauch 
gemacht hat, liegt in der Natur der Sache. Hat aber eine 
Adhäfion nicht ftattgefuriden oder werden die vom Adhären- 
ten geftellten Anträge vom Oberrichter als unbegründet ver- 
worfen, fo erfcheint eine reformatio in pejus unzuläfsig, weil 
der Richter nach Art.. 131 des Friedensrichterproceffes kei- 
ner Partei mehr zuerkennen darf, als von ihr gebeten wor- 
den und die gemeinrechtliche Theorie, nach welcher eine 
reformatio in pejus unter gewiffen Vorausfetzungen auch 
auffer dem Falle einer Adhäfion ftattfinden kann, in den 
Provinzen (meines Wiffens) nicht Eingang gefunden. 

Unter Bezugnahme darauf, was ich in dem Vorherge- 
henden und in diefem Paragraphen ausgeführt habe, glaube 
ich, dafs in Betreff der Berufung aufler den Beftimmungen 
der Art. 162 — 184 des Friedensrichterproceffes jedenfalls noch 
folgende Sätze Geltung haben: 

a) Durch ^felbflfländige Berufung können aufler unbe- 
dingten auch bedingte Endurtheile über die Hauptfache und 
Urtheile angefochten werden, durch welche über procefshin- 
demde Einreden erkannt worden ift, wenn der Werth des 
in der Klage erhobenen Anfpruchs 30 Rbl. überfteigt oder 
eine Schätzung nicht zuläfst. 

b) Die Frift zur Erhebung der Berufung beläuft fich 
auf einen Monat. Beginn und Ende diefer Frift find nach 
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dem Art 824 und 825 der Civilprocefsordnung zu beuf- 
theilen. 

c) Die rechtzeitige Erhebung der Berufung verhindert 
das Eintreten der Rechtskraft und die Vollftreckung derje- 
nigen Beftimmungen de5 Urtheüs, gegen welche die Beru- 
fung gerichtet ift — es fei denn, dafs das Gefetz eine vor- 
läufige Vollftreckung des Urtheils geftattet. 

d) Infoweit die Rechtskraft gehemmt ift, hat der Be- 
rufungsbeklagte das Recht, durch Anfchliefsung an die von 
der Gegenpartei erhobene Berufung feine eigenen Befchwer- 
den gegen das angefochtene Urtheil geltend zu machen*). 

e) Die Anfchliefsung (Adhäfion) kann erfolgen, auch 
wenn die Berufungsfrift bereits yerftrichen ift oder der Be- 
rufungsbeklagte fich dem Urtheile vor erhobener Berufung 
freiwillig unterworfen hätte. 

f) Durch die Zurücknahme der Berufung wird die be- 
reits erfolgte Anfchliefsung nicht befeitigt, wenn die im Wege 
der letzteren vorgebrachten Befchwerden mittelft felbftftän- 
diger Berufung hätten geltend gemacht werden können. 

Wird die Berufung als nicht rechtzeitig erhoben ver- 
worfen, fo verliert auch die Anfchliefsung ihre Wirkung. 
Diefe Folge tritt auch dann ein, wenn die Berufung für 
unftatthaft erklärt wird. 

g) Auf das Berufungsverfahren finden die für das Ver- 
fahren vor den Friedensrichtern geltenden Vorfchriften An- 
wendung, fofern nicht diefelben ihrer Natur nach fich aus- 
fchliefslich auf die erfte Inftanz beziehen oder Abweichendes 
ausdrücklich verordnet ift oder fonft zu Recht befteht. 



•) A n merk u ng. Das Institut der Adhäsiion ist zwar nicht in allen baltischen 
Rechtsgebieten recipirt. Da die Adhäsion indess mit der Bedoutuiig der Berufungsin- 
stanz als ein Judicium novrun in engem Zusammenhange und , wie bereits crwtilmt, 
wurde, auch von der C. P. Ordining in allgemeinen Umrissen aufgenommen worden 
so dürfte ihr in allen Imllischen Rechtsgebieteu Anwendung zu geben sein. 
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h) Nach Empfang der ^Berufungsbefchwerde (Art. 165 
des Friedensrichtcrproceffes) hat die Friedensrichterverfamm- 
lung einen Tag. zur mündlichen Verhandlung feftzufetzen 
und beiden Parteien darüber Eröffnung zu machen. 

i) Mit der fchriftlichen Erklärung auf die Appellations- 
befchwerde, welche der Berufungsbeklagte bis zu jenem Tage 
(nach Art. 170 1. c.) einzureichen befugt ift, kann er die Be- 
Zeichnung und Begründung der Befchwerden verbinden, mit 
welchen er fich der erhobenen Berufung anfchliefst. 

k) Vor der Friedensrichterverfammlung wird der Rechts- 
ftreit von Neuem verhandelt, foweit die geltend gemachten 
Befchwerden dazu Veranlaffung geben. 

l) Die Parteien können bis zum Schlufs der .mündli- 
chen Verhandlung neue Thatfachen und neue Beweismittel 
vorbringen 

m) Das Verbot der Erhebung neuer Rechtsanfprüche 
(Art. 163) bezieht fich nicht auf Neben forderungen, die 
nach der mündlichen Verhandlung über die Klage entfkanden 
oder fällig geworden find. 

n) Die Verhandlung zur Hauptfache kann in der Be- 
rufungsinftanz auf Grund einer procefshindernden Einrede 
nicht abgelehnt werden. 

o) Bleibt eine Partei in dem Termin zur mündlichen 
Verhandlung aus, fo wird fie fo angefehen, als habe fie die 
von der im Termin erfchienenen Partei (zur Unterftützung 
der B er ufungsbefch werde refp. der Adhäfion etc.) vorge- 
brachten neuen Thatfachen zugeftanden. 

P) Gegen ein Urtheil, welches von der Friedensrichter- 
verfammlung gelallt worden, ohne dafs die eine der Parteien 
an der mündlichen Verhandlung in Perfon oder Vollmacht 
Theil genommen, kann von diefer Partei Einfpruch erhoben 
werden. 
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q) Von der Friedensrichterverfammlung unter der an 

gegebenen Vorausfetzung erlaffene Urtheile erlangen die 

Bedeutung allendücher Urtheile (Art. 184) erft, wenn gegen 

fie in der gefetzlichen Zeit von 14 Tagen (Art. 151) von der 

im Verhandlungstermine" ausgebliebenen Partei Einfpruch 

nicht erhoben ift. 

Anmerkung." Diefer Satz ift eine nothwendige Con- 
fequenz der Sätze Lit. o und /. 

y) Die Entfcheidung der Friedensrichterverfammlung 
hat fich auf alle zu ihrer Beurtheilung erwachfenen Streit- 
punkte zu erftrecken, felbft wenn über diefelben vom Frie- 
densrichter nicht verhandelt oder nicht entfchieden ift. Die 
Streitfachc ift jedoch an den Friedensrichter zur weiteren 
Verhandlung und Entfcheidung zurückzuweifen: 

I. wenn das angefochtene Urtheil ein Verfäumungs- 
urtheil ift, oder in der Berufungsinftanz - aufgehoben 
worden ; 
2» wenn ein nur über procefshindemde Einreden ent- 
fcheidendes Urtheil in der Berufungsinftanz aufge- 
hoben wird; 

3. wenn in einem Urtheile nur über die Exiftenz einer 
Schadensftiftung, nicht aber über den Betrag des zu- 
leiftenden Schadenserfatzes erkannt ift; 

4. wenn das Urtheil des Friedensrichters wegen Nich- 
tigkeit des Verfahrens aufgehoben wird. 

s) Das Urtheil des Friedensrichters darf nur infoweit 
abgeändert werden, als eine Abänderung von einer der Par- 
teien beantragt ift. 
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B. Von der einfachen Befchwerde. 

§ 29. 

Während des Laufes der Verhandlung und unabhängig 
von der Berufung gegen das Endurtheil können die Parteien 
nach Art. 166 des Friedensrichterprocefles Befchwerde führen: 

1. über Säumigkeit, 

2. über Nichtannahme eines Klagegefuchs , eines Ein- 
fpruchs oder einer Berufungsbefchwerde, 

3. über Arreft Verfügungen und 

4. über Verfügungen, welche die vorläufige VoUftreckung 
eines Urtheils betreffen. 

Diefe Befchwerden find, mit Ausnahme der Befchwerde 
über Säumigkeit, für deren Erhebung keine Frift befteht, 
binnen 7tägiger Frift, gerechnet von Eröffnung der befchwe- 
renden Verfügung, zu erheben (Art. 167). 

Die Erhebung erfolgt in der Form eines fchriftlichen 
Gefuchs, welches, wenn es eine der oben unter Ziffer i und 2 
aufgeführten Beichwerden enthält, bei der Friedensrichter- 
verfammlung, wenn es dagegen eine der anderen Befchwer- 
den zTim Gegenftande hat, bei dem Friedensrichter einzu- 
reichen ift, welcher die befchwerende Verfügung getroffen» 
Der letztere hat das Gefuch in 7 Tagen, gerechnet voni Tage 
des Empfanges, der Friedensrichterverfammlung vorzuftellen 
und der letzteren zugleich eine fein Thun und Laffen recht- 
fertigende Erklärung zu überfenden (Art. 168). 

Einfache Befchwerden werden in der Friedensrichter- 
verfammlung ohne Vorladung der Parteien geprüft, wenn 
die Parteien aber erfchienen, fo werden fie zu mündlichen 
Erklärungen zugelaffen (Art. 169). 



172 



Bei der Befchwerde über Säumigkeit kann felbftver- 
ftändlich von einem Suspenfiveffecte nicht, die Rede fein. 
Aber auch andere Befchwerden haben offenbar den Suspen- 
fiveffect nicht im Gefolge, da ihnen ein folcher im Gefetze 
nirgends zugefchrieben worden. Ob die angegangene Frie- 
densrichterverfammking zum Eriafs von Inhibitorien berech- 
tigt fei, ift bei dem Mangel einer desfallfigen Beftimmung 
mindeflens zweifelhaft. 
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Capitel-IX. 

■ 

Von den Mitteln ^ur Befeitigung 
rechtskräftiger Urtheile. 

A. Allgemeines. 

§ 30. 

Der Art. 185 des FriedensricBterproceffes ftatuirt dreierlei 
Gefuche um Aufhebung von rechtskräftigen Erkenntniffen der 
Friedensgerichte, nämlich: 

1. Gefuche um Caffation von Erkenntniffen, die auf dem 
Wege der IJerufung nicht angefochten werden können ; 

2. Gefuche um Reftitution gegen rechtskräftige Erkennt- 
niffe -^ und 

3. Gefuche an der Sache nicht betheiligt gewefener 
Perfonen. 

Die über diefe drei Rechtsmittel handelnden Artikel 
läuten : 
Art. 186. Gefuche um Caffation von Erkenntniffen find zuläffig: 

1. im Falle einer offenbaren Verletzung des deutlichen 
Sinnes des Gefetzes, oder einer unrichtigen Ausle- 
gung deffelben; 

2. im Falle einer Verletzung von proceffualifchen For- 
men, welche fo wefentlich find , dafe wegen Nicht- 
beobachtung derfelben dem Erkenntniffe eine Rechts- 
kraft nicht beigemeffen werden kann; 
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3- i"^ Falle einer Ueberfchreitung der Grenzen der 
gefetzlich den Friedensrichtern oder ihren Verfamm- 
lungen zuftehenden Competenz oder Gewalt. 

Art. 187. Gefuche um Reftitution gegen Erkenntniffe find 
zuläffig, wenn neue Umftände aufgefunden werden 
oder eine Fälfchung der Urkunden, auf welche das 
Erkenntnifs gegründet ift, an den Tag kommt. 

Art. 188. Gefuche von bei der Sache nicht betheiligten Per- 
fonen find in den Fällen zuläffig, wo das rechts- 
kräftig gewordene Erkenntnifs ihre Rechte verletzt. 

Art. 189. Gefuche um Aufhebung friedensrichterlicher Er- 
kenntnifle werden bei der Friedensrichterverfamm- 
lung angebracht, Gefuche aber um Aufhebung von 
Erkenntniffen diefer Letzteren — beim Dirigiren- 
den Senat. 

Art. 190. Dem Gefuche mufs eine Abfchrift des Erkenntnifles ' 
und fämmtliche Documente, auf welch* das Gefuch 
gegründet ift, beigefügt fein. 

Art 1.9 1. Die Frift zur Einreichung eines Gefuches um Auf- 
hebung eines friedensrichterlichen Erkenntniffes ift auf 
einen Monat, um Aufhebung eines Erkenntnifles der 
Friedensrichterverfammlung aber auf vier Monate 
feftgefetzt. 

Art. 192. Die im vorhergehenden Artikel feftgefetzte Frift 
wird gerechnet: 

I. für Gefuche um Caffation von Erkenntniffen, von 
dem Tage der Eröffnung des Erkenntniffes; 

%. für Gefuche um Reftitution von dem Tage, wo dem 
Bittfteller ein neuer Umftand bekannt geworden, 
welcher die Reftitution des Erkenntniffes begründet, 
jm Falle einer Fälfchung aber, von dem Tage, wo 
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das Erkenntnil's des Criminalgerichts darüber, dafs 
die Urkunde gefälfcht ift, rechtskräftig geworden; 
3. für Gefuche von bei der Sache nicht betheiligten 
Perfonen, von der Zeit an, wo das Erkenntnifs dem 
Bittfteller bekannt geworden. 
Art. 193. Erachtet die Friedensrichterverfammlung das Ge- 
fuch um Aufhebung des Erkenntniffes für beach- 
tenswerth , fo hebt es das angefochtene . Erkennt- 
nifs auf und übergiebt die Sache einem * anderen 
Friedensrichter zur Verhandlung. Auf gleiche 
Weife trägt der Dirigirende Senat, bei Aufhebung 
eines Erkenntniffes der Friedensrichterverfammlung, 
die Verhandlung der Sache einer anderen Friedens-, 
richterverfammlung auf. 
Art. 194. Der Friedensrichter oder die Friedensrichterver- 
fammlung, welchen eine Sache zur Verhandlung 
übergeben worden, fchreitet zur Entfcheidung der- 
felben nicht anders , als nach Vorladung beider 
flreitenden Theile und mit Beobachtung der in den 
Artikeln 810 — 813 enthaltenen Regeln. 
Angefichts des überall gültigen Rechtsfatzes : res judi- 
''cata facit jus inter partes, läfst fich die Beftimmung des 
Art. 188, nach welchem Gefuche nicht Betheiligter in, den 
Fällen zuläffig find, wo ein rechtskräftiges Urtheil ihre 
Rechte verletzt, wohl nur daraus erklären, dafs weder dem 
Friedensrichterproceffe, noch dem zweiten Buche der Civil- 
procefsordnung das Inftitut der Streitverkündigung bekannt 

ift, der Auetor mithin (Vergl. Art. 3223 des Privatrechts) in 

• 

Fällen der Entwährung ohne die Vorfchrift des Art. 188 
kein Mittel hätte, fich gegen die Regrefsanfprüche des Er^ 
Werbers einer demfelben evincirten Sache zu fchützen. In 
Folge des oben erwiefenen Fortbeftehens des Inftituts der 
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Streitverkimdigung ift in den Oftfeeprovinzen die Lage des 
Auetors eine durchaus andere. 

Geht ihm von Seiten des mit einer Evictionsklage 
belangten Erwerbers eine Streitverkündigung nicht zu, fo 
hat er nach Art. 3226 des Privatrechts die Regrefsanfprüche 
des Erwerbers überhaupt nicht zu fürchten, hat mithin 
fchlechterdings kein Intereffe ein dem Erwerber nachtheiliges 
Urtheil anzufechten. 

Geht ihm dagegen eine Streitverkündigung rechtzeitig 
zu und fchliefst er fich in Folge deffen dem Erwerber als 
Nebenintervenient an, fo ift er Theilnehmer am Rechtsftreite 
und kann als folcher von allen ordentlichen Rechtsmitteln 
Gebrauch machen, befindet fich alfo überhaupt nicht in einer 
exceptionellen Lage. 

Betheiligt er fich endlich, ohngeachtet der ihm recht- 
zeitig zugegangenen Streitverkündigung, an dem Evictions- 
flreite nicht, fo büfst er den Regrefsanfprüchen des Erwerbers 
gegenüber den Einwand, dafs diefer den Procefs nicht gehörig 
geführt habe, ein und wird durch die res judicata hinfichtlich 
der Rechtmäfsigkeit der Eviction gebunden. 

Wenn nun der Art. 1 88 des Friedensrichterproceffes 
gerade ein rechtskräftiges Urtheil als Angriffsobject voraus- 
fetzt, fo fchliefsen in ungeminderter Kraft fortbeftehende 
Beftimmungen des provinziellen Rechts die Möglichkeit aus, 
dafs ein an einem rechtskräftig entfchiedenen Rechtsftreite 
nicht Betheiligter zur Anfechtung des bezüglichen Urtheils 
legitimirt fein könnte. Dies wäre auch nicht der Fall, wenn 
ein Friedensgericht fich hinreifsen liefse, eine am Proceffe 
nicht betheiligt gewefene Perfon zu condemniren, denn wird 
diefer Perfon das Urtheil eröffnet, fo fteht ihr das Rechts- 
mittel der Berufung refp. der Caffation zu , Co dafs fie unter 
dtefer Vorausfetzung des im Art. 188 verordneten Rechts- 
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mittels nicht bedarf — .wird ihr aber das betreffende Urtheil 
nicht eröffnet, fo kann daffelbe die Rechtskraft überhaupt 
nicht befchreiten und (omit auch nicht zur Execution gelangen. 
In ^Anbetracht . des Vorftehenden fehe ich nicht ein, 
wie dasjenige, was in dem Friedensrichterproceffe über die 
Anfechtung rechtskräftiger Urtheile durch Dritte, die an 
dem Proceffe in keiner Weife Theil genommen, verordnet 
worden, in den Oftfeeprovinzen in Anwendung kommen foU. 

B. Von der Cajfation. 

. § 31. 

Mit der CafTation können nach Art. 185 Punkt 1 nur 
Urtheile angefochten werden, gegen welche das Rechtsmittel 
der Berufung nicht Anwendung findet, alfo alle Urtheile der 
Friedensrichter, die einen Streitgegenftand von nicht mehr 
als 30 Rbl betrefifen^ und alle Urtheile der Friedensrichter- 
verfammlungen. , Urtheile der Friedensrichter dagegen über 
ein Streitobject von mehr als 30 Rbl. können mit der Caffa- 
tion nicht angegriffen werden, weil gegen fie nur das Rechts- 
mittel der Berufung ftatthaft ift. Ein ausdrücklicher Aus- 
fprucl^ hierüber findet fich freilich in dem Friedensrichter- 
procefs nicht; allein der Anfechtung der bezeichneten Urtheile 
durch eine Caffationsbefchwerde fleht, folange fie die Rechts- 
kraft noch nicht befchritten haben, das Ilindernifs im Wege, 
^afs gegen fie die Berufung zuläffig ifl , während die Caffa- 
tion nur gegen inappellabele Erkenntniffe geftattet wird. 
Haben fie aber die Rechtskraft befchritten, weil keine Partei 
in der gefetzlichen Zeit eines Monats die Berufung erhoben, 
fo ift das Rechtsmittel der Caffation gegen die in Rede 
flehenden Urtheile wieder deshalb unftatthaft, weil die Frifl 
zur Einreichung eines Caffationsgefuchs gleichfalls einen 
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Möiiat beträgt und , wie bei der Berufung , vom Tage der 
Urtheilsverkündigung berechnet wird, mithin in demfelben 
Momente abläuft, in welchem die Befugiiifs zur Erhebung 
der Berufung erlifcht. Vergl. die Art^ 185 P. i, J91 , 192 
und 162 des Friedensrichterproceffes. 

Hiemit ftimmt überein, dafs die Gründe, durchweiche 
die Berufung motivirt werden kann, in keiner Hinficht be- 
fchränkt find, und daher auch in dem Nachweis deffen belie- 
hen können, dafs das angegriffen« Urtheil an einem der- 
jenigen Mängel leide, welche die Befugnifs zur Erhebung 
der Caffationsbefchwerde gegen der Berufung nicht unter- 
liegende Erkehntniffe nach Art. iS6 begründen. 

Diefe Mängel find in dem oben cithten Artikel in drei 
verfchiedenen Punkten aufgefiihrt; Dafs wegen der im 
erflen Punkte bezeichneten Mängel fafl jedes friedensrichter- 
liche Urtheil über einen Streitgegenfland von nicht mehr 
als 30 RH. fich im Caffationswege angreifen laffe, leuchtet 
ein , weil die condemnirte oder abgewiefene Partei jedem 
Urtheile gegenüber die billige Behauptung aufzuflellen ver- 
mag, dafs der Friedensrichter, welcher das Urtheil erlaffen, 
fich einer offenbaren Verletzung des Sinnes det* Gefetze 
öder einer unrichtigen Auslegung derfelben fchuldig gamacht. 
Ein Gleiches gilt natürlich hinfichtlich aller Erkenntniffe der 
Friedensrichterverfammlungen , möchte aber weniger Mifs- 
brauch in Ausficht flellen, weil fich erhoffen läfst, dafs die 
grofse Entfernung des Dirigirenden Senats und die bei dfem^ 
felben ausfchliefslich herrfchende Gefchäftsfprache auf auf- 
tauchende Caffationsgelüfle einen mehr oder weniger abküh- 
lenden Einflufs ausüben werde. 

In Betreff des zweiten Punktes liegt die Frage nahe, 
welche Procefsformen als fo wefentlich anzufehen feien, dafs 
in Folge ihrer Verletzung oder Aufferachtlaffung dem Urtheile 
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»die Kraft eines gerichtlichen Erkenntniffes« (d.^ h doch die 
Fähigkeit zur Befchreitung der Rechtskraft) nicht beigelegt 
werden kann. Bei dem Schweigen, das der Friedensrichter, 
procefs hierüber beobachtet, kann man geneigt fein, die 
Satzungen des provinziellen Rechts über die Nichtigkeits- 
befchwerde ergänzend eintreten zu laffen. Wenn aber er- 
wogen wird, dafs die Grenzen der Caffationsbefchwerde viel 
weiter gedeckt find, als diejenigen derNichtigkeitsbefchwerde, 
indem diefe mit Fehlern in judicando nichts zu thun hat, 
jene aber alle Entfcheidungen contra jus darum in thefi und 
fogar jede unrichtige Gefetzauslegung in ihr Gebiet gezogen 
hat — und dafs die .Cs^ffation fich von der Nichtigkeits- 
befchwerde auch fonfl in fehr wefentlichen Stücken unter- 
fcheidet, fo^erfcheint es uhzuläffig, beide Procefsinftitute mit 
einander zu confundir^n und die für die Nichtigkeitsbefchwerde 
geltenden Rechtsnormen ohne Weiteres auf die Caffation in 
fubfidium anzuwenden. 

Die im zweiten Punkte des Art. i86 ftatuirte Unter- 
fcheidung zwifchen wefentlichen Procefsformen und lolchen, 
denen diefes Prädicat nicht beigelegt werden kann, fcheint 
mir überhaupt eine praktifch beJeutungslofe zu fein, denn 
da alle Procefsformen, die wefentlichen ebenfo, wie die un- 
wefentlichen, immer auf einem beftimmten Procefsgefetze be- 
ruhen, fo kann ein Caffationsgefuch unter Berufung auf den 
erften Punkt des Art. 185 auch auf Verletzung unwefentlicher 
Procefsformen gegründet werden, indem die Verletzung oder 
Auflerachtlaffung jeder Procefsform fich als offenbare Ver- 
letzung eines Procefsgefetzes oder als unrichtige Auslegung 
deflfelben darftellen läfst. Dafs das Wort «offenbar» feiner 
grofsen Dehnbarkeit wegen hiegegen keinen Schutz gewährt, 
braucht wohl nicht bemerkt zu werden. Hiemach und bei 
Berückfichtigung des Umflandes, dafs der Friedensrichterpro- 
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cefs und das zweite Buch der Civilprocefsordnung keine, ge- 
fchweige denn eine erkennbare, Grenze zwifchen wefentlichen 
und unwefentlichefi Procefsformen gezogen, ergiebt fich, dafs 
die Zuläffigkeit der Caffation gegen alle der Berufung nicht 
unterliegenden friedensrichterlichen Erkenntnifle und gegen alle 
Erkeiintniffe der Friedensrichterverfammlungen in Wahrheit 
nur durch das freie Ermeffen des zufländigen Caffationsg^- 
richts befchränkt wir^. Der dritte Punkt des Art i86fteckt 
fchon in dem erften Punkte, da eine Ueberfchreitung der den 
Friedensgerichten zugewiefenen Gerichtsbarkeit ocjer Amtsge- 
walt fich ohne Verletzung oder falfche Auslegung eines po- 
fitiven Gefetzes nicht wohl denken läfst 

Demnächft wäre zu bemerken, dafs alle Urtheile., die 
mit der Caflation angegriffen werden können, vollftreckbar 
find und die Vollftreckbarkeit dadurch nicht einbjfsen, däfs 
gegen fie ein Caffationsgefuch erhoben worden, denn dafs die 
Caffation riiit Suspenfivefifect verbunden fei, ift im Fripdeins- 
richterprocefs ebenfowenig ausgefprochen, als dafs das Caffa- 
tionsgericht zum Erlafs eines Inhibitorium -berechtigt fei. 

Das Verfahren ift durch die Art, 190, 193 und 194 
geregelt. 

C, Von der Reßitutions klage. 

Die Reftitutionsklage kann nur gegen bereits rechts- 
kräftige und voUftreckbare oder fchon voUftreckte Urtheile 
gerichtet werden und zwar nur dann, wenn neue, (für Beur- 
theilung der Sache erhebliche) Thatfachen aufgefuiKien oder 
eine Fälfchung der Urkunden, auf welche das Urtheil gegrün- 
det ift, aufgefunden worden. Je nachdem das betreffende 
Urtheil von einem Friedensrichter oder einer Friedensrichter- 
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verfammlung erlafleri wordep, ift das Gefuch um Reftitution 
bei der übergeordneten Friedensfichterverfammlung refp. bei 
dem Dirigirenden Senate anzubringen. Die Frift dazu ift 
eine einmonatliche refp. viermonatliche und wird nach Art. 
192 im Falle der Auffindung neuer Thatfachen, von dem 
Tage, an welchem die. auf Reftitution klagende Partei davon 
Kenntnifs erlangt hat, im Falle einer Fälfchung aber von 
dem Tage an gerechnet, an welchem das die ftattgehabte 
Fälfchung ausfprechende Urtheil rechtskräftig geworden ift. 
Schon aus diefen Friftbeftimmungen ift erfichtlich, dafs die 
Reftitutionsklage, wie oben behauptet wurde, nur gegen 
rechtskräftige und vollftreckbare oder bereits voUftreckte Er- 
kenntniffe gerichtet werden kann. Für das nach erhobener 
Reftitutionsklage zu beobachtende Verfahren gelten diefelben 
Beftimmungen, welche für das Verfahren in Caflationsfachen 
mafsgebend find. 
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§ 33- 

. Nach dem diefer Arbeit zu Grunde gelegten Plane 
müfste jetzt auf Unterfuchung der Frage eingegangen wer- 
den, in wie weit das bisher in den Oftfeeprovinzen in fum- 
marifchen Sachen beobachtete Verfahren» namentlich das 
Verfahren in Arreft- und Befitzftreitigkeiten, durch die Gfe- 
fetze vom 28. Mai 1880 und den Friedensrichterprocefs mo- 
dificirt worden. Durch amtliche Obliegenheiten für die Dauer 
der nächften Monate gänzlich in ßefchlag genommen, bin 
ich jedoch an Fortfetzung diefer Arbeit gehindert und fchliefse 
diefelbe daher mit einer kurzen Erörterung der in den Art, 
I — 28 der Civilprocefsordnung enthaltenen allgemeinen Be- 
ftimmungen. Sie haben im Inneren des Reichs fowohl für 
die Friedensgerichte, als auch für die «allgemeinen Gerichts- 
behörden», in den Oftfeeprovinzen aber nur für die Friedens- 
gerichte Geltung. 

Die Zuläfsigkeit der Cabinetjustiz ausfchliefsend, bringt 
der erfte Artikel an der Spitze jener Beftimmungen den 
Rechtsfatz zum Ausdruck, dafb jeder Streit über Privatrechte 
von den zuftändigen Gerichten zu entfcheiden fei. 

Nach Art. 2 können Privatperfonen oder Gefellfchaften, 
deren gefetzlich begründete Rechte durch Anordnung der 
Verwaltungsbehörden verletzt worden, wegen Wiederherftel- 
lung ihrer verletzten Rechte bei Qericht Klage erheben; 
durch folche Klagen werden jedoch die Anordnungen der 
Verwaltungsbehörde nicht beanftandet, bevor darüber eine 
gerichtliche Entfcheidung erfolgt ift. 

Abgefehen davon, dafs auch hier die juriftifchen Perfo- 
. nen, denen doch in den Oftfeeprovinzen gewifs ein gleiches 
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Klagerecht zuzugeftehen wäre, mit StiUfchweigen übergangen, 
find, fragt fich, bei welchem Gerichten namentlich die in Rede 
flehende Klage zu erheben fei. 

In diefer Hinficht läfst fich aus der Civilprocefsordnung 
(Art 1289 und 13 10) nur entnehmen, dafs CivilrechtsftreJtig- 
keiten, in denen Kronsverwaltungen in der Rolle des Klägers 
oder des Beklagten betheiligt find, nicht vor die Friedensge- 
richte gehören, während die letzteren auch fiir Befitzflreitig- 
keiten der Kronsverwaltungen allerdings zuftändig find. Stofeen 
Verwaltungsbehörden bei Verhandlung einer Sache auf ftrei- 
tige Umftände, die der gerichtlichen Verhandlung unterliegen, 
fo haben fie über diefelben nicht zu entfcheiden, fondem nur 
den Perfonen, deren Intereffe durch die ftreitigen Umftände 
berührt werden, zu eröffnen, dafs fie fich mit ihrer Klage an 
das zuftändige Gericht wenden können (Art. J)- ' 

Im Art. 4 wird die Verhandlungsmaxime zum Grund- 
fatz erhoben und die Nothwendigkeit betont, den Parteien 
vor Entfcheidung der Sache Gehör zu gewähren. Wie aus 
den das Verfahren der Friedensgerichte regelnden fpeciellen 
Vorfchriften des Friedensrichterproceffes erfichtlich, hat letz- 
terer die Verhandlungsmaxime confequent durchgeführt und 
eine Befchränkung derfelben nur durch das der Natur der 
Sache entfprechende Fragerecht des Richters eintreten lafl!en. 

Ausweislich der Art. 5 — 7 kann der durch ein Vergehen 
Verletzte wegen eines Civilanfpruchs auf Entfchädigung fich 
dem Strafverfahren über das betreffende Vergehen anfchliefsen 
oder aber den Anfpruch durch befondere Civilklage bei dem 
zuftändigen Civilgerichte geltend machen; das letztere 
hat jedoch über, den Entfchädigungsanfpruch erft nach Be- 
endigung des Strafverfahrens zu verhandeln und zu ent- 
fcheiden. Wird der Angefchuldigte laut Urtheil des Criminal- 
gerichts für nicht fchuldig erklärt, fo verliert der Kläger 
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deshalb nicht das Recht zur Klage bei dem Civilgerichte, 
fofem ihm durch die Handlungen des Freigefprochenen ein 
Schaden oder ein Verluft geurfacht worden. 

Ob und in wie weit das Civilgericht die in dem Straf- 
verfahren erfolgte Entfcheidung, wenn der Angefchuldigte in 
demfelben des ihm zur Laft gelegten Vergehens fchuldig 
erkannt worden, für fich als mafsgebend anzufehen habe, ift 
in den Art. $ —7 nicht ausgefprochen *, der Theorie nach 
dürfte aber nicht zweifelhaft fein, dafs die Entfcheidung des 
Strafgerichts für das Civilgericht infoweit mafsgebend ift, 
als erfteres die Verübung des fraglichen Vergehens durch 
den Angefchuldigten als rechtlich gewifs betrachtet hat. 
Wäre dies nicht richtig, fa läge kaum ein Grund vor, das 
Civilverfahren bis zur Beendigung des Strafverfahrens zu 
beanftanden, wie doch im Art. 6 vorgefchrieben worden. 

Eine während der Verhandlung einer Civilrechtsfache 
zu Tage kommende gefetzwidrige Handlung, welche eine 
ftrafrechtliche Verhandlung erheifcht, ift durch den Staats- 
anwalt unter Angabe der fie begründenden Thatumftände, 
zur Kenntnifs des Strafgerichts zu bringen, die Verhandlung 
der Civilrechtsfache aber zu beanftanden, '^> falls deren Ent- 
fcheidung von der Beprüfung der ftrafrechtlichen That- 
umftände abhängt.« (Art. 8). Im Art. 9 werden die Ge- 
richte verpflichtet, »die Sachen nach dem wahren Sinn der 
»Gefetze zu entfcheiden; im Falle aber einer UnvoUftändig- 
»keit, Unklarheit, Lückenhaftigkeit oder eines Widerfpruchs 
»in demfelben die Entfcheidung auf den Geift der Gefetze 
»im Allgemeinen zu gründen. Wenn es fich bei den Ent- 
fcheidungen der provinziellen Friedensgerichte um privat- 
rechtliche Fragen handelt, find felbftverftandlich die in den 
Art. XIII — XXXVI in der Einleitung in das provinzielle 
Privatrecht enthaltenen Vorfchriften zu Rathe zu ziehen und 
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anzuwenden, fofern fich Mängel der im Art. 9 der C.-P.-Ord- 
nung bezeichneten Art. in dem dritten Theile des Provin- 
zialrechts finden foUten. Handelt es fich dagegen um Lücken 
und UnvoUftändigkeiten der Civilprocefsordnung und der 
Gefetze vom 28. Mai 1880, fo find diefelben demnach, was 
oben in Betreff der einzelnen Procefsinftitute dargelegt wurde, 
aus dem derzeitigen provinziellen Procefsrechte auszufüllen 
refp. zu ergänzen. 

Art. 10 verbietet die Entfcheidung einer Sache unter 
dem Vorwande, dafs das Gefetz an einem der im Art. 9 
aufgezählten Mängel leide, zu beanftanden — und bedroht 
die Contraveirienten mit der für Juftizverweigerung feflgefetz- 
ten Beahndung. Im Art. 11 ift feftgeftellt, dafs Civilrecht- 
fachen nur in zwei gerichtlichen Inftanzen ihrem Wefen 
nach zu entfcheiden find. Die unverkürzte Durchfuhrung 
diefer allgemeinen Beflimmung kann aus dem Grunde in 
Abrede geftellt werden, weil das Rechtsmittel der Caffations- 
befchwerde auf fo breite Bafis geftellt worden ift, dafs es 
jedenfalls in fehr vielen Fällen der fachfalligen Partei die 
Möglichkeit gewährt, eine Rechtsfache, die in zwei Inftanzen 
bereits entfchieden worden ift, hinfichtlich. ihres Wefens auch 
an die dritte Inftanz zu bringen, wie folches oben bei Er- 
örterung der Caffationsbefchwerde ausführlich gezeigt wurde. 
Während der Art. 12 das Ueberfpringen einer gefetz- 
lich angeordneten Inftanz verbietet, fiebert der Art. 13 den 
Parteien und dritten Perfonen das Recht zu, den Gerichts- 
verhandlungen in allen Fällen, für welche das Gefetz keine 
Ausnahme angeordnet hat, beizuwohnen. Auch wird den 
Parteien in demfelben Artikel die Vorftellung mündlicher 
^ Erklärungen geftattet. 

In den Art. 14-16 ift ferner beftimmt, dafs die Par- 
teien das Recht haben, fich in Civilrechtsftreitigkeiten durch 
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Bevollmächtigte vor Gericht vertreten zu laflen, dafs meh- 
rere an derfelben Sache betheiligte Kläger oder Beklagte 
fowohl einzeln vor Gericht auftreten , als fich durch einen 
gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten vertreten laffen können 
und dafs alle Procefshandlungen , von denen in der Procefs- 
ordnung die Rede ift, nicht allein von den Parteien allein, 
fondern auch von deren Bevollmächtigten vollzogen ^werden 
dürfen, fofern nicht im Gefetze ausdrücklich Ausnahmen vor- 
gefehen worden. 

Art. 17 enthält die Regel, dafs Jeder fähig fei, feine 
Rechte vor Gericht in Perfon in Anfpruch zu nehmen und zu 
vertheidigen. Die Ausnahmen von diefer Regel find in den Art. 
18, 19, 20, 21, 24, 25, 26 und 27 angegeben und haben in den 
Capiteln IL § 9 und III, § 11 fachgemäfse Berückfichtigung 
gefunden. Die Art 22 und 23 betreffen den G^äubiger-Kon- 
kurs und find daher für die Friedensgerichte bedeutungslos. 
' Der Art. 28 endlich beftimmt, dafs in denjenigen Oert- 
lichkeiten, auf welche fich die Gerichtsbarkeit des Commerz- 
gerichts nicht erftreckt, den Handelsgerichten unterliegende 
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Streitfachen in den allgemeinen Civilgerichten auf Grundlage 
der Civilprocefsordnung zu verhandeln find. Unter den hier 
erwähnten allgemeinen Civilgerichten können in den Oftfee- 
provinzen wohl nur die daielbft nach Einführung der Frie- 
densrichterinftitiitionen auf Grund des Provinzialrechts fort- 
beftehenden Civilgerichte verftanden werden. Dafs die- 
felben bei Verhandlung von Handelsfachen nicht die Civil- 
procefsordnung, fondern in allen Stücken ausfchliefslich pro- 
vinzielle Procefsnormen zur Richtfchnur zu nehmen haben, 
verlieht fich felbft. Indem der Art. 28 Handelsfachen 
fpeciell den allgemeinen Gerichten im Gegenfatze zu den 
Friedensgerichten vorbehält, fcheint er feftzuftellen , dafs 
let^tei'e in Handelsfachen überhaupt nicht und daher auch 



18; 

dann nicht zuftändig feien, wenn es- fich um einen Streit- 
gegenftand handelt, deffen Werth die Summe von 500 Rbl. 
nicht überfteigt. Demnach würden auch Wechfelklagen ohne 
Rückficht auf den Belauf des Streitgegenftandes der Gerichts- 
barkeit der provinziellen Friedensgerichte entzogen fein. 

Bei der Neuheit des Gegenftandes, bei dem Mangel 
einer authentifchen Ueberfetzung der C.-P.-Ordnung und bei 
den grofsen Schwierigkeiten, die der Application des Frie- 
densrichterproceffes auf die Oftfeeprovinzen daraus erwach- 
fen, dafs derfelbe, urfprühglich nur für das Innere des Reichs 
beftimmt, ohne Rückficht auf das provinzielle Privatrecht 
ausgearbeitet worden ift, wird es gewifs nicht fchwer fein, 
diefer unter fehr ungünftigen Verhältniflen verfafsten Schrift, 
eine vielleicht recht lange Reihe von Fehlgriffen, fchiefen 
Auffaffungen und Mängeln anderer Art im Einzelnen nach- 
zuweifen. Ein folcher Nachweis würde indefs die Behaup- 
tung nicht widerlegen, dafs der Friedensrichterprocefs und die 
Gefetze vom 28. Mai 1880 fich in den Oftfeeprovinzen ohne 
weitgehende Zuhilfenahme des in den Provinzen gegenwärtig 
geltenden Procefsrechls nicht anwenden laffen und dafs es 
nothwendig fei, die Beftimmungen des Friedensrichterproceffes 
mit den fie ergänzenden, auch für die friedensrichterliche 
Rechtspflege in Kraft verbliebenen provinziellen Procefs- 
fatzungen zu einem fystematifch geordneten Ganzen zu ver- 
fchmelzen. Vornehmlich auf Begründung diefes allgemeinen 
Gedankens kam es bei Abfaffung der vorliegenden Schrift an. 
Erwirkt fie in diefer Hinficht die Ueberzeugung der Lefer, 
fo hat fie ihren Zweck ohngeachtet der ihr fonft anhaften- 
den Mängel, erreicht. 
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Seite 29 Zeile 5 v. o. lies jedenfalls 

29 ,, 13 V. u lies begründet statt übegmdet. 
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1 V. u. lies dass statt tass. 
10 V. o. lies dürften statt dürfen. 

13 V. o, lies Gewährleistungs- statt Gewährleistung. 

3 V. o. lies zum Krsciieinen und zur statt zum Erscheinen zur 
10 V. o. lies anerkennt statt anerkannt. 

14 V. o. lies Amtsgerichten statt Amtsgerichte. 
13 V u lies aufweisen statt an sich tragen. 
13 V. u. lies Gründe statt Gründen. 
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Preis broch. 2 M. 25 Pfg. 

Zur Erinnerung an M. v. Engelhardt weil. Dr. und Prof. 
der Theologie an der Univeraität zu Dorpat. 1881. 
Preis 1 M. 

Predigten für alle Sonn- und Festtage des Kirchenjahres 

von V a 1 e n t i n V. H 1 s t. II. Sammlung 1880. 
Preis brocli. 8 M. 
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